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Karl Aiginger 

Umweltpolitik bei Wirtschaftswachstum 

1. Umweltschutz im Zielsystem der Wirtschaftspolitik 

1.1 Umweltschutz, Wirtschaftswachstum und Beschäftigung 

Die wirtschaftspolitischen Ziele stehen zueinander in einem komplexen Wirkungsverhältnis. 

Teilweise erleichtert die Erreichung eines Zieles die Erfüllung einer anderen Aufgabe, so z.B. 

erleichtert Wirtschaftswachstum die Erzielung von Vollbeschäftigung. Teilweise konkurrieren 

Ziele einander (Wachstum und Preisstabilität). Die Vereinbarkeit von Zielen kann auch je nach 

Konjunkturphase oder nach gewählten Mitteln der Wirtschaftspolitik unterschiedlich sein. 

Umweltschutz wird heute als eines der sechs Ziele der Wirtschaftspolitik akzeptiert. Zu den 

anderen wirtschaftspolitischen Zielen besteht- wie oben für Wachstum und Preisstabilität 

angeführt- eine doppelseitige Beziehung. Umweltschutz ist in der Rege! mit einer 

Kostenbelastung verbunden, und senkt die Produktion und den Konsum- wie jede andere 

Kostensteigerung. Auf der anderen Seite stellen Umweltschutzausgaben eine zusätzliche 

Nachfrage dar. Wie jede Qualitätssteigerung eröffnet Umweltqualität neue 

Produktionschancen. Das Innovationspotential wird herausgefordert. 

Dieser expansive Effekt muss gegen den negativen Effekt durch die Verteuerung 

aufgewogen werden. Der Nettoeffekt wird jedenfalls kleiner sein als Diskussionsbeiträge es 

erscheinen lassen, die jeweils nur einen Effekt betonen. Die Gestaltung der Umweltpolitik kann 

dazu beitragen, die positive oder die negative Wirkung zu forcieren: 

• eine ökonomisch effiziente Umweltpolitik hilft ein gegebenes Umweltziel mit den 

geringsten Kosten zu erreichen 

• eine Umweltpolitik, die Ziele festlegt, nicht aber die Mittel vorschreibt, senkt die Kosten 

und nützt den Einfallsreichtum 

• langfristige festgelegte und glaubwürdige Umweltziele ermöglichen ihre 

Berücksichtigung in Unternehmensplanung 

• eine Umweltpolitik, mit geringen administrativen Kosten, hält die Produktionsverteuerung 

in Grenzen 

• nachträgliche und administrativ-bürokratische Abwicklung erhöht die Kosten und senkt 

Motivation und Innovation 

• eine aktive Umweltpolitik, die der Innovation als Problemloser die erste Stelle zuweist, 

fördert den technischen Fortschritt über die ökologische Innovation hinaus 
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Weiters sind Umweltausgaben in einer Periode der Unterauslastung der Wirtschaft 

wachstumsfördernd, bei Vollauslastung können besonders passive Maßnahmen (end-of-the-

pipe-Investitionen) wachstumsbegrenzend wirken. 

Umweltausgaben sind überdurchschnittlich arbeitsintensiv und begünstigen die inländische 

Wertschöpfung. Deswegen ist selbst bei neutraler Wirkung der Umweltausgaben auf das 

Wachstum ein leicht positiver Beschäftigungseffekt gegeben. 

Zusammenfassend kommen heute die meisten ökonomischen Studien zu der 

Schlussfolgerung, dass Umweltschutz kein Hindernis für wirtschaftliches Wachstum ist, 

allerdings auch kein Allheilmittel gegen Wachstumsschwäche und Arbeitslosigkeit. 

Zielkonflikte zwischen Wachstum und Umweltschonung kann es geben, sie sind durch die 

konkrete Ausgestaltung in Grenzen zu halten. Eine innovationsorientierte Umweltpolitik kann 

zu neuen Marktchancen und einem positiven Einfluss von Umweltschonung auf das 

Wachstum führen. 

Die gegenteilige Frage ob Wirtschaftswachstum ein Hindernis für den Umweltschutz ist, ist 

ebenfalls komplex. Wirtschaftswachstum ist für den Umweltschutz aus mehreren Gründen 

förderlich: 

• bei hohem Wachstum sind die Finanzierungsmitteln zur Behebung von Umweltschäden 

größer 

• bei hohem Wachstum werden Preissteigerungen (zum Einbau von ökologischen Kosten) 

eher akzeptiert 

• hohes Wachstum ist mit hohen Investitionen und damit der schnellen Nutzung des 

technischen Fortschrittes (dieser ist bei Verteuerung der Umweltgüter 

ressourcenschonend) verbunden 

Auf der anderen Seite ist höheres Wachstum in der herkömmlichen Form − bei gegebenem 

Verhältnis von Ressourcen zum Output − umweltbelastend. 

Die Entkoppelung von Energie und Wachstum zeigt dass es keine Automatik zwischen 

Wachstum und Ressourcenverbrauch gibt. Dennoch ist zu beachten, dass der notwendige 

Einsparungseffekt je Output mit dem Wachstum steigt, wenn man den Ressourcenverbrauch 

nicht steigern will. Technischer Fortschritt ist dazu notwendig, die Finanzierung fällt bei 

Wachstum wie erwähnt leichter. Es gibt allerdings auch eine abnehmende Möglichkeit 

(Grenze) von Einsparungen und ein eventueller Preisanreiz muss bei höherem Wachstum 

größer sein. 

Wirtschaftswachstum wird langfristig ein Ziel der Industriegesellschaften bleiben (umso mehr 

von Entwicklungsländern) und dafür sprechen auch soziale Gründe und Überlegungen über 

die Chancenverteilung. Trotz des erreichten Wohlfahrtsniveaus - in Österreich liegen die 

Einkommen heute fast dreimal so hoch wie am Beginn der sechziger Jahre- liegt das mittlere 

Einkommen (Median) des Arbeiterhaushaltes 1987 noch immer nur bei 15.900 S im Monat 

(25% haben ein Einkommen unter 11.700 S). Gerade die niedrigen Einkommen werden 
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erfahrungsgemäß bei einem Wachstumsstopp härter betroffen (wenn es keine radikale 

Umverteilung gibt, und auch diese ist in der Rezession schwerer durchzusetzen). Das 

Pensionssystem ist bei Wachstumsstopp schwerer zu finanzieren, Arbeitslosigkeit ist nach den 

Erfahrungen der Industrieländer ohne Wachstum kaum zu verhindern. Die Mobilität, die Zahl 

und der Vielfalt an Beschäftigungschancen sind in wachsenden Wirtschaften größer. Bei 

Stagnation werden die "erworbenen Rechte" gegen Newcomer beinhart vertreten. 

Mindestens zwei Einschränkungen sind zu diesen Überlegungen notwendig: 

• Erstens: Wie notwendig Wirtschaftswachstum für die Erreichung sozialer Ziele ist, hängt 

immer von Überlegungen über das politisch Machbare ab. Chancen für Aufsteiger kann 

man auch ohne Wachstum erreichen, wenn man sie durch Gesetze vorschreibt 

(Einstellungspflichten, Mindestquoten etc.). Umverteilung ist technisch durch stärkere 

Progression der Einkommenssteuer (härteren Steuervollzug) "erzwingbar", Arbeitslosigkeit 

ist bei Wachstumsstopp durch Arbeitszeitverkürzung (ohne Lohnausgleich und mit 

Überstundenverbot) vermeidbar. Beide Wege scheinen heute nicht durchsetzbar, 

können aber als Langfristziele politisch vertreten werden. 

• Die zweite Einschränkung besteht darin, dass die Befürwortung des Wachstumszieles 

auch aus sozialen Motiven nur dann vertreten werden kann, wenn das Wachstum unter 

Beachtung der tatsächlichen Kosten (inkl. Umweltverwendung) gegeben ist. Ein 

Wachstum, das nur einen höheren Ressourcenverbrauch widerspiegelt, ist auch für 

niedrigere Einkommen nicht wohlfahrtsvermehrend. 

Zusammenfassend wird ein durchschnittliches Wirtschaftswachstum in einem Korridor von 1% 

bis 3% für die Umweltbelastung kein unlösbares Problem darstellen (es ist nachhaltig, 

"sustainable growth" nach der OECD Terminologie). Voraussetzung dafür ist, dass die 

Rahmenbedingungen in Richtung effizienter Nutzung der Ressourcen und geschlossener 

Kreisläufe verändert werden und dass Umweltkosten in die Preise Eingang finden. Wachstum 

setzt Ressourcen zur Lösung von Umweltproblemen frei und hilft theoretisch verfügbare 

ressourcenschonende neue Techniken rascher zu implementieren. Bei einem höheren 

Wachstum als dem genannten Korridor müssen noch stärkere Anreize, zur 

Ressourcenschonung gesetzt werden, wobei es fraglich ist, ob die erforderlichen Änderungen 

politisch durchsetzbar sind. Ein Nullwachstum führt zu finanziellen Knappheiten, 

gesellschaftlicher Immobilität und Engpässen, die langfristigen Ziele, Chancen für Newcomer 

und Umweltlösungen zurückdrängen. 

1.2 Umweltschutz, Steuerquote, Ordnungspolitik 

Umweltschutz ist eine Aufgabe, die obwohl sie primär vom Verursacher zu leisten wäre, heute 

generell als Staatsaufgabe angesehen wird. Ausgabenmäßig wird Umweltschutz etwa zur 

Hälfte vom Staat und von Unternehmungen gezahlt (und findet dann in Steuer- oder 

Preiserhöhung ihren Widerhall). 



– 4 – 

   

Die Notwendigkeit des Staatseingriffes leitet sich daraus ab, dass Umweltverschmutzung − 

ohne Staatseingriff − sich meist nicht auf die direkten Preise und Kosten der Konsumenten und 

Unternehmern auswirkt. Ohne kosten- und preisrelevant zu sein, finden Umweltkosten in die 

dezentralen Entscheidungen oft keinen Eingang. Wichtigste Instrumente der Umweltpolitik 

sind weltweit Gesetze, Auflagen, Genehmigungen ("ordnungspolitischer Ansatz"), an zweiter 

Stelle kommen Subventionen. Die zunehmende Nutzung des Auflagenweges stößt auf immer 

unterschiedlichere Erfüllungskosten und ist deswegen ökonomisch nicht effizient. Außerdem 

steigt das Vollzugsdefizit, weil die Materie immer komplizierter wird. Nicht der Weg das 

Problem anfänglich mit diesem Instrument anzugehen war falsch, die Nutzung dieser 

Instrumente lässt sich nur nicht beliebig fortsetzen. Für Mindestlösungen und bei Gefahr in 

Verzug bleibt es unentbehrlich. Manchmal werden durch Umweltmaßnahmen öffentliche 

Güter produziert: Deponien werden von der öffentlichen Hand angeboten, wenn sie 

vorhanden sind können sie von jedem genutzt werden. 

Der derzeitige und die zukünftig verstärkte Umweltpolitik bewirken damit bei Fortschreiten des 

bisherigen Weges eine Zunahme der Regulierungsdichte und eine Erhöhung des Steuer- und 

Staatsanteiles aus dem Umweltaspekt heraus. Verschiedene Methoden der Umweltpolitik 

können diese Zunahme graduell verändern, aber keine kann sie ganz verhindern. Soll die 

Gesamtsteuerbelastung und die Regulierungsdichte unverändert bleiben, so müssen die 

bestehenden Staatsaufgaben durchforstet und/oder effizienter gestattet werden. 

Eine Überprüfung der Staatsausgaben und die Erarbeitung von Mechanismen, die Effizienz im 

öffentlichen Sektor zu erhöhen, ist somit- obwohl dem ersten Anschein nach vom 

Umweltproblem getrennt − eine notwendige Ergänzung einer marktwirtschaftlichen 

Umwertpolitik. Konzepte zur Effizienzsteigerung der Staatsausgaben gibt es in der Literatur 

genügend, einige sollen aufgezählt werden, um den Zusammenhang zwischen 

anspruchsvoller Umweltpolitik und effizienter Aufgabenerfüllung des Staates zu betonen: 

• periodische Überprüfung der Notwendigkeit von Aufgaben 

• Zieldefinition der einzelnen Ämter/Sektionen  

• Entwicklung von Indikatoren der Zielerreichung  

• Leistungsentlohnung (mit Anreiz bei Sparerfolg)  

• externe Bewertung der öff. Einrichtungen 

• Rating von Universitäten, Lehrplätzen, Arbeitsämtern  

• Erledigungspflicht von Behörden innerhalb von Fristen  

• Anbotspflicht öffentlicher Ausgaben an Private  

• Leistungsorientierte Verrechnungssysteme (Spitäler)  

• Ausschreibung neuer Dienststellen unter Beamten 

Wenn es gelingt die Effizienz der bisherigen Staatsaufgaben zu erhöhen, dann kann der Teil 

der Umweltausgaben, der vom Staat durchgeführt werden muss (und dessen Höhe 

gestaltbar ist), ohne Erhöhung der Staatsquote und des Regulierungsbedarfes durchgeführt 
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werden. Eine Lösung über das Verursacherprinzip drängt den staatlichen Regulierungsbedarf 

zurück (es verbleiben Überwachungsprobleme).Die Durchsetzung des Verursacherprinzips ist 

leichter, wenn die Produzenten und Konsumenten eine niedrigere Steuerbelastung 

aufweisen. Für die internationale Konkurrenzfähigkeit ist die Gesamtbelastung aus Steuern 

und Umweltkosten entscheidend. 

Das marktwirtschaftliche System war in den letzten Jahrzehnten mit dem sozialen Problem 

konfrontiert. Auch hier standen Effizienz und Kostengünstigkeit auf der einen Seite, und 

Gerechtigkeit und Hilfe auf der anderen Seite als sich tendenziell konkurrierende Ziele 

gegenüber. Der Ausgleich wurde teilweise durch Verbote (Kinderarbeit, maximale 

Arbeitszeit), teilweise durch finanzielle Maßnahmen (Abgaben, Zwangsversicherung) 

angestrebt. Heute wird allgemein akzeptiert, dass der Interessenausgleich zwischen Gewinn 

und Sozialanspruch in den meisten westlichen Ländern im Prinzip gelungen ist und zwar besser 

als in Wirtschaftssystemen, die das Gewinninteresse im Rahmen einer Zentralplanung 

zurückstellten. Der Ausgleich wird in verschiedenen Varianten (z.B. USA verglichen mit 

Schweden oder den zentraleuropäischen Ländern) durchgeführt, er ist unvollkommen und 

besitzt in der "Sockelarbeitslosigkeit" und der "neuen sozialen Frage" (neue Armut durch 

Krankheit, große Familien, Pensionen) eine erhebliche Herausforderung. 

Die Sozialausgaben in Prozent der Wirtschaftsleistung sind in den letzten Jahrzehnten auf mehr 

als ein Viertel des BIP gestiegen (Österreich 1987: 27,7%). Obwohl auch Sozialausgaben eine 

erhebliche Verteuerung des Produktionsprozesses bedeuten, waren die Jahrzehnte mit dem 

höchsten Anstieg der Sozialausgaben auch eine erfolgreiche Wachstumsperiode. 

Die Bewältigung dieses Spannungsverhältnisses stimmt optimistisch, dass auch eine 

Versöhnung von Marktwirtschaft und Umweltschonung in einer dynamischen Wirtschaft 

möglich ist. Das Erreichen dieses Ausgleiches wird für die' Akzeptanz des marktwirtschaftlichen 

Systems wahrscheinlich der entscheidende Test sein. Wird die Ressourcenschonung nicht ein 

integraler Bestandteil des Wirtschaftssystems, dann wird die Akzeptanz der 

Industriegesellschaft verloren gehen. Die gewählte Methode der Integration (Vorschriften 

oder Selbststeuerung) wird über das relative Gewicht von Markt zu Behörden entscheidend 

sein. 

Der Optimismus, dass der Ausgleich möglich ist und dies auf marktwirtschaftlichem Weg, kann 

auch darauf aufbauen, dass das Umweltproblem umfangmäßig kleiner ist und marktnäher 

liegt als das Sozialproblem. Bezüglich der notwendigen Kosten liegen die Schätzungen bei 2% 

bis 5% des Bruttoinlandsproduktes. Selbst wenn sich diese Schätzungen als zu gering 

herausstellen sollten, kommen sie bei weitem nicht an die Sozialausgaben heran. Bezüglich 

der Problemgestaltung liegt der Einbau einer neuen Kostenart (Umweltkosten) dem 

unternehmerischen Denken näher als eine politisch festgelegte Abgeltung sozialer 

Ungleichheit. Der unternehmerische Gestaltungswille und der technische Erfindungsgeist sind 

herausgefordert, diese neue Kostenart durch technische Erneuerung so gering wie möglich zu 
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halten und so die Konkurrenzfähigkeit zu verbessern. Sozialabgaben konnten und sollten nicht 

durch Innovationen verringert werden und waren somit Fixkosten. 

1.3 Umwelt und Konkurrenzfähigkeit 

Das Verhältnis zwischen Umweltschonung und Konkurrenzfähigkeit ist ebenfalls komplexer als 

zunächst ersichtlich. In erster Betrachtung bedeutet Umweltschonung eine Kostenerhöhung 

für die Unternehmungen, die den Standards entsprechen oder den Ressourceneinsatz 

vermeiden müssen. In zweiter Linie entsteht dadurch ein neuer Markt für Umweltprodukte 

bzw. eine Veränderung eines bestehenden Marktes, der nun Produkte in unterschiedlicher 

Umweltgüte anbietet. Im Prinzip sind die Kosten und die neuen Marktchancen 

volkswirtschaftlich gesehen gleich groß. 

Sie können unter verschiedenen Konstellationen auseinanderklaffen: 

• wenn die Umweltvorschriften sehr streng sind, Umwelttechnologie aber importiert werden 

muss (Technologielücke) 

• wenn die Kosteneffizienz der Umweltschonung sehr gering ist, und wenn die Maßnahmen 

plötzlich und in unklarer Form vorgenommen werden (Staatsversagen) 

• wenn die Kostenbelastung im umweltintensiven Sektor stärkere negative psychologische 

Wirkungen auslöst als die Chancen bei neuen Technologien (pessimistische Werthaltung) 

Eine Vorreiterpolitik eines Landes muss für dieses Land keine Verschlechterung der 

Konkurrenzfähigkeit bringen. Erstens erwirbt ein Land bei einer Vorreiterrolle auch einen 

Konkurrenzvorsprung bei neuen Technologien (z.B. Japan bei der Entstickung der Kraftwerke). 

Zweitens kann der höhere anfängliche Kostenaufwand entweder durch Subventionen oder 

durch Bremsung bei anderen Kostenfaktoren (Löhne, Steuern, Arbeitszeit) abgefangen 

werden. Drittens bewirkt der Einschluss der externen Kosten eine Wohlfahrtserhöhung: ohne 

sie wird zunächst zuviel vom belastenden Produkt produziert, und dann z.B. über Steuern für 

die "große" Menge eine Sanierung durchgeführt. Wenn dieser Betrag schon vorweg bekannt 

ist, ist er erstens je Stück kleiner und zweitens für eine kleinere Menge nötig (doppelter 

Effizienzgewinn). 

Die Wirtschaftspolitik wollte in den letzten Jahren oft durch ein gezieltes Förderungssystem 

(Direktsubventionen) die Wirtschaft zum Strukturwandel veranlassen, viele Förderungen sollten 

den Umstieg zu "Know-how intensiven Fertigwaren" veranlassen. Erfolgsanalysen haben 

nachträglich ergeben, dass die Förderungen immer wieder den Grundstoffsektor 

überproportional begünstigt haben, weil hier die Förderungsgeschicklichkeit und -dringlichkeit 

die Richtlinien an die Wand gespielt haben. Eine Abgeltung der externen Kosten würde den 

erwünschten Strukturwandel besser herbeiführen, als das bisherige Subventionssystem. 

Außerdem wäre dies nicht ein willkürlicher Eingriff des Staates aus besserem Wissen über die 

"optimale" Struktur sondern ein Ausgleich von bisherigen Marktunvollkommenheiten. In dem 
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Ausmaß als externe Kosten nicht exakt bekannt sind, bleibt allerdings ein "politischer" 

Spielraum. 

Wenn die jährlichen Verluste durch Umweltschäden z.B. Bodenverschlechterung, 

Waldsterben, Gebäudeschäden größer sind als der Reparaturaufwand, dann verschlechtern 

sich die Produktionsmöglichkeiten eines Landes. Vorgezogener Umweltschutz entspricht dann 

einer Verbesserung der zukünftigen Konkurrenzfähigkeit, wie auch jede überdurchschnittlich 

ertragreiche private Investition (deren Zahlung im Anschaffungsjahr auch nicht als 

konkurrenzgefährdend einzustufen ist). 

Ein letztes Argument für eine Vorreiterposition ist ein internationales. In jedem einzelnen Land 

wird der politisch erwünschte Einbau ökologischer Kosten in geringerem Ausmaß 

vorgenommen, weil man die Konkurrenzfähigkeit der eigenen Wirtschaft gefährdet sieht. 

Gäbe es eine Garantie des Mitziehens anderer Länder, waren die Vorteile jedenfalls größer 

als die Nachteile. Dies spricht dafür, Umweltschutz verstärkt auf Internationaler Ebene zu 

forcieren. In dem Ausmaß in dem dies nicht gelingt, ist es für alle Länder besser, wenn die 

einzelnen Länder wenigstens auf einzelnen Gebieten eine Vorretterposition anstreben, als sich 

immer von dem Argument der Konkurrenzfähigkeit behindern zu lassen. Das wäre ein Ausweg 

aus der in der Spieltheorie als "Gefangenendilemma" bezeichneten Situation. Die von jedem 

Land erwünschte Lösung (Internalisierung der Umweltkosten) ist nicht erreichbar, weil jeder 

auf den anderen wartet. 

Es spricht viele dafür, dass Osterreich im Umweltbereich die Position eines "qualifizierten 

Vorreiters" anstrebt. Der Vorreiter hat nicht nur Kosten, sondern langfristig auch erhebliche 

Marktchancen. Der Strukturwandel ist in Österreich langsam und durch ein falsches 

Subventionssystem bisher behindert und bekäme starke marktwirtschaftliche Impulse. Die 

kostenmäßige Abfederung Ist im System der Sozialpartnerschaft leichter als in anderen 

Ländern. Die Notwendigkeit einer sauberen Umwelt ist angesichts der Bedeutung des 

Fremdenverkehrs groß. Eine "qualifizierte Vorreiterposition" heißt, erstens dass eine 

Vorreiterrolle für einige Sparten des Umweltproblems angestrebt wird, besonders für jene wo 

Österreich einen Technologievorsprung und Produktionsunternehmen besitzt. Zweitens dass 

diese Sparten in der Technologiepolitik besonders eine Berücksichtigung finden. Drittens dass 

diese Vorreiterposition in einem langfristigen Konzept dokumentiert wird und nicht täglich 

modifiziert wird. 

1.4 Integration der Umweltpolitik in die wirtschaftspolitische Zielsetzung 

Umweltpolitik kann nicht losgelöst von den anderen Teilaspekten der Wirtschaftspolitik 

betrieben werden. Ihr Zusammenspiel mit den letzten wirtschaftspolitischen Zielen wurde 

schon diskutiert, hier soll sie zu den Zwischenzielen und den angestrebten Methoden ihrer 

Erreichung in Österreich in Relation gesetzt werden. 
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Es ist − teilweise unausgesprochenes − Ziel der Wirtschaftspolitik Österreichs den noch 

vorhandenen Einkommensrückstand gegenüber den führenden europäischen 

Industrieländern aufzuholen, und dabei den erreichten Sozialstandard zumindest zu halten, 

wenn nicht weiter auszubauen. War nach dem zweiten Weltkrieg ein Wohlfahrtsrückstand 

auch gegen dem europäischen Durchschnitt gegeben, so wurde dieser durch das höhere 

Wachstum Österreichs in einen Vorsprung umgewandelt und das Bruttoinlandsprodukt je 

Einwohner liegt höher als im europäischen Durchschnitt und auch als in der EG. Gegenüber 

den nunmehr führenden kleinen Industrieländern (Schweiz, Belgien, Niederlande, Dänemark, 

Finnland) wie auch gegenüber dem Haupthandelspartner BRD besteht aber noch ein 

Einkommensrückstand von ca. 15%. 

Die dafür nötigen wirtschaftspolitischen Maßnahmen können teilweise aus den bisherigen 

Strukturmängeln abgeleitet werden. 

• Die gesamtwirtschaftliche Produktion findet mit einem relativ hohen Aufwand statt. Die 

Investitionsquote liegt höher, die Arbeitsproduktivität niedriger, die Subventionen sind 

relativ hoch. Der Produktivitätsrückstand im unter internationaler Konkurrenz stehenden 

"offenen" Sektor liegt unter 10%, im geschützten Bereich bis zu 50% (Effizienzdefizit). 

• Die Exporte konzentrieren sich "auf relativ niedrig verarbeitete Waren mit hohem 

Energieeinsatz und auf die Nachbarländer. Die österreichischen Betriebe haben relativ 

wenige Auslandstöchter (Internationalisierungsdefizit) 

• Im Ausbildungsbereich wird zwar international immer das System der dualen Ausbildung 

erwähnt, doch sind auch hier Verbesserungen in Richtung höherer Effizienz und 

rascheren Wandels in modernere Sparten nötig. Der Teil der Arbeitskräfte ohne höhere 

Ausbildung liegt höher als in der BRD, Praxisnähe und Internationalität der Hochschulen 

kann noch verbessert werden. Die Forschungsquote ist unterdurchschnittlich 

(Qualifizierungsdefizit) 

• In vielen Bereichen öffentlicher Dienstleistungen und der Hoheitsverwaltung gibt es 

erhebliche Produktivitätsreserven. Die Steuerquote und die Staatsquote (obwohl in den 

letzten drei Jahren fallend) liegen höher als es der Einkommensposition Österreichs 

entspricht. Die Subventionen erreichen ein Ausmaß von jährlich 50 Mrd. S und 

entsprechen der Summe mehrerer bedeutender Steuerarten (Marktdefizit). 

Die wirtschaftspolitischen Schlussfolgerungen aus diesen Defiziten liegen in folgenden an 

anderer Stelle intensiv beschriebenen Gegenstrategien: 

Internationalisierungsstrategie: diese reicht von materiellen Hilfen zu Gründung von 

Auslandstöchtern, über die Forcierung der Sprachausbildung bis zum Antrag um die EG-

Mitgliedschaft und der Erarbeitung einer Ostpolitik. Für die Umweltpolitik bedeutet die 

Internationalisierungsstrategie, dass einerseits Grenzen der Vorreiterschaft Österreichs im 

Umweltbereich gegeben sind. Die Kostenbelastung der in internationaler Konkurrenz 

stehenden Betriebe muss in Relation zur Produktivität stehen. Zwischen den einzelnen 

Kostenarten (Direktlöhne, Sozialleistungen, Arbeitszeit, Umwelt, Steuern) kann es nationale 
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Unterschiede geben. Jede Produktivitätserhöhung erhöht den nationalen Spielraum. 

Andererseits ist es effizient, wenn die Vorschriften für den Umweltschutz international 

entweder einheitlich sind (keine neuen Handelshemmnisse) oder wenn die Umwertpolitik 

einen Weg findet, indem die Ziele vorgegeben sind, die Mittel zu ihrer Erreichung aber den 

unternehmen überlassen werden. Normen und Auflagen sind schwerer zu vereinheitlichen als 

z.B. Steuersätze (besonders bei neuen Steuern). Die EG will vor allem den Umwertschutz als 

Handelshemmnis verhindern, sie vereinheitlicht daher den "produktbezogenen" 

Umweltschutz, lässt aber im "produktionsbezogenen" viel Spielraum. Sie konzentriert sich bisher 

auf den ordnungspolitischen Ansatz, in vielen Ländern und auch in der Kommission werden 

zunehmend steuerliche Regeln und globale Zielvorgaben (Senkung einer Emission um einen 

Prozentsatz für ein ganzes Land) diskutiert. 

Qualifizierungsstrategie: diese reicht von der Verbesserung der Berufsausbildung bis zur 

Umstellung eines abgespeckten Förderungssystems auf die Forderung von Innovation und 

Humankapital. Ein Einbezug des Umweltschutzes in diese Strategie bedeutet, dass auch hier 

versucht wird, die technisch besten Lösungen in die Ausbildung einzubeziehen. 

Umweltaspekte sind durch neueste Techniken und innovative Planung meist hervorragend in 

Griff zu bekommen. Schlechte Qualitäten im Management oder in der Belegschaft 

gefährden die Konkurrenzfähigkeit stärker als die Internalisierung der Umwettkosten. Eine 

umweltbewusste Einstellung wird im Schulsystem schon breit gefördert, relativ unterbelichtet 

sind dabei dass moderne Techniken und erwerbbare Informationen eine effiziente Hilfe 

ermöglichen. 

Subventionsabbau: dieser reicht von dem Versuch die Wirtschaftsförderung i. e. Sinn zu 

reduzieren und den Rest auf Innovationsförderung umzustellen, über die Begrenzung der 

Subventionen an ÖBB, Verstaatlichte, Landwirtschaft und Bundestheater. Umweltschutz war 

oft ein Argument für Subventionen. Diese haben die Produktion von umweltbelastenden 

Produkten und Produktionen in Österreich verlängert. Die Rolle der Subventionen für den 

Umweltschutz wird unten definiert, generell sollen „auch diese Subventionen reduziert 

werden. Bei der Reduktion der Subventionen an die ÖBB und die Landwirtschaft, kann die Art 

der Restsubventionen ebenfalls ökologisch genutzt werden. Sie kann die Umstellung auf 

qualitativ höherwertige Nahrungsmittel, die Reduktion des Düngemitteleinsatzes und der 

Notwendigkeit der PKW-Nutzung verringern. Der Wunsch die Staatsausgaben und die 

Regulierungsdichte nicht werter zu erhöhen, stellt ebenfalls Ansprüche an die Umweltpolitik. 

Diese notwendigerweise kurzen Ausführungen zeigen, dass die Umweltpolitik so konzipiert 

werden muss und kann, dass sie die anderen wirtschaftspolitischen Zwischenziele nicht zu sehr 

behindert. In manchen Fällen wird ein Gegensatz zunächst notwendig sein (Kosten für 

Deponien behindern öffentliche Sparziele), eine integrierte Umweltpolitik deckt diesen 

Widerspruch auf und ermöglicht seine Lösung (stärkere Durchforstungsnotwendigkeit, höhere 

Effizienz bestehender Staatsaufgaben wegen neuer Aufgaben). In andern Fällen können 

vorweg Lösungen gesucht werden, die den Widerspruch vermeiden. Dies z.B. wenn nicht 
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ineffiziente Vorschriften trotz Vollzugsdefizit bei bestehenden erlassen werden, sondern 

technische Lösungen forciert. Oder die Umweltkosten durch eine Steuer widerspiegeln lässt, 

bei der "einerseits das Umweltziel erreicht wird, andererseits Einnahmen auftreten, die zur 

Senkung anderer Steuern verwendet werden können (primär ökologischer Effekt, Nutzung 

des unvermeidlichen fiskalischen Nebeneffektes zur Entlastung des Faktors Arbeit). 

1.5 Zusammenfassung 

Gestellte Aufgabe ist es, innerhalb des gegebenen Spannungsverhältnisses zwischen 

Umweltschutz und Wachstum jene Lösungen zu forcieren, die beide Ziele gleichzeitig 

erreichen lassen. Auch soll den anderen wirtschaftspolitischen Ziele wie der Erreichung des 

Wohlstands der westeuropäischen Kleinstaaten (Schweiz, Dänemark, Finnland), der 

Begrenzung der Steuerquote, dem Subventionsabbau nicht zuwidergehandelt werden. Sonst 

gäbe es ein dauerndes Hin und Her zwischen Steuerpolitik, Industriepolitik und Umweltpolitik, 

wobei einmal diese und einmal jene gewinnt. 

Die Aufgabe kann dann gelöst werden, wenn Umweltschutz primär durch Forderung 

technischer Innovationen auf der einen Seite und durch Abbildung externer Kosten auf der 

anderen Seite in den Preisen betrieben wird. Beide Strategien erhöhen die wirtschaftliche 

Effizienz und sind kostengünstig. Es sind aktive Strategien, die mit den anderen 

wirtschaftspolitischen Zielen nicht im Widerspruch stehen. 

2. Die Dimensionen der ökologischen Herausforderung  

2.1 Charakteristika des Umweltproblems 

Das ökologische Problem unterscheidet sich in mehreren Aspekten von anderen von dem 

Gesellschafts- und Wirtschaftssystem zu lösenden Problemen. 

Erstens ist die Zeitspanne zwischen Verursachung und Folgen sehr groß (Langfristigkeit). Die 

Gesundheitsgefährdung durch Chemikalien und Strahlung, die Waldschäden durch 

Bodenverschlechterung und Emissionen, die Klimaerwärmung treten mit einer zeitlichen 

Verzögerung auf, die den Zusammenhang oft unklar erscheinen lassen. 

Zweitens ist die negative Folge oft nicht von der Höhe der aktuellen Emission pro Zeiteinheit, 

sondern von der kumulierten Belastung über eine lange Zeitperiode abhängig 

(Kumulationsproblem). Dies verzögert die Erkennbarkeit der Wirkung und trägt umgekehrt 

dazu bei, dass sich nach erfolgreicher Bekämpfung eines Belastungsfaktors das Ökosystem 

erst sehr langsam erholt. Eine Reduktion der Emission von Fluorkohlenwasserstoff und von 

Kohlendioxid um die Hälfte hat erst viel später eine prozentuell viel geringere Senkung des 

Treibhauseffektes zur Folge und verringert auch das Ozonloch zunächst nicht merklich. 
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Drittens wirkt oft erst der Verbund von Emissionen. Einzelne Faktoren sind für sich alleine 

verkraftbar, erst im Zusammenwirken von Schadstoffen treten negative Wirkungen wie z.B. bei 

Oxidantien auf das Waldsterben auf (Verbundproblem). Ein gesunder Organismus 

(Lebewesen) verträgt die gleiche Schadstoffmenge, die ein schon geschwächter nicht mehr 

verträgt. Der Zusammenhang zwischen Belastung des Ökosystems und erkennbaren 

Problemen (Dosis-Wirkungs-Beziehung) ist oft nicht linear. Eine Belastung wird jahrelang 

verarbeitet, bevor es zum "Umkippen" des Systems kommt. 

Viertens kann die räumliche Distanz zwischen Emissionsquelle und ihrer Wirkung groß sein. 

Damit sinken die Erkennbarkeit, die Feststellung des Verursachers und die politische 

Verantwortung (Interregionalität). Ein erheblicher Teil der Luft- und Wasserverschmutzung wird 

− besonders in kleinen Ländern − importiert und exportiert und schwächt die Betroffenheit 

bzw. die Durchsetzung des Verursacherprinzips. Die Belastung des Weltklimas ergibt sich aus 

vielen im Einzelnen als klein anzusehenden Belastungsquellen. 

Fünftens ist auch der Informationsstand über die Gefährdung von Stoffen und 

Handlungsweisen lückenhaft. Gemeinsam mit der Langfristigkeit führt das dazu, dass selbst 

subjektiv optimales Verhalten (nach dem Gewinnprinzip oder aus ökologischer 

Verantwortung) sich ex post als ungenügend oder falsch herausstellen kann (Information* 

prob lern). Oft gelingt es einen bekannten Schadstoff zu substituieren, nachträglich stellt sich 

der Ersatzstoff als ebenfalls problematisch heraus. So war es zunächst Ziel der Umweltpolitik 

die "zentralen" Umweltverursacher Schwefeldioxid, Stickoxide, Kohlenmonoxid, Staub und 

Kohlenwasserstoffe zu verringern. Als anstrebenswert garten Techniken, die eine besonders 

vollständige Umsetzung zwischen Brenngut und Reaktionspartner Luftsauerstoff zu CO2 und 

H2O erreichten. Heute wendet man der Kohlendioxidproblematik (und den 

Fluorkohlenwasserstoffen) erhöhte Aufmerksamkeit zu. 

Oft treten bei der Lösung eines Umweltproblems Folgen auf, die ein anderes verschärfen. Die 

Filterung von Luft und Wasserschadstoffen verschärfen das Abfallproblem, indem die 

Zusammensetzung der Abfälle sich verschlechtert. Klärschlamm kann wegen seiner 

Schadstoffinhalte nicht mehr ohne weiteres landwirtschaftlich verwendet werden 

(Interdependenzproblem) 

2.2 Die globale Umweltproblematik 

2.2.1 Drei globale Probleme 

Neben den länderüberschreitenden Belastungen von Luft, Wald und Wasser sind mindestens 

drei Probleme aufgetreten, die ein globales Problem für den Planeten Erde geworden sind. 

Der Treibhauseffekt, das Ozonloch und die Verringerung der Artenvielfalt. Von diesen drei 

globalen Problemen wollen wir die ersten beiden behandeln, weitgehend der Enquete-

Kommission des Deutschen Bundestages folgend. 
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2.2.2 Der Treibhauseffekt 

Unter dem populären Wort Treibhauseffekt ist die Erwärmung des Erdklimas zu verstehen. die 

durch so genannte Treibhausgase verursacht wird. Die zunehmende Konzentration dieser 

Gase in der Atmosphäre verursacht, dass kurzwellige Sonnenstrahlung leicht durchgelassen 

werden, die langwellige Abstrahlung von der Erde aber nicht. Erwärmung. Schmelzen der 

Gletscher, Steigen der Meeresoberfläche könnten die Folge sein. Für die Darstellung der 

physikalischen Vorgänge, ihre Messung, die Pro und Kontra Argumente siehe z.B. Enquete 

Kommission, 1989 (zusammenfassend dargestellt in Wohlgemuth im zweiten Teil dieser Studie). 

Als Hauptverursacher vermutet man Kohlendioxid, gefolgt von Methan, 

Fluorkohlenwasserstoff und Distickoxid. 

Kohlendioxid entsteht primär bei der Verbrennung von fossilen Brennstoffen. Nach einer 

Untersuchung in den USA ist Kohle zu 40%, Erdöl zu 44% und Erdgas zu 16% an den CO2-

Emissionen beteiligt. Nach emittierenden Sektoren liegen die kalorischen Kraftwerke vor dem 

Verkehr und der Industrie an der Spitze. Bezogen auf den Heizwert sind die Emissionen bei 

Koks am höchsten gefolgt von Steinkohle und Heizöl. 

Biomasse hat ebenfalls einen hohen CO2-Ausstoß, doch wird er beim Aufwachsen der 

"Nachfolgebiomasse" kompensiert, sodass kein Nettobeitrag zum Treibhauseffekt entsteht. 

Erdgas hat- bei der Verbrennung selbst einen geringeren CO2-Gehalt, Erdgas besteht jedoch 

selbst weitgehend aus Methan und hat soweit es nicht verbrannt, sondern freigesetzt wird, ein 

um den Faktor 32 größeres Treibhauspotential. Verdunsten bei der Produktion, bei der 

Verteilung oder im Gebrauch auch nur 2%, so könnte der "Klimaeffekt' der Kohle durch 

Erdgas übertroffen werden. Nach einer Studie des Batelle Institutes geht weniger verloren, 

doch wird das Ergebnis von der deutschen Kohleindustrie angefochten. Für Osterreich liegt 

meines Wissens keine diesbezügliche Studie vor (eine solche wäre aber wünschenswert). 

Ein "Auswaschen" des CO2 bei der Verbrennung ist zwar technisch - zu relativ hohen Kosten - 

möglich, doch müsste es dann in verflüssigter Form in einer Meerestiefe von mehr als 500 m 

gelagert werden. 

Methan entsteht einerseits "natürlich" beim Reisanbau, andererseits durch Brandrodungen 

und drittens (wahrscheinlich 30%) aus dem Öl-, Erdgas- und Kohlebergbau. Der Schutz der 

tropischen Regenwälder kann daher neben der Erhaltung der Artenvielfalt mit 

Klimaüberlegungen begründet werden. 

Distickstoffmonoxid entweicht in die Atmosphäre nach den neuesten Forschungsergebnissen 

(Enquete-Kommission, 1989) wahrscheinlich durch die Düngung mit mineralischem Stickstoff. 

Fluorkohlenwasserstoff findet in Spraydosen, im Klima- und Kältebereich, im 

Verschäumungsbereich und bei Reinigungs- und Lösungsmittel und Feuerlöschern seinen 

Einsatz. 
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2.2.3 Das Ozonloch 

Das Ozonloch in der Stratosphäre wird durch chlorhaltige Substanzen und hier besonders 

durch Fluorchlorkohlenwasserstoffe ausgelöst. In bestimmten Lagen und zu bestimmten 

Jahreszeiten sind 95% des schützenden Ozons abgebaut. Während Ozon in der erdnäheren 

Troposphäre negativ auf Pflanzenwuchs, Meeresplankton, Atemwege wirkt, absorbiert es in 

der Stratosphäre die ultraviolette Strahlung. 

FCKW werden in Sprays (als Aerosole) verwendet, zusätzlich als Kühlmittel, als 

Schäumungsmittel, bei Reinigungs- und Lösungsmitteln und in Feuerlöschern. In Sprays wurde 

die Verwendung schon erheblich reduziert (in der BRD von 26t auf 4t), dies zeigt wiederum 

wie rasch ein konkretes verständliches Umweltproblem gelöst werden kann. Sofern als 

Ersatzstoff Teilhalogene verwendet werden, so hat das den Vorteil, dass diese in der 

Troposphäre abgebaut werden können. In der Kühltechnik wird einerseits durch die 

Vakuumtechnik der Einsatz verringert, andererseits kann verwendetes FCKW aus alten 

Geräten zurück gewonnen werden. In den anderen Anwendungsgebieten wird an 

verbesserten Ersatzstoffen gearbeitet. 

Als Maßnahmen stehen zur Verfügung: 

• Auszeichnungspflicht für FCKW (in Sprays schon verboten), 

• Beurteilung der Umweltverträglichkeit von Sprays (inkl. verwendeter Ersatzstoffe) durch 

Konsumentenschutz 

• Rücknahmeverpflichtung der Hersteller für alte Kühlschränke 

• Entwicklung von Ersatzstoffen und Kennzeichnung bei anderen Einsatzzwecken (siehe 

Frauerwieser) 

• bis zum Einsatz technischer Alternativen Beschränkung der 

übungsweisen Verwendung von Feuerlöschern, Kontrolle der Wirksamkeit bei allen Typen, 

Pfand für alte Feuerlöscher 

2.2.4 Interdependenz und gesicherter Wissensstand 

Das Ozonloch, der Treibhauseffekt und die Verringerung der Artenvielfalt (auf die hier nicht 

näher eingegangen wird) scheinen aufs erste getrennte Probleme zu sein. Sie sind aber 

interdependent. Die Enquetekommission beschreibt dies an dem Dreieck Ozonloch, 

Treibhauseffekt, Veränderung der Luftchemie (ebenso könnte es für die oben genannten drei 

Problemkreise analysiert werden): 

• FCKW sind an Ozonloch und Treibhauseffekt beteiligt. 

• Das Ozonloch beeinträchtigt das Meeresplankton und behindert die Funktion des 

Meeres als CO2 Senke 

• Das in die Stratosphäre aufsteigende CO2 kühlt diese ab und reduziert die 

Ozonabbaurate. 
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• Die Luftschadstoffe CO, NOX, CH4 sind an der Ozonentstehung in Erdnähe beteiligt und 

auch am Waldsterben, das wieder den CO2-Verbrauch reduziert. 

Nicht alle Rückkoppelungen sind negativ (die Erwärmung erhöht auch die Wolkenbildung 

und dies mindert u. U. die Erwärmung).Es zeigt sich aber wieder wie komplex die 

Zusammenhänge sind und wie wenig manchmal der Ersatz eines Produktions- oder 

Verbrennungsvorganges durch einen anderen helfen muss. Zuletzt muss man auch 

einschränken, dass die wissenschaftlichen Ergebnisse nur mehrheitlich die hier geschilderte 

Problemsicht vermitteln (wir folgten weitgehend der Darstellung der Enquete Kommission). So 

gibt es auch Autoren, die darauf hinweisen, dass es schon früher ähnliche 

Erwärmungsperioden gegeben hat, dass die Temperatur wohl im Jahrhundertvergleich steigt, 

aber noch immer niedriger liegt als vor 200 Jahren etc. Infolge der geschilderten 

Charakteristika des Umweltproblems (Langfristigkeit, Neigung zum Umkippen) ist es allerdings 

für die Wirtschaftspolitik nötig zu handeln, bevor die negativen Folgen mit an Sicherheit 

grenzender Wahrscheinlichkeit gegeben sind (Vorsichtsprinzip). 

2.3 Das nationale und internationale Verteilungsproblem 

Die globale Herausforderung durch das Umweltproblem und die wirtschaftliche Verflechtung 

der Länder legen es nahe, auch internationale Lösungen zu suchen. Dies geschieht auch 

zunehmend, stößt aber auf einige Schwierigkeiten. 

Die Entwicklungsländer weigern sich, dieselben Reduktionen vorzunehmen wie die 

Industrieländer. Sie weisen mit Recht darauf hin, dass sich die Industrieländer in ihrer 

dynamischen Wachstumsphase nicht durch Restriktionen behindern ließen und zweitens. dass 

sie nur einen kleinen Teil der Emissionen verursachen. Bei den CO2-Emissionen kann dies an 

Zahlen verdeutlicht werden. Während Mittel/Südamerika und Afrika zusammen nur 

7,4% der Emissionen tätigen, ist Nordamerika mit 28% beteiligt. Die Ostblockländer ohne China 

emittieren 21,5%, China ist mit 13% beteiligt (Schmidbauer, 1989). 

Zweitens wird das Umweltziel, wie im ersten Abschnitt beschrieben, immer in Relation zu den 

anderen Wirtschaftszielen zu sehen. Wenn die Basisversorgung mit Nahrungsmitteln nicht 

sichergestellt ist, steht man dem Einsatz von Düngemitteln anders gegenüber als in einer 

Überschussgesellschaft; wenn die Industrialisierung durch Rohstoff- und Energieknappheit 

gefährdet ist, anders als bei Überkapazitäten. 

Drittens sind die Wege zur Bekämpfung eines Problems unterschiedlich. Brandrodungen des 

tropischen Urwaldes können verboten werden, dies kann unterschiedliche soziale Folgen 

haben je nachdem ob eine Landbeschaffung für bäuerliche Bevölkerung durch Landreform 

stattfindet oder nicht. Das Schutzinteresse kann durch Bewusstseinswandel in den 

betroffenen- Ländern entstehen oder von Vertretern der reichen Länder propagiert werden, 

deren Konzerne bei der Ausbeutung anderer Rohstoffe auch nicht ressourcenschonend 

vorgegangen sind. Im einen Land scheinen Verbote der einzige gangbare Weg, ein anderes 
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definiert Ziele und erwartet Kooperationslösungen der betroffenen- Branche, ein drittes hat 

eine tief verankerte Börsentradition und sieht nur handelbare Lizenzen als Lösungen an. 

Aber nicht nur Entwicklungsländer sträuben sich gegen verbindliche internationale 

Vereinbarungen. Die Weigerung von vier großen Industrienationen eine Senkung des CO2-

Ausstoßes verbindlich zu garantieren, war für das Scheitern der letzten Weltklimakonferenz in 

den Niederlanden (November 1979) verantwortlich. 

Die genannten Schwierigkeiten erklären warum internationale Gegenstrategien ihre Grenzen 

haben. Dennoch haben Konferenzen z.B. im Bereich des Schutzes der Erdatmosphäre ihre 

Wirkungen gehabt. Im Montrealer Protokoll vom 16.September 1987 über Stoffe, die zum 

Abbau der Ozonschicht führen, ist zunächst ein Einfrieren (auf Stand 1986) und dann eine 

Verringerung von 20% ab 1993, und weiters ab 1998 um 30% bindend vorgeschrieben 

worden, wobei es Erleichterungen für Entwicklungsländer (und diese wieder nach 

Einkommensstufen differenziert) gibt. 

Im internationalen Tropenwald Aktionsplan der FAO (1987-91) wird der Schutz der 

Tropenwälder mit industrieller Modernisierung verknüpft. 8 Mrd. US$ stehen zur Verfügung, die 

Mitgliedsländer können (50 haben es bereits getan) die FAO um Koordinierung bitten. 

Nachhaltige Nutzung, Wiederaufforstung, Höherverarbeitung und Modernisierung sind 

geplant, keine Verbote der Nutzung werden angestrebt und kein Importverbot der 

Industrieländer wird als Maßnahme empfohlen. Ein Schuldenerlass gegen Schutz der 

Tropenwälder wird diskutiert, aber nicht von allen Ländern gutgeheißen. 

Marshallplan-ähnliche Überlegungen wie auch internationale Umweltfonds stehen zur 

Diskussion. Die Eckpfeiler erfolgreicher Strategien sind die folgenden: 

Längerfristig verschiebt sich die Industrieproduktion besonders bei energie- und 

rohstoffintensiven Branchen in Entwicklungsländer. 

Die Industrieländer haben das Interesse, dass mit dieser Verschiebung keine negative 

Beeinflussung der globalen Umweltbelastung gegeben ist. 

Die Entwicklungsländer sind entsprechend ihren niedrigeren Einkommen und ihrem niedrigen 

Gesamtbeitrag zur Weltklimaverschlechterung weniger interessiert an einer 

Emissionsbekämpfung atmosphärischer Schadstoffe als die Industrieländer. 

Das höhere Interesse der Industrieländer muss von diesen bezahlt werden. Die gewählte Form 

muss den Interessen der Entwicklungsländer entsprechen (Höherverarbeitung, neue" 

Techniken), wie auch die ERP Hilfe weitgehend nach den Interessen der europäischen 

Empfängerländer verwendet wurde. 

Der internationalen Verteilungsproblematik steht auch eine nationale gegenüber. Die Priorität 

des Umweltschutzes steigt in der Bedürfnisskala mit dem Einkommen und dem Bildungsgrad. 

Andererseits ist die objektiv messbare Betroffenheit (Lärm, Luft, Arbeitsbedingungen) für 

niedrige Einkommen höher. Weiters sind Entscheidungen, die ein umweltkonformeres 
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Verhalten wählen oft mit sofortigen Ausgaben (Investition) verbunden, die bei niedrigerem 

Einkommen (kürzerer Zeithorizont) schwerer fallen. 

Diese drei Tatsachen zwingen in einer sozial verantwortlichen Umweltpolitik 

Finanzierungsmaßnahmen zugunsten niedriger Einkommensbezieher (Einkommenstransfer, 

Verlorener Zuschuss) ins Auge zu fassen. Weniger Umweltschutz ist auch aus sozialer Sicht 

keine Lösung, da er eine unsoziale Belastungsverteilung bewirkt. Bloßes Verlassen auf 

marktrelevante Zahlungen ebenfalls nicht, weil diese subjektiv belastender empfunden 

werden. 

2.4 Schätzungen über die Höhe des materiellen Schadens 

Die Beschreibung der Charakteristika des Umweltproblems erklärt schon selbst warum eine 

materielle Schadensmessung immer nur Einzelaspekte und diese mit einem großen Spielraum 

bemessen kann. 

Einen der engagierten Versuche in diese Richtung stellt Wicke (1986) für die BRD an. Er 

ermittelt Schäden der Luftverschmutzung von jährlich 48 Mrd. DM (an Wald, Gesundheit, 

Bausubstanz), Lärmschäden von 33 Mrd. DM (Wohnwertverluste, Produktivität), 

Gewässerverschmutzung von weit über 18 Mrd. DM (Flüsse, Seen, Meere, Grundwasser) sowie 

Bodenzerstörung von 5 Mrd. DM. Insgesamt ermittelt Wicke "weit über 103 Mrd. DM". Die 

OECD folgt der Dimension in dem sie schaden von 3% bis 5% des Bruttosozialproduktes 

annimmt. Für Österreich wären dies zu Preisen 1989 50 bis 8o Mrd. S pro Jahr. 

Nicht denselben Streubereich erreichen − dennoch sind sie nicht leicht berechenbar − die 

Ausgaben für den Umweltschutz. Bayer (1989) schätzt ihn für 1984 auf 17 Mrd. S und ermittelt 

eine jährliche Steigerungsrate von 10%. Damit könnten die Ausgaben 1989 maximal 30 bis 35 

Mrd. S oder rund 2% des Bruttoinlandsproduktes erreicht haben. Sie liegen aber deutlich unter 

den jährlichen Schäden. Zudem ist zu befürchten, dass die dem Umweltschutz 

zugerechneten Beträge in den Budget- und Investitionsrechnungen immer an de/ 

Obergrenze der tatsächlichen Ausgaben angesetzt sind, weil Umweltschutz ein gutes 

Argument für die Erlangung von Budgetmitteln ist. 

Der Anteil der öffentlichen Hand, der zunächst bei zwei Drittel der Ausgaben gelegen war, 

geht zurück. Die Industrie und besonders die Elektrizitätswirtschaft erhöhen ihren Anteil 

jährlich. Die Ausgaben verlagern sich von Erstaufwendungen (Investitionen) zu laufenden 

Ausgaben (Betriebskosten). 

Ein internationaler Überblick über private und öffentliche Umweltschutzausgaben (Voss, 1989) 

zeigt, dass die Umweltschutzausgaben der führenden Industrieländer zwischen einem halben 

Prozent (Italien, Frankreich, Schweden) und eineinhalb Prozent liegen. 1988 erreichen nur die 

Niederlande, Kanada und die BRD 1988 mehr als ein Prozent des Bruttoinlandsproduktes. 

Gegenüber 1975 sind die Ausgaben in den meisten Ländern absolut gestiegen, Jedoch 
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weniger als das Bruttoinlandsprodukt. Nur in den Niederlanden steigt die "Umweltquote", in 

der BRD ist sie ungefähr konstant, in den anderen Ländern fallend. 

Die Schwierigkeiten die richtige Höhe der Umweltausgaben zu messen sind in einem 

internationalen Vergleich noch größer als für ein einzelnes Land. Daher sollen zumindest nur 

Daten verglichen werden, die aus derselben Studie und nach derselben Methode 

durchgeführt wurden. Österreich war leider im Vergleich von Voss nicht enthalten. Doch 

zeigen seine Daten, dass die Bereitschaft die Umweltausgaben ständig zu erhöhen bei 

knapper Finanzlage nicht automatisch gegeben ist. 

3. Umweltökonomie: Konzepte und Erfolge 

3.1 Einige theoretische Konzepte 

Die Umweltökonomie baut auf einer Reihe von Konzepten und Erkenntnissen auf. die im 

späteren Verlauf der Arbeit immer wieder verwendet werden. Sie sollen hier für den 

interessierten Nicht-Ökonomen erklärt werden. 

Das Konzept der externen Kosten erklärt für den Ökonomen die zentrale Ursache des 

Umweltproblems. Unter externen Kosten versteht man Kosten, die der Gesellschaft entstehen, 

ohne dass sie im betrieblichen Rechnungswesen bzw. in der Wirtschaftlichkeitsrechnung der 

privaten Haushalte als Kosten aufscheinen. Man kann auch sagen externe Kosten sind der Teil 

der volkswirtschaftlichen Kosten, den ein Wirtschaftssubjekt verursacht aber nicht zahlen muss. 

Durch das Fehlen der externen Kosten in der Kalkulation wird zuviel produziert und es werden 

zu viele Ressourcen benützt. Würden sie abgebildet in den betrieblichen Kosten, so würde 

sich ein "wohlfahrtsoptimaler Ressourcenverbrauch" ergeben. Diese Ansicht der Ökonomen 

dass es einen optimalen Ressourcenverbrauch gibt, steht im Gegensatz zu Konzepten von 

manchen Ökologen, die einen minimalen Ressourcenverbrauch oder eine Null-Lösung 

anstreben. Eine Null-Lösung ist nach Ansicht der Ökonomen nicht nur schwer erreichbar, 

sondern auch nicht anstrebenswert. Sie vermindert die Wohlfahrt, und dies selbst in einem 

Wohlfahrtskonzept, das der Umwelt den richtigen Preis gibt. 

Eine weitere Definition der externen Kosten kann die Kluft etwas verringern. Weitere 

Definitionen können auch die Erschöpfbarkeit der Ressourcen und Risikoüberlegungen mit 

einbeziehen. Sind Ressourcen erschöpfbar, so sollte sich das schon im heutigen Preis 

niederschlagen. Oft geschieht das auf rein marktwirtschaftlichen Weg (der Anbieter 

berücksichtigt die Erschöpfbarkeit im Preis), unterlässt er dies in einer falschen Abschätzung 

der Erschöpfbarkeit so ist ein neues Element von gesellschaftlichen Kosten gegeben. Ähnlich 

bezieht der private Anbieter von sich aus auch die unsicheren zukünftigen Angebots- und 

Nachfragebeziehungen in sein Kalkül ein, doch kann es sein, dass die Gesellschaft das Risiko 

oder den erwünschten Spielraum späterer Generationen höher bewerten will. 
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Umwelt als öffentliches Gut wird, wenn man den Begriff der externen Kosten eng fasst, als die 

zweite Ursache der Übernutzung der Umwelt betrachtet. Öffentliche Güter sind dadurch 

gekennzeichnet, dass sie - wenn einmal vorhanden - von jedem genutzt werden können 

und/oder der Konsum durch eine Person die des anderen nicht behindert. Es kann sich daher 

auch kein Preis bilden, weil die Präferenzen nicht bekannt gegeben werden. Die 

Verrechnung eines "künstlichen" Preises wäre auch ineffizient, weil sie die Nutzung einschränkt 

obwohl die Mitnutzung des Gutes niemandem schadet. 

Luft, Wasser waren als klassische öffentliche Güter verstanden worden. Allerdings zeigt sich, 

dass der Charakter eines öffentlichen Gutes nicht unveränderlich ist. Die Luftqualität wird 

tatsächlich durch neue Nutzungen mit beeinträchtigt, so dass eine der Eigenschaften des 

öffentlichen Gutes verloren geht. Eine Preisbildung durch Bekanntgabe von Präferenzen ist 

nach wie vor nicht einfach, aber für einzelne Teilaspekte und bei Vorgabe von Rahmendaten 

möglich. Die Verteilung von 'Verschmutzungsrechten" durch die öffentliche Hand und die 

nachfolgende Handelbarkeit ist nicht anderes als die "Marktschaffung" bei einem früheren 

öffentlichen Gut. Dennoch bleibt für weite Bereiche des Umweltproblems der Charakter der 

sauberen Umwelt als öffentlichem Gut vorhanden. Der Übergang zum privaten Gut ist 

allerdings gestaltbar und oft eine Frage der Effizienz. 

Wenn es kein Marktversagen gibt, dann erreicht die Konkurrenzwirtschaft vieler dezentraler 

Entscheidungsträger • trotz jeweils eigennützigem Verhalten (Gewinn, Nutzenmaximierung) 

das soziale Optimum. Dieses Ergebnis ist als Pareto Optimum in der Ökonomie bekannt. Die 

Bedingungen für die Erreichung sind mit Sicherheit nicht leicht gegeben, das Konzept selbst 

hat einige Schwächen (Verteilungsfragen sind ausgeklammert), die Frage ob bei Verletzung 

einer Bedingung es noch Sinn hat die Erfüllung anderer Bedingungen anzustreben wird 

theoretisch heftig diskutiert (das Second Best Problem). Manche Autoren (Buchanan) 

definieren externe Effekte überhaupt als "Verletzung von Pareto Bedingungen", also vom 

Ergebnis und nicht von der Ursache her. Wir wollen nur eine der Bedingungen herausgreifen, 

die in der Diskussion von Umweltfragen eine Rolle spielt und von Nicht-Ökonomen oft schwer 

verstanden wird. Für die Erreichung des Optimums ist notwendig, dass der Preis den 

Grenzkosten gleichgesetzt wird. 

Die Grenzkosten sind die Kosten der letzten produzierten Einheit. Bei bestehenden 

Kapazitäten sind das etwa die Löhne und Materialkosten (variable Kosten), die für die letzte 

produzierte Einheit notwendig sind. Ist die Produktion mit gegebenen Kapazitäten möglich. 

spricht man von kurzfristigen oder statischen Grenzkosten. Bedingt die Produktionsausweitung 

auch eine Kapazitätsausweitung, so sind die Kapazitätsausweitungskosten hinzuzurechnen, 

dies sind die langfristigen oder dynamischen Grenzkosten. Bei Kapazitätssprüngen und bei 

Unsicherheit kann man mit Wahrscheinlichkeiten operieren, mit denen später eine 

Kapazitätsausweitung notwendig wird. Für den Nicht-Ökonomen am schwierigsten ist die 

Begründung, warum dem Verbraucher Grenzkosten und nicht Durchschnittskosten als 

"gerechter Preis zugemutet werden sollen, per Grund dafür ist, dass dann das 
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Knappheitssignal für eine neu überlegte Handlung richtig ist. Entschließe ich mich heute ein 

Gut zu kaufen, das ich gestern noch nicht gekauft habe, so kann der Produzent meine 

Nachfrage nicht zu Durchschnittskosten produzieren, sondern zu Grenzkosten. In aller Regel 

liegen die Grenzkosten über den Durchschnittskosten. Wenn es Konkurrenz gibt, treibt das 

langfristig die Grenzkosten nach unten und der Unterschied wird kleiner. 

Ausnahmen von der tatsächlichen Anwendung der Preisregel Preis = Grenzkosten sind im 

Monopol gegeben. Im üblichen Monopolfall hat der Monopolist keinen Konkurrenten und 

setzt Grenzkosten gleich Grenzerlös. Da letztere mit größerer Produktion sinkt, produziert der 

Monopolist in der Regel (bei gegebener Kostenkurve) eine kleinere Menge zu einem höheren 

Preis. Dies führt zu einem Wohlfahrtsverlust gegenüber dem Fall der Konkurrenz. Eine 

Ausnahme davon könnte gegeben sein, wenn der Monopolist eine bessere 

Produktionstechnik anwendet als die Konkurrenzunternehmen. 

Die Monopolmacht des Monopolisten kann durch mehrere Faktoren eingeschränkt sein. 

Neben rechtlichen Grenzen kann es die Auslandskonkurrenz sein, das Auftreten potentieller 

neuer Anbieter. Eine neue Literaturströmung betont, dass Markteintritte eine so effektive 

Drohung sind, dass der Monopolist auch die Grenzkostenregel anwenden muss. Die 

Bedingungen dafür sind allerdings sehr streng (keine verlorenen Kosten beim Marktaustritt, 

Verfügbarkeit über idente Technologie, langsame Preisreaktion des Monopolisten), so dass 

sich die Relevanz der strengen Schlussfolgerungen auf wenige Märkte konzentriert. Immerhin 

macht die Theorie der "umkämpften Märkte" die Aufmerksamkeit der Politik auf die 

Bedingungen des Marktzutrittes und Austrittes und der Zugänglichkeit zu Technologien. 

Im Mittelpunkt vieler Umweltprobleme stehen "natürliche Monopole". Im Gegensatz zu 

Monopolen, die durch Ausübung der Marktmacht, durch wettbewerbsfeindliche Strategien 

zustande kommen und die gesellschaftlich ineffizient sind, sind natürliche Monopole in 

Sparten mit stark fallenden Kostenkurven gegeben, so dass der Wettbewerb selbst zu einer 

einzigen Firma führt. Die Grenzkosten sind niedriger als die Durchschnittskosten, so dass es 

entweder keinen Schnittpunkt mit den Grenzerlösen gibt oder einen Schnittpunkt bei dem die 

Firma Verluste macht. Für den Ökonomen folgt daraus die Regulierungsnotwendigkeit, der 

politische Ökonom stimmt dem meist zu, nicht aber wegen der Möglichkeit, dass die Firma an 

der Grenzkosten-gleich-Grenzertragsregel festhalten will sondern weil sie einen zu hohen Preis 

verlangt und hohe Gewinne machen wird. 

Die Regulierung ist mit Schwierigkeiten verbunden. Meistens orientiert sich die 

Regulierungsbehörde an den Durchschnittskosten plus einer fairen Verzinsung des Kapitals. 

Dies hat negative Folgen, 

• die Anwendung einer Kosten-Plus-Regel senkt den Anreiz zu Minimierung der Kosten. 

Überhöhte Löhne, suboptimale Technik, geringe Innovation sind die Folge 

• besonders die Kapitalverzinsungsregel führt dazu, dass die Firma zu kapitalintensiv 

produzieren wird (Averch-Johnson-Effekt) 
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• in Unternehmen, die nicht gewinnorientiert arbeiten, verfolgen die Manager ihre 

Eigeninteressen. Sie maximieren Umsätze, Beschäftigte, Produktionskapazitäten an Stelle 

von Gewinnen, Jedenfalls immer jene Dimension des Unternehmens, die die Macht nach 

außen demonstriert. 

Die durch Regulierung entstehende Ineffizienz kann eingeschränkt werden 

• indem Manager nach Effizienzkriterien entlohnt werden 

• indem der Eigentümer/Regulierer mehr Informationen verlangt 

• durch Schaffung interner Konkurrenz 

• durch Vergleich der Effizienz mit ähnlichen ausländischen Unternehmen 

• indem von der Kosten-Plus-Regel abgegangen wird und Zielkosten festgelegt werden, 

deren Unterschreiten belohnt wird 

Eine der wichtigsten Aufgaben der Wirtschaftspolitik ist es, zu untersuchen, ob das natürliche 

Monopol überhaupt notwendigerweise besteht. Meist lässt sich der Tätigkeitsbereich des 

Monopols in vertikale Subtätigkeiten zerteilen. Nicht alle Unternehmensfunktionen müssen 

notwendigerweise innerhalb eines Unternehmens abgewickelt werden. Meist liegen nur für 

Unternehmensteile sinkende Kosten vor. Die Teilung des Telefonmarktes in Fern- und 

Lokalgespräche, in ein Netz und einen Endgerätemarkt sind Beispiele. Ebenso in der Gas- und 

der Elektrizitätswirtschaft die Unterteilung in Produktion, Transport und Verteilung. Sinkende 

Kosten gibt es vorwiegend im Netzbereich. 

Eine weitere wichtige Entwicklung in der Regulierungsliteratur beschäftigt sich mit dem 

Interesse an der Regulierung. Die ältere Theorie war von den Marktunvollkommenheiten 

ausgegangen und hat in der Wettbewerbserhaltung den zentralen Zweck der Regulierung 

gesehen. Die Regulierung sollte Marktunvollkommenheiten ausschalten und die Firma dem 

gesellschaftlichen Optimum näher bringen. Entsprechend hätte Regulierung besonders in 

Konzentrierten Branchen stattfinden müssen, was aber empirisch nicht bestätigt werden 

konnte. Die neuere Theorie betont, dass dieses gesellschaftliche Interesse wohl oft am Anfang 

der Regulierung steht, dann aber die Regulierung immer mehr die Interessen der Regulierten 

vertritt (regulators are captured by the regulated). Mit der Zeit wird die Regulierung zum 

Interesse kleiner Gruppen der Gesellschaft, die Ihre Insider-Interessen gegen 

Neuankömmlinge vertreten. Wie jeder Paradigmenwandel, so ist er auch der in der Theorie 

der Regulierung abrupt und von politischen Interessen nicht frei. Aber er zwingt uns doch bei 

jeder konkreten Regulierung nachzudenken, in wessen Interesse sie liegt und wieweit sich mit 

Dauer der Regulierung Beziehungen zwischen Regulierungsbehörde und Regulierten gebildet 

haben, die der ursprünglichen Kontrollidee zuwiderlaufen. 

Hinsichtlich der Frage, wie das gesellschaftliche Optimum trotz Externalitäten erreicht werden 

kann, ist das zentrale Ergebnis der Theorie, dass der Preis für den Produzenten und den Käufer 

des Gutes "gespreizt" werden muss. Der Anbieterpreis muss niedriger als der Käuferpreis sein, 

dies ist nur durch eine Steuer (oder eine Subvention) zu bewerkstelligen. Diese Steuer wird 
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Pigou Steuer genannt, nachdem sie von A.C. Pigou 1952 vorgeschlagen wurde. Im 

Unterschied zu anderen Steuern, die die optimale Allokation (zur Erreichung von 

übergeordneten meritorischen Zielen) Verzerren" stellt eine Pigou-Steuer die optimale 

Ressourcenallokation her. 

Auch für die Behandlung des Geschädigten hat die ökonomische Theorie eine zunächst 

überraschende Antwort. Er soll nicht voll entschädigt werden, allerdings auch nicht - wie 

manchmal in theoretischen Arbeiten überprüft - zusätzlich besteuert werden. Das Argument 

gegen die volle Entschädigung liegt darin, dass es Maßnahmen gibt sich gegen Schädigung 

zu wehren, Absiedelung und Lärmschutz wären Beispiele. Diese zunächst abschreckende 

Forderung gewinnt an Realitätsnähe, wenn man den Zeitfaktor bedenkt. Auch die 

Rechtssprechung unterscheidet bei Belästigungen ob diese im. Augenblick des 

Eigentumserwerbes schon gegeben oder absehbar waren oder nicht. Ökonomisch müsste 

man eine Entschädigungszahlung am "mittleren" subjektiven Schaden der Betroffenen 

ermessen, dies würde dazu führen, dass die Gruppe, die den Schaden subjektiv niedriger 

einschätzt, sich bewusst in einem Immissionsgebiet ansiedelt und dann entschädigen lässt. Für 

den Normalfall scheint das konstruiert, aber immerhin verweist die Theorie auf ein mögliches 

Problem. 

Ein anderes interessantes Phänomen schneidet das Coase Theorem an. R. Coase zeigt. dass 

private Verhandlungen zwischen einem Emittenten und einem Geschädigten zu einem 

Wohlfahrtsoptimum führen, wann immer einer der beiden Eigentumsrechte besitzt. Sein 

Beispiel ist ein Viehzüchter, dessen Tiere die Früchte des benachbarten Ackerbauers 

gefährden. Im Fall, dass dieser Übergriff verboten ist, muss der Viehzüchter den Ackerbauer 

entschädigen (bis Grenzkosten gleich Grenzertrag sind) im andern Fall muss der Ackerbauer 

den Viehzüchter bestechen (und dies bis Grenzkosten gleich Grenzertrag sind). Die 

Einkommensverteilung ist unterschiedlich, das Produktionsergebnis gleich. Die 

Verhandlungslösung ist suboptimal wann immer die Eigentumsrechte (property rights) wohl 

definiert sind. Für die praktische Umweltpolitik kann - großzügig interpretiert - die Bedeutung 

klarer Rechtsverhältnisse als entscheidend für das Wohlfahrtsoptimum mitgenommen werden. 

Wenn die Problemlast klar ist, kann es leicht Verhandlungslösungen geben. 

Elastizitäten bezeichnen das Verhältnis der Wirkung zur Ursache. Eine geringe Elastizität 

bedeutet, dass eine bestimmte Ursache eine geringe Wirkung hat, wobei das Konzept 

relative Änderungen anspricht, worunter man näherungsweise prozentuelle Veränderungen 

verstehen kann. Eine Einkommenselastizität der Energienachfrage von Eins bedeutet 

vereinfacht, dass eine Steigerung des Einkommens von einem Prozent eine Veränderung des 

Energiekonsums von einem Prozent zur Folge hat (genauer gilt das für noch kleinere - exakt 

für infinitesimale Veränderungen). Eine Elastizität von 0,5 bedeutet dass eine 

Einkommenssteigerung von einem Prozent eine Nachfragesteigerung von 0,5 zur Folge hat. 

Eine Verringerung der Einkommenselastizität bedeutet, dass eine gleich große Ursache 

(Einkommenssteigerung) eine kleinere Wirkung (Energieveränderung) hat. 
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Ebenso bezeichnet Preiselastizität die Veränderung der Nachfrage in Reaktion auf eine 

einprozentige Preisänderung. Realistische Preiselastizitäten sind fast nie Null und fast nie Eins, 

es gibt meistens eine Nachfragesenkung durch Preiserhöhung, selten ist sie gleich groß. Das ist 

wichtig für eine Steuererhöhung zwecks Abbildung der externen Kosten. Ihre Wirkung liegt in 

einer Verringerung der Nachfrage, aber praktisch nie in der Eliminierung des besteuerten 

Gegenstandes. Für realistische Elastizitäten zwischen 0,3 und 0,5 bedeutet das, dass selbst bei 

einer Verdoppelung der Preise 50 bis 70% der Nachfrage erhalten bleibt. Kompliziert wird das 

Konzept de Preiselastizität dadurch, dass es wichtig ist, ob unmittelbare Substitute ebenfalls 

von einer Preissteigerung betroffen sind. Sind sie es nicht, so ist die Preiselastizität in der Rege! 

höher, weil dieselbe Nachfragekategorie leicht auf ein verwandtes Gut ausweichen kann 

(Heizöl statt Strom). Die zweite Komplexität ergibt sich daraus, dass eine Preiserhöhung auch 

eine Realeinkommensminderung bedeutet. Um die eigentliche Nachfrageminderung 

festzustellen, muss man das Einkommen theoretisch erhöhen (kompensierter 

Nachfrageeffekt). Die kompensierte Nachfragesenkung ist etwas geringer als die 

unkompensierte. Dies ist wichtig für Modelle in denen eine Pigou-Steuer dazu benutzt wird, 

andere Steuern aufzulassen. Der Lenkungseffekt bleibt erhalten (es ist also falsch, dass man 

Geld einbehalten muss um eine Substitution zu erreichen), allerdings wird er etwas kleiner. 

3.2 Messung von Umweltschäden und Erfolgen 

Das zentrale Messinstrument der Ökonomie ist das Brutto- Inlandsprodukt, also die (in Geld 

bewertete) Summe aller in einem Jahr produzierten Güter und Leistungen (Abkürzung: BIP). 

Neben der Kritik an den Messschwierigkeiten, an der Unvollständigkeit hinsichtlich Nicht-

Markt-Leistungen, wird gegen das BIP zu Recht eingewandt, dass es nicht unterscheidet 

zwischen 

• Produktion, die zur Wohlfahrtserhöhung dient und 

• Leistungen, die Wohlfahrtsverminderungen - u.a. durch die Produktion bedingte - 

kompensieren. 

Da es sich um ein Stromkonzept (Einkommen in einem Jahr) handelt, werden außerdem 

Vermögensveränderungen, die keine Kompensationshandlungen auslösen nicht 

berücksichtigt. In diese Kategorie fallen der Ressourcenverbrauch und die 

Umweltschädigung. 

Reformvorschläge versuchen einerseits die bestehende Rechnung um die aufgezeigten 

Probleme zu korrigieren, andererseits werden gänzlich unterschiedliche Problemansätze 

vorgeschlagen. 

Zu den Korrekturvorschlägen zählt einerseits der Abzug der "instrumentellen Ausgaben" vom 

BIP, das sind jene Ausgaben, die nötig sind um einen Zustand wiederherzustellen (Gesundheit) 

oder die Produktion erst zu ermöglichen (Fahrt zur Arbeit). Je nach Ausmaß der Abzüge 
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kommt man dabei einem reinen Konsummaß mehr oder minder nahe (Netto-Wohlfahrts-

Konzept). 

Eine andere Korrekturmöglichkeit ist der Aufbau begleitender Bestandskonten. insbesondere 

solche die den Zustand von umweltrelevanten Größen betreffen (Luft, Rohstoffe, Wasser, 

Wald). 

Für Österreich liegen ausgereifte und umfassende Vorschläge zum Einbau ökologischer 

Tatbestände in die Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung vor (Franz, Richter), doch weist das 

Zentralamt darauf hin, dass es diese nicht ohne zusätzliche Mitarbeiter durchführen kann. Wie 

bei Institutionen ohne Gewinnerzielung üblich, wird keine Möglichkeit gesehen durch 

Umschichtungen aus traditionellen Aufgabenbereichen den Strukturwandel durchzuführen. 

Die Landwirtschaftsstatistik ist die ausführlichste aller Wirtschaftssektoren, Dienstleistungen und 

Umweltfragen sind unterbelichtet (allerdings gibt es bereits eine kleine Umweltabteilung und 

die Umweltstatistik wird immer ausführlicher). Das Bundesministerium für Gesundheit und 

Umweltschutz hat einen Forschungsauftrag für eine alternative Gesamtrechnung 

ausgeschrieben. 

Die Alternative zu den Korrekturmöglichkeiten besteht einen 'Indikatorenansatz" zu wählen. 

Eine Auswahl von wichtigen Umweltkennziffern wird gewählt und dann jährlich erhoben. Der 

Vorteil dieses Ansatzes ist seine Einfachheit, sein Problem liegt in einer gewissen Willkür erstens 

in der Auswahl und zweitens in der Gewichtung der Indikatoren. In den siebziger Jahren 

wurde der Indikatorenansatz zum internationalen Vergleich von sozialen und 

gesellschaftlichen Problemen benutzt. Nach einem von der OECD entworfenen Schema 

wurden Messziffern für materielle Wohlfahrt, Gesundheit, Bildung und sozialen Frieden 

zusammengewichtet. Internationale Vergleiche nach diesem Ansatz brachten 

Rangordnungen der Länder, die ziemlich genau dem BIP/Kopf entsprachen. Sie zeigten 

allerdings ein reichhaltigeres Bild der sozialen Umstände in den Ländern. 

Ein Umweltindikatorensatz könnte in etwa aus den folgenden Messzahlen bestehen: 

A: Luftschadstoffe (negativ): SO2, NOx, CxHy, Staub 

B: Klimarelevante Emissionen: CO2, CH4, FCKW, Halone 

C: Indikatoren für Wasserqualität: Abwässer, Trinkwasser, Seen, Flüsse 

D: Daten für Verkehrsbelastung, Lärmbelastung 

E: Energie-, Landschafts-, Ressourcenverbrauch 

F: Ausgaben für Umweltschutz (positiv): privat, öff. Hand 

G: Abfallindikatoren: Menge, Sortierungsgrad, Recyclingquote, 

H: Gesundheit: umweltrelevante Krankheiten 

I: Waldzustand, Bodenzustand, Flussläufe 
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J: Weltklimaindikatoren: CO2, FCKW, CH4, N2O in Atmosphäre, Größe des Ozonloches, Zahl 

der gefährdeten Arten, Größe des Tropenwaldes 

Die Liste erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit, sie zeigt einerseits, dass es möglich ist, 

ein Indikatorennetz zu knüpfen, andererseits wie viel subjektiven Spielraum es dabei gibt. 

Dennoch wäre es ein Vorteil, wenn es ein oder auch mehrere Indikatorensysteme gäbe, weil 

dann das "subjektive" Empfinden der ständigen Verschlechterung der Umweltqualität 

überprüft werden könnte und Handlungsschwerpunkte sichtbar werden. 

3.3 Spezifische Erfolge der Umweltpolitik in Österreich 

In diesem Abschnitt soll gezeigt werden, wieweit es |n der Vergangenheit möglich war, in 

bestimmten Teilaspekten Erfolge zu erzielen. Dieser Überblick erhebt keinen Anspruch auf 

Vollständigkeit. und er benützt mit Absicht verschiedenste Analyseebenen 

(Gesamtemissionen, Branchenerfolge, Aufwendungen, Firmenerfolge, Tarifänderungen). 

Neben der Lieferung von punktuellen Informationen soll vor allem gezeigt werden, dass die 

Chancen für Problemlösungen erheblich sind und der Einbau ökologischer Gesichtspunkte in 

den Wirtschaftsprozess schon längst begonnen hat. 

Beeindruckend ist der Rückgang der SO2-Emissionen. Seit dem Höchststand Ende der 

siebziger Jahre wurden sie mehr als halbiert und werden nach der Prognose von Hackl (1989) 

bis 1993 auf ein Viertel (85.000t) sinken und damit auch nur halb so hoch sein wie 1948. Die 

Verbesserung war unter anderem durch die Verringerung des Schwefelgehaltes im Heizöl 

möglich, daneben durch verbesserte Filterung. Überproportional war der Rückgang in 

Industriefeuerungen, sie konnten ihren Anteil an der S02 Emission von der 50% im Jahr 1980 auf 

34% senken. Ebenfalls 34% entfallen heute auf Kraftwerke (1980 27%), doch ist hier bis 1993 die 

größte Verringerung zu erwarten. Kleinverbraucher haben Jetzt schon mehr als ein Viertel und 

dieser Anteil wird nach Hackl auf 37% im Jahr 1993 steigen. 

Der Verlauf bei Stickoxiden und Kohlenmonoxid ist weniger spektakulär, jedoch konnten bei 

beiden Schadstoffen die bis 1980 stark angestiegenen Emissionen (versechsfacht bzw. 

verdoppelt) seither ungefähr konstant gehalten werden. Nach der Prognose von Hackl 

stehen Verringerungen um 20% bevor. 

Ein anderes Erfolgsbeispiel ist die Seenreinhaltung. Sowohl vom hygienischen Standpunkt 

(Indikator: Zahl von Escherichia Coli in 100 ml Wasser) als auch vom limnologischen 

Standpunkt (Phosphorgehalt in mg pro Kubikmeter als Nährstoffgehaltanzeiger) sind die 

meisten Seen gegenüber den sechziger Jahren als sauberer anzusehen (Gerhold, 1989). Die 

Seensanierung nahm großteils in den sechziger Jahren ihren Anfang, teilweise reichte sie in 

die siebziger Jahre hinein. Sammler und Ortsnetze sowie Kläranlagen wurden gebaut, 

Verbesserungen (z. B. Ausfällen des Phosphors) sind zusätzlich möglich. Die Kosten der 

Seensanierung beliefen sich bis inkl.1987 auf 12,5 Mrd. S. Zu zwei Drittel wurden Mittel des 

Wasserwirtschaftsfonds genutzt. mit einem Viertel war meist das Bundesland beteiligt. 
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Die Umweltschutzaufwendungen der Industrie zwischen 1970 und 1990 belaufen sich auf 52,6 

Mrd. S, das sind mit leicht steigender Tendenz rund 2% des Produktionswertes. Der größte Teil 

entfällt auf Wasser und dies auch mit steigendem Trend (1970-84: 41%, 1985-90: 52%), Luft folgt 

mit Abstand an zweiter Stelle, Abfall erreicht nur ein Zwanzigste! der Gesamtaufwendungen 

der Industrie. 

Die Chemieindustrie zählt zu den umweltintensiven Branchen. Hier wurde fast ein Viertel aller 

Umweltschutzausgaben getätigt, bei einem Anteil von 12% am Produktionsvolumen der 

Industrie. Nach einer Erhebung des Fachverbandes (Auswertung durch die TU) sinken 

zwischen 1970 und heute sowohl die Luftbelastung (durch organische Verbindungen, 

Kohlenmonoxid, Stickoxid, Schwefeldioxid) als auch die Abwasserbelastung (organische 

Verbindungen, Biochemischer Sauerstoffbedarf, Ammonium, Quecksilber, chlorierte 

Kohlenwasserstoffe). Nach den meisten dieser Indikatoren wurde trotz einer Verdreifachung 

des Umsatzes der Chemieindustrie ein absolut deutlich niedrigeres Emissionsvolumen erreicht 

(Fachverband der Chemischen Industrie, 1989). 

Übersicht 1: Schwefeldioxidemissionen 1948-1993 

 Gesamt 
in Tonnen 

1948 = 100 Kraftwerke Industrie-
feuerungen 

Verkehr Kleinverbraucher 

   Anteile in % 
       
1948 160.689 100 8,7 64,6 0,4 26,3 
1950 193.622 121 10,3 66,5 0,4 22,8 
1955 288.755 180 14,3 63,8 0,5 21,4 
1960 247.620 154 17,2 58,1 1,4 23,3 
1965 233.501 145 16,9 50,8 2,9 29,4 
       
1970 273.848 171 12,2 59,9 3,7 24,2 
1975 261.927 163 24,5 51,6 4,7 19,2 
1980 335.214 209 26,8 49,0 4,4 19,8 
       
1981 284.913 177 25,9 49,9 4,3 19,9 
1982 250.840 156 29,8 47,3 4,8 18,1 
1983 187.548 117 29,2 43,7 6,4 20,7 
1984 180.867 113 28,5 43,7 6,9 20,9 
1985 149.423 93 33,7 33,6 6,9 25,9 
       
1993 85.000 53 15,9 38,8 8,2 37,1 

Q: Hackl (1989). 

Auch die Papierindustrie wendet fast ein Viertel ihrer Investitionen für den Umweltschutz auf. 

Der Anteil der in biologischen Abwasserkläranlagen gereinigten Abwässer ist von 7% auf 49% 

gestiegen und soll 1990 73% erreichen. Der Chlorverbrauch ist bis zum Beginn der achtziger 

Jahre etwa proportional zur Erzeugung von gebleichtem Zellstoff gestiegen, seither stagniert 

er. An einer chlorfreien Bleiche wird in einem gemeinsamen Forschungsprogramm der 

österreichischen Unternehmen gearbeitet, doch variieren die Prognosen, wann sie möglich 

sein wird (dies hängt auch teilweise von dem eingesetzten Holz ab, teilweise davon ob es sich 
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um Sulfit- oder Sulfatzellstoff handelt; die in Schweden durchgeführte chlorfreie Bleiche' soll 

(Stark, 1989) zwar niedrigere anorganische Summenparameter aufweisen aber hohe 

abwasserbelastende Schadstoffrachten). 

3.4 Technik als Problemlöser 

Die aktive und langfristige Bewältigung des Umweltprobleme^ ist mit der Entwicklung und 

Anwendung neuer Techniken verbunden. Verbote, Bewilligungszwang, aber auch Haftungen 

und Lenkungssteuern (die über die Abbildung externer Effekte hinausgehen) setzen am 

falschen Ende an, nämlich nachdem ein Problem entstanden ist. Die Formulierung des Zieles 

einer ökologischen Produktionsweise mit geschlossenen Kreisläufen ist die Aufgabe des 

Unternehmers. Die Technik ist der Mittel zum Zweck, sie kann ressourcenverbrauchende und -

schonende Wege aufzeigen. Der Staat hat dabei die richtigen Rahmenbedingungen zu 

konstruieren und die Kontrollaufgabe. 

Der Vorteil des technischen Lösungsansatzes ist auch, dass er als einziger Ansatz in der Regel 

nicht zu einer Kostenerhöhung führt. Mit einer umweltpolitischen Innovation sind meist auch 

eine Kostensenkung und eine Erhöhung der Gewinne verbunden. Die Notwendigkeit der 

ökologischeren Problemlösung ist dann der Anstoß zu einer Innovation, die auch zu einer 

kostengünstigeren Produktion führt. 

Lutz Wicke (1988) demonstriert dies an zahlreichen Beispielen. Er hat erhoben, dass 30% der 

Betriebe durch Umweltschutz (Recycling, neue Verfahren, neue Produkte) auch ihre Gewinne 

steigern und meint, dass diese Quote durch "offensives Umweltschutzmanagement" noch 

gesteigert werden kann. 

Im Folgenden sollen einige Beispiele gezeigt werden, in denen österreichische Firmen mit 

"clean technologies" Umweltprobleme lösten und Gewinne machten: 

Ein Mineralwasserhersteller hatte Probleme mit den Abwässern seiner Flaschenwaschanlage 

und den Rauchgasen seiner Heizanlage. Er leitete − in Zusammenarbeit mit einer 

Anlagenbaufirma − seine säurehaltigen Rauchgase in die alkalischen Abwässer und 

entschwefelt damit seine Rauchgase ohne Filterung und senkt den ph-Wert der Abwässer. 

Durch "Dampf Wirbelschicht- Trocknung" kann aus Klärschlamm Brennstoff für Strom- und 

Wärmeerzeugung gewonnen werden. Sie arbeitet im geschlossenen Kreislauf. Ein Teil der 

Abgase wird dem Gebläse des Trockners zugeführt, dem anderen Teil wird die Wärmeenergie 

entzogen und für den Trocknungsprozess verwendet. 

Das Abfallproblem löst ein österreichischer Waffel-Erzeuger, indem er eine essbare 

(verrottbare) Verpackung auf den Markt bringt. Weltweit als erstes Unternehmen. 

Um die Asbestverwendung zu reduzieren entwickelte ein Unternehmen eine neue 

Plattengeneration, die dem alten Produkt hinsichtlich Bearbeitbarkeit. 
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Oberflächenbeständigkeit und Schlagzähigkeit überlegen ist. Besonders vorbereitete 

Zellstofffasern sind das Substitutionsprodukt für den Asbest. 

Eine Gruppe niederösterreichischer Bauern entwickelte eine Kompostiermaschine. Sie hilft aus 

umweltschädlicher Gülle wertvollen Kompost zu machen und senkt die notwendige 

Stickstoffdüngung. 

Ein Salzburger Heizkesselerzeuger entwickelte einen "Holzvergaser", der Abfallholz und 

Hackgut schadstoffarm und mit einem Gesamtwirkungsgrad von 85% (Abgastemperatur 

208°) verwendet. 

Übersicht 2: Stickoxidemissionen 1948-1993 

 Gesamt 
in Tonnen 

1948 = 100 Kraftwerke Industrie-
feuerungen 

Verkehr Kleinverbraucher 

   Anteile in % 
       
1948 31.765 100 10,6 68,9 15,7 4,8 
1950 38.109 120 11,0 68,4 15,7 4,9 
1955 58.450 184 11,4 50,6 34,2 3,8 
1960 74.698 235 11,3 36,4 47,9 4,4 
1965 114.056 359 11,6 29,5 55,3 3,6 
       
1970 145.331 458 9,6 25,7 61,2 3,5 
1975 177.454 559 11,1 19,2 65,9 3,8 
1980 200.962 633 9,6 16,3 70,2 3,9 
       
1981 202.973 639 9,2 16,7 70,7 3,4 
1982 202.029 636 9,9 15,4 71,4 3,3 
1983 197.874 723 9,6 14,5 72,5 3,4 
1984 207.161 635 10,1 15,6 71,1 3,2 
1985 201.882 636 11,1 12,3 73,8 2,9 
       
1993 162.000 510 5,6 16,8 69,7 7,9 

Q: Hackl (1989). 

Übersicht 3: Kohlenmonoxidemissionen 1948-1993 

 Gesamt 
in Tonnen 

1948 = 100 Kraftwerke Industrie-
feuerungen 

Verkehr Kleinverbraucher 

   Anteile in % 
       
1948 517.104 100 0,1 2,7 9,7 87,5 
1950 547.456 106 0,1 2,9 11,0 86,0 
1955 604.588 117 0,1 2,8 16,5 80,6 
1960 664.584 129 0,1 1,9 30,1 67,9 
1965 918.890 178 0,1 1,2 43,5 55,2 
       
1970 1,138.356 220 0,1 0,6 55,3 44,0 
1975 1,099.350 213 0,1 0,5 70,4 29,0 
1980 1,144.604 221 0,1 0,4 65,9 33,6 
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1981 1,107.866 214 0,1 0,6 66,3 33,0 
1982 1,082.154 209 0,1 0,7 66,0 33,2 
1983 1,037.712 201 0,1 0,7 66,0 33,2 
1984 1,043.629 202 0,1 0,8 63,2 35,9 
1985 1,038.719 201 0,1 0,5 61,1 38,3 
       
1993 825.000 160 0,1 1,3 41,2 57,4 

Q: Hackl (1989). 

Eine Tiroler Maschinenbaufirma ist in der Produktion von Blockheizkraftmodulen führend, die 

Wärme und Strom mit einem Gesamtwirkungsgrad von 87% produziert und schadstoffarm 

arbeitet. 

Ein Elektrofachgeschäft kooperiert mit einer Entsorgungsfirma zwecks Recycling der FCKW in 

Kühlschränken. 

Eine EVU erzeugt Abwärme in einem Wasserkraftwerk. Eine Technik zur Reduktion von 

Schadstoffemissionen in einem Braunkohlekraftwerk wurde erstmals in der Steiermark 

getestet. An der Grazer Technik wird an einem emissionsarmen Kohlekraftwerk gearbeitet. 

Diese Liste lässt sich fast beliebig fortsetzen. Ein Blick in die entsprechenden Fachzeitschriften, 

zeigt die faszinierend rasche technische Entwicklung, die es immer wieder erlaubt neue 

ökologische und kostengünstige Produkte auf den Markt zu bringen. Das Umweltproblem ist 

dabei immer der Innovationsanstoß, der dann zu Prozess oder Produktlösungen führen, die 

auch andere Unternehmensziele miterfüllen. Damit soll nicht gesagt werden, dass sich 

Umweltschutz immer und in jedem Fall lohnt und auch nicht dass "clean technologies" sich 

ohne staatliche Hilfe wie Forschungsförderung und Procurement Politik entwickeln. Aber der 

Spielraum für aktive Planung und Lösung durch neue Technologien ist gegeben. Eine 

unternehmerische Aufgabe von hoher Attraktivität kann mit Hilfe der Technik aktiv gelöst 

werden. 

Übersicht 4: Staubemissionen 1948-1993 

 Gesamt 
in Tonnen 

1948 = 100 Kraftwerke Industrie-
feuerungen 

Verkehr Kleinverbraucher 

   Anteile in % 
       
1948 49.772 100 5,8 42,7 6,6 50,9 
1950 49.724 100 6,2 48,8 0,8 44,2 
1955 56.534 114 9,2 49,2 1,8 39,8 
1960 47.312 95 10,6 67,4 5,3 16,7 
1965 54.862 110 18,6 34,6 10,8 36,0 
       
1970 49.246 99 14,5 27,9 19,0 38,6 
1975 44.415 89 23,1 21,4 23,9 31,6 
1980 48.200 97 19,9 17,6 24,9 37,6 
       
1981 49.523 100 21,0 19,0 24,6 35,4 
1982 51.391 103 23,6 17,7 23,1 35,6 
1983 48.456 97 22,4 17,0 24,3 36,3 
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1984 53.110 108 23,5 17,2 22,4 36,9 
1985 52.923 106 25,6 13,3 22,3 38,8 
       
1993 49.000 98 4,9 23,7 22,9 48,5 

Q: Hackl (1989) 

Die Rolle der öffentlichen Hand besteht in der teilweisen Übernahme von Risken und in der 

billigen Finanzierung von innovativen Ideen. Die Forschungsförderung hilft in der ersten Phase 

der neuen Idee, die Fertigungsüberleitung kann etwa in der Topaktion des 

Wirtschaftsministeriums gefördert werden. Der Umwertfonds sollte ebenfalls stärker für die 

innovative Lösung von Umweltproblemen herangezogen werden und dem Druck zur 

Finanzierung unrentabler Produktionen (mit graduell verbesserten Verfahren) noch stärker als 

bisher widerstehen. 

Das gerade publizierte "Forschungskonzept Umwelttechnik" des Wissenschaftsministeriums 

(November 1989) ist eine wesentliche Unterstützung bei dem Versuch, Umweltprobleme 

durch Technologien zu lösen. 

4. Instrumente der Umweltpolitik 

4.1 Kriterien zur Bewertung von Instrumenten 

In diesem Abschnitt sollen die verfügbaren Instrumente der Umweltpolitik überprüft werden. 

internationale Anwendungsbeispiele (insbesondere nach dem neuesten OECD Bericht, OECD 

1989), sowie die bisherigen Erfahrungen mit den Instrumenten werden berichtet und zur 

Erarbeitung von Vorschlägen verwendet. 

Als Kriterien werden verwendet: 

• die ökonomische Effizienz, also die Relation von Mitteleinsatz zum erreichten Ergebnis 

• die ökologische Effizienz, also das Erreichen des gewünschten ökologischen Zieles (hier 

muss auch das Tempo der Zielerreichung und die dynamischen Wirkungen nach der 

Einführungsphase beachtet werden) 

• die Konformität mit marktwirtschaftlichen Grundsätzen, darunter fällt die Frage ob das 

Instrument dem Verursacherprinzip gerecht wird und wie groß der Regulierungsbedarf 

durch zentrale Einrichtungen ist, wieweit Wirtschaftssubjekte ihre Wahlfreiheit behalten 

• die notwendige Informationsmenge bei der Konzeption des Instrumentes und seiner 

laufenden Anwendung und Kontrolle 

• der Verteilungseffekt der Instrumente und die Akzeptanz 

Die bisherige Nutzung der Instrumente und gewonnene Erfahrungen im Ausland sollen 

berichtet werden. Ebenso sollen in Gang befindliche Änderungen in der Einschätzung der 

Instrumente und Reformvorschläge aus anderen Ländern analysiert werden. 
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Jedes der vorgeschlagenen Instrumente hat selbst wieder verschiedene 

Gestaltungsmöglichkeiten, die die Wirkungen mit beeinflussen. Die ersten fünf der genannten 

Instrumente sind in der internationalen Literatur gängig. Die Einordnung von 

Kooperationslösungen und die Schaffung neuer Firmen unter den 

Marktschaffungsinstrumenten werden spezifisch begründet. Technischer Fortschritt, 

geänderte Verhaltensweisen und öffentliche Güter als eigene Instrumentengruppen spiegeln 

eine Schwerpunktsetzung der vorliegenden Studie dar. 

4.2 Die Instrumente und ihre Anwendung  

4.2.1 Auflagen, Verbote, Standards 

Diese Gruppe umfasst eine Fülle von ordnungsrechtlichen Maßnahmen mit denen 

Umweltschäden durch verwaltungsrechtliche Ordnungsvorschriften abgewehrt werden 

sollen. Genehmigungen von Betriebsanlagen, Bewilligung von Gewässereinleitungen oder 

produktbezogene Vorschriften für Chemikalien, Arzneimitteln oder Typenzulassungen (und 

Kontrollen) bei Kraftfahrzeugen zählen zu dieser Gruppe. Die OECD bezeichnet diese Gruppe 

als "direkte Regulierung" oder als "Command & Controll Approach" und hält in 

Übereinstimmung mit anderen Analysen fest, dass dieser Ansatz bisher in allen 

Industrieländern das wichtigste Instrument der Umweltpolitik war. 

Direkte Regulierungen haben sehr gewichtige Nachteile: 

• ihre ökonomische Effizienz ist gering, weil die Behörde technische Standards unabhängig 

von den Vermeidungskosten vorschreibt. Bis zur erlaubten Höchstmenge ist der Preis für 

die Verschmutzung null, ab dieser im Prinzip unendlich. In der Praxis wird diesem Problem 

durch einen Ermessenspielraum etwa in der Formulierung "wirtschaftliche Zumutbarkeit" 

Rechnung getragen. Dies hat dann teilweise wieder die Wirkung, dass 

Verhandlungsgeschick, Größe des Emittenten und politischer Druck zur entscheidenden 

Determinante werden. 

• die ökologische Effizienz hat zwei Komponenten. Einerseits kann dieses Instrument eine 

erhebliche Spezifizität erreichen. Eine bestimmte Emission kann' relativ rasch und gezielt 

beseitigt werden. Andererseits ist kein Anreiz gegeben; eine erlaubte 

Emissionshöchstgrenze zu unterschreiten, so dass kein Anreiz besteht nach neuen 

Innovationen zu suchen. Mit anderen Worten die dynamische ökologische Effizienz ist 

nicht gegeben. Eine Anpassung des ökologischen Standards an geänderte technische 

Bedingungen ist oft nicht gegeben. Ein Anreiz für Unternehmen den "ökologischen Stand 

der Technik" zu verbessern besteht nicht. Im Gegenteil er würde zu höheren Kosten führen 

(Anti-Innovationsanreiz). 

• Verbote sind prinzipiell mit marktwirtschaftlichen Prinzipien und dem Verursacherprinzip 

schwer in Einklang zu bringen. Insofern als eine Regulierung den Zweck hat externe 
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Kosten zu verhindern, wirken sie in Richtung Kostengerechtigkeit, aber in sehr ungenauer 

und grober Art. Die Kosten der Erfüllung der Auflagen belasten den Verursacher. 

• Die für die Behörden notwendige Informationsmenge ist relativ groß. Entweder sind die 

Entscheidungskriterien sehr spezifisch, wenn z.B. Höchstmengen eines konkreten 

Schadstoffes im Gesetz aufgezählt sind. Dann beruhen sie auf einem relativ alten 

Informationsstand (Problemerkennung, Transformation in Gesetze, Verordnungen) oder 

sie sind relativ allgemein (Stand der Technik), dann ist die Informationsbeschaffung für die 

Regulierungsbehörde relativ schwer. Jedenfalls entscheidet primär, der 

Informationsstand von Außenstehenden (Behörde, Experten) die Entscheidung. Wie die 

Rollen verteilt sind beschreibt Siebert (1987, S. 126) mit den Worten 'the government will 

try to prove that new technologies are possible whereas the entrepreneur will use his 

energy to show that these new technologies are not feasible or not economical." 

Trotz der vielen und gewichtigen Nachteile ist Regulierung heute das wichtigste 

Umweltinstrument und es findet bei Unternehmern auch eine relativ große Akzeptanz. Die 

OECD nennt dafür drei Gründe: 

• mit der Regulierung sind − abgesehen von den Erfüllungskosten − keine zusätzlichen 

Kosten (wie Steuern, Abgaben) verbunden. Die Administrationskosten werden meist nicht 

kalkuliert 

• Firmen glauben einen erheblichen Einfluss auf die Regulierung zu haben 

(Verhandlungsspielraum) 

• Die Implementation von Regulierungen dauert lang, insbesondere wegen der 

Verhandlungen über ihre endgültige Gestalt. 

Dazu kommt noch, dass nach Betriebsgenehmigung eine gewisse Sicherheit besteht, die 

Emissionen im genehmigten Umfang durchzuführen. Selbst bei Übersteigen des genehmigten 

Ausmaßes gibt es geringe Strafen und große Messprobleme (Zeitpunkt der Messung, Art der 

Kontrolle etc). Aus ökologischen Gründen versucht die Umweltpolitik die Emissionsmessungen 

zu verbessern, die Strafen zu erhöhen, auch nach Betriebsgenehmigung die 

Emissionsstandards verändern zu dürfen. 

Die allgemein anerkannte Notwendigkeit die Standards laufend zu erhöhen und strenger zu 

kontrollieren, hat (u. a. nach Ansicht der OECD) ein Umdenken bezüglich des Instruments der 

direkten Regulierung, sowohl bei Politikern als auch Unternehmen in Gang gesetzt. Das 

Vollzugsdefizit bestehender Gesetze ist schon erheblich, die erforderliche Verschärfung 

macht sie noch komplizierter und schwerer administrierbar. Steigende administrativen Kosten 

für die Behörden und größer werdende Kostenunterschiede bei den betroffenen 

Unternehmern stärkt die Suche nach ökonomisch billigeren und administrativ weniger 

aufwendigen Instrumenten. 

Die Entwicklung läuft in die Richtung dass 

• die Politik den zu erreichenden Zielwert vorgibt, 
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• die Technik, Innovation und Unternehmensentscheidung aber den Weg 

• bestimmen (von einem "source oriented appoach" zu einem "effect oriented approach) 

4.2.2 Subventionen 

Billige Kredite werden in vielen Ländern zur Behebung von bestehenden Umweltschäden 

verwendet. 

Die Spezifität des Instrumentes (Subventionen werden für ein vorliegendes Projekt genehmigt, 

wobei mehr oder minder vage Richtlinien für die Vergabe vorliegen) erlaubt im Prinzip eine 

maximale ökonomische und ökologische Effizienz. 

Schon im Ansatz problematisch sind Subventionen, weil sie dem Verursacherprinzip in der 

Regel widersprechen. Der Verschmutzer wird nicht belastet, sondern erhält mit dem Beweis 

tatsächlicher oder potentieller Verschmutzung Geld. Es wird auch die Zweistufigkeit, zunächst 

umweltbelastende Technik und dann Vermeidungsinvestition, wenn schon nicht veranlasst, so 

doch als Normalfall zur Kenntnis genommen. 

In der tatsächlichen Abwicklung kann die ökonomische und ökologische Effizienz in ihr 

Gegenteil verkehrt werden. Wenn der Umweltaspekt nur der Aufhänger für eine Subvention 

an ineffiziente Betriebe ist, dann ist sie auch rein ökonomisch falsch. Wenn die Subvention 

bewirkt, dass ein nicht mehr konkurrenzfähiger, emissionsintensiver Betrieb ein 

Investitionsprojekt durchführen kann (statt die Produktion einzustellen), dann wird der 

ökologische Effekt negativ. Dies selbst dann, wenn die neue Investition ökologisch besser ist 

als die alte (dies ist die Regel, sollte aber nicht für eine positive Beurteilung reichen) 

Subventionen werden kurzfristig und aus der Perspektive der unmittelbaren Nutznießer immer 

positiv gesehen. Langfristig und generell werden Subventionen als effizienzvermindernd 

abgelehnt. 

Nützlich können Subventionen aus ökologischer Sicht sein, wenn ein relativ rascher und großer 

Umstellungsbedarf in einer klar abgrenzbaren Branche oder Region gegeben sind. Dann 

können sie insbesondere die Umweitsanierung im Gefolge einer plötzlich verschärften 

Regulierung abfedern helfen. Sie senken den Widerstand betroffener Unternehmen und 

Regionen gegen die Umweltsanierung (Konfliktminderung). Die OECD nennt drei Fälle, in 

denen vom Verursacherprinzip abgegangen werden kann und Subventionen oder eine 

Steuerbefreiung akzeptabel sind: 

• wenn erhebliche Schwierigkeiten in Betrieben und Regionen entstehen würden 

•  wenn es sich um eine klar abgegrenzte Übergangsperiode handelt 

•  wenn internationaler Handel und Investitionen nicht dadurch verzerrt werden 
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4.2.3 Haftungen 

Die Nutzung des privaten Schadensersatzrechtes für den Umweltschutz besticht vor allem 

durch ökonomische Effizienz und die Nutzung der Informationen im Unternehmenssektor. Das 

Unternehmen weiß technisch am besten Bescheid über die eingesetzte Technik und damit 

auch über die möglichen Gefahren. Im Normalfall (ohne Schadenseintritt) ist das Instrument 

fast kostenlos, die Möglichkeit des Störfalles muss in einem Risikoaufschlag kostenrelevant 

werden. Die Abwägung der möglichen Gefahren findet früh statt (bei der 

Produktionsaufnahme) und veranlasst präventiven Umweltschutz. 

Die Informationen des produzierenden Unternehmens sind viel reichhaltiger und 

umfangreicher als jene von Außenstehenden. Das sollte auch zur Abschätzung kumulativer 

und neuer Gefahren die beste Grundlage liefern. Dem Verursacherprinzip entsprechen 

Haftungen in vorbildlicher Weise. 

Das Problem der Haftungsinanspruchnahme liegt in der Beweisführung im konkreten Fall und 

in den hohen Kosten insbesondere für die ersten Kläger. Es werden daher verschiedene 

Rechtskonstruktionen verwendet, die die Haftungsinanspruchnahme erleichtern: 

• Weisen statistische Verfahren auf einen Verursacher hin, so hat nicht mehr der 

Geschädigte die Verursachung, sondern der "Verdächtigte" seine Unschuld zu bewiesen 

(Beweislastumkehr, Japan) 

• Sind die Schäden durch mehrere Emittenten gleichzeitig entstanden so haften diese 

solidarisch (Solidarhaftung) 

• Unter bestimmten Umständen wird von der Verschuldenshaftung zur Erfolgshaftung 

(Verschuldensunabhängigkeit) übergegangen, dies wird mit dem Vorsorgeprinzip 

begründet 

• Gruppenklage an Stelle der Einzelklage 

• Pauschalbeträge bei Gesundheitsgefährdung einer größeren Personengruppe 

Der Hauptnachteil des Haftungsinstrumentes ist, dass die Haftungsinanspruchnahme nur in 

relativ schwerwiegenden Fällen zustande kommt, weil die Klagekosten hoch sind. Es wird 

auch insofern Verteilungswirkungen geben, als nur bestimmte Bevölkerungsgruppen den Weg 

zum Gericht gehen. Nach Einführung der genannten Rechtskonstruktionen kann sich dies 

allerdings rasch ändern. 

Bei den schwerwiegendsten Haftungsfällen ist es notwendig, dass eine Versicherung vorliegt, 

weil sonst in jedem schwerwiegenden Störfall der Kostenträger vom Konkurs bedroht ist. 

Schon früher kann es im Interesse der Firma liegen sich zu versichern. Eine Versicherung senkt 

den Anreiz die Gefährdung zu vermeiden (moral hazard problem). allerdings bleibt dieser 

über die Höhe der Versicherungsprämie bestehen. 

In der politischen Akzeptanz dieses Instrumentes zeichnet sich ein Wandel ab. Unternehmer 

lehnten oft das Instrument ab, weil es zuviel Unsicherheit in die Entscheidungsgrundlage 
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bringt, meist aber auch weil es zusätzlich zu schon vorhandenen Auflagen vorgeschlagen 

wird. Manchmal kommen noch psychologische Faktoren ("Vorverurteilung", Produktion als 

alleinige Verschmutzungsquelle) hinzu. Das Japanische Beispiel,* der Superfonds in den USA, 

sowie die Informationseffizienz und die Marktkonformität des Instrumentes haben aber zu 

einem gewissen Umdenken geführt. Insbesondere Wicke vertritt es in der deutschen 

Diskussion. 

In Österreich besteht z.B. im Rahmen des Eisenbahnhaftpflichtgesetzes und des 

Produkthaftungsgesetzes eine Gefährdungshaftung. In einem OGH-Waldschadensurteil 

(Dezember 1988, vgl. Schwarzer, 1989) wurde; eine Solidarhaftung von vier Emittenten 

angenommen und eine Sockelbelastung den Emittenten zugeschlagen. Dies zeigt, dass das 

bestehende Umwelthaftungsrecht keinesfalls totes Recht ist, allerdings sind die 

Anwendungsfälle nicht sehr zahlreich. Im Zuge der Gewerberechtsnovelle 1988 (BGB. 399/ 

1988) wurde der Begriff der "gefahrengeneigten Anlage" entwickelt. 

Die Arbeiterkammer hat im September 1989 einen Entwurf zu einem 

"Umweltschädenhaftungsgesetz" (AK, 1989) erstellt, in dem alle oben genannten 

Verschärfungen eingearbeitet sind. Die politische und sozialpartnerschaftliche Diskussion 

darüber hat begonnen, vgl. insbesondere auch die Analyse von Schwarzer (1989). 

4.2.4 Marktschaffungsinstrumente 

Die "marktwirtschaftlichsten" aller Umweltinstrumente setzen einen Preis für 

Verschmutzungsrechte. Die öffentliche Hand definiert eine maximal erlaubte Menge, der 

Nutzer muss diese Rechte kaufen (oder erhält eine Basisausstattung). 

Von der ökonomischen .Effizienz ist das Instrument bestechend. Da ein Unternehmen mit 

kostengünstiger Vermeidungstechnologie die Emissionen stark verringern wird, ein solches mit 

hoher aber nicht, sind die Gesamtkosten eines vorgegebenen ökologischen Seles niedriger 

als bei gleichmäßiger Reduktion über alle Emittenten. Die ökologische Effizienz ist ebenfalls 

gegeben, da das Gesamtemissionsvolumen gezielt festgesetzt werden kann. 

Allerdings beschränkt sich die Handelbarkeit doch auf sehr wenige Emissionsarten: ein Markt 

entsteht nur für leicht definierbare Titel und ab einer Mindestzahl von Teilnehmern. Im Fall von 

Interdependenzen und bei Spurenelementen ist eine Marktschaffung aussichtslos. 

Die politische Akzeptanz des Instrumentes ist besonders in Europa gering. Da eine "reine 

Umwelt" als höherwertiges Gut angesehen wird, wird der Erwerb von 

"Verschmutzungsrechten" oft als ungerechtfertigter Eingriff der Ökonomie in höhere Werte der 

Gesellschaft gesehen. Diese Argumentation übersieht, dass auch Behörden durch ihre 

Genehmigungen indirekt ein Recht auf Verschmutzung (bis zum erlaubten Höchstwert) 

ausstellen, und dies sogar zum Nullpreis. Tatsache bleibt, dass die politische Akzeptanz in 

Europa gering ist. 
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Die meisten Beispiele für Marktschaffungen liegen aus den USA vor. Sie wurden populär als 

viele Regionen die bundesweit vorgeschriebenen Umweltziele nicht erreichen konnten. 

Betriebsgründungen wären in Belastungsgebieten verboten worden. Damit dies nicht 

eintrete, wurde erlaubt, dass eine neue Firma (Betriebsstätte) die Emissionen bestehender 

Firmen kompensieren könnte. 250 Glocken (Gebiete für die die Emissionen zusammengezählt 

werden) wurden gebildet. 3 000 Offsettransaktionen wurden bis Ende 1986 gemeldet (OECD, 

1989). 

Für die Evaluation liegen verschiedene Studien vor, wir folgen der Zusammenfassung dieser 

durch die OECD: 

• Die ökonomische Effizienz der Marktschaffungslösung wird als gegeben angesehen. Für 

das Ausmaß der ökonomischen Überlegenheit des Instrumentes in der Praxis gibt es 

unterschiedliche Wertungen in der Literatur, aber selbst die vorsichtigen Schätzungen 

ergeben deutliche Kosteneinsparungen. 

• Marktschaffungen sind stark in bestehende Regulierungen eingebaut (Messungen und 

Kompensationen bedürfen eines Kontrollapparates). Sie haben daher keine geringeren 

administrativen Kosten als ordnungsrechtliche Maßnahmen, die Genehmigungsprozesse 

sind langwierig (4-20 Monate). 

• Als positiv wird die Zusammenführung von Ökologie und Ökonomie gesehen, 

insbesondere in regional belasteten Räumen. Für die Weiterentwicklung wird einerseits 

das Zusammenspiel mehrer Emissionen zu beachten sein (gemeinsame oder getrennte 

Lösungen für Stickoxide und Schwefeldioxide). In dem Plan der US Regierung die 

Schwefelemissionen um die Hälfte zu senken, wie auch in den Umwettmaßnahmen der 

deutschen Bundesregierung wird an erweiterte Marktlösungen gedacht. 

Im Wasserbereich berichtet die OECD über ein mögliches Problem bei Marktschaffungen an 

Hand eines Experiment an einem Fluss (Fox River), an dem viele Papierfabriken stehen. Die 

durch Umweltmaßnahmen erworbenen "freien" Verschmutzungsrechte wurden gehortet, weil 

man sie für zukünftige Expansion behalten will und keinesfalls der Konkurrenz zur Verfügung 

stellen will. 

Auf der anderen Seite verspricht ein Experiment am Dillon Reservoir Erfolg. Hier wurde es 

einem Direkteinleiter von Phosphor möglich gemacht. statt die eigenen Emissionen zu 

reduzieren, die Schadstoffe bei Indirekteinleitern (im doppelten Umfang)zu verringern. Die 

Lösung war kostengünstiger und ein höherer Umweltbeitrag wurde geleistet. 

Der Autoindustrie war es in den USA erlaubt, die Bleireduktionen für einen gewissen Anteil der 

Marken und Größenklassen vorzunehmen. 

In Europa gibt es praktisch nur 2 Beispiele für Marktschaffungen im dargestellten engeren 

Sinn: 



– 36 – 

   

• In der BRD ist es in Belastungsgebieten möglich, Betriebe mit Emissionen zu errichten, 

wenn gleichzeitig in einem eigenen oder in einem fremden Unternehmen der Region 

eine Reduktion vorgenommen wird. 

• In den Niederlanden finden in den Verhandlungen über Emissionsberechtigungen 

Überlegungen zum Ausgleich von Belastungen innerhalb von Unternehmungen 

Berücksichtigung. 

Noch einmal zusammenfassend kann eine gewisse kostenmäßige Attraktivität der 

Marktschaffungslösungen nicht bestritten werden. Die Unternehmensgruppe, innerhalb der 

ausgeglichen wird, darf nicht zu groß sein, aber offensichtlich auch nicht in direkter 

Konkurrenz stehen. Ohne vorhandenen Kontrollapparat kann der Ausgleich nicht stattfinden. 

Der praktische Wert ist bisher beschränkt (in den Worten der OECD: "its practicability, however 

is low", OECD, 1989, S. 1O7). Durch den Druck zur Beschränkung bürokratischer Eingriffe und 

durch den Anstieg und die Unterschiede in den Vermeidungskosten durch immer schärfere 

Standards, sollte aber noch an praktikablen Modellen gearbeitet werden. 

In Österreich gibt es einen kleinen Ansatz zu Ausgleichslösungen im § 12 (7) 

Luftreinhaltegesetz (Emissionsabtausch innerhalb eines Unternehmens), an weiteren Modellen 

in Fremdenverkehr, Wasserrecht, Smogbekämpfung und Verkehr wird gearbeitet. 

Kooperationslösungen, in denen die Regierung einer Gruppe von Unternehmen ein 

Umweltziel vorgibt (Reduktion eines Schadstoffes bis zu einem Zieljahr um einen fixierten 

Prozentsatz), haben mit Marktschaffungslösungen einiges gemeinsam. 

• Nicht der Weg der Problemlösung wird vorgeschrieben, sondern das Ziel. Dadurch ist es 

möglich die effizienteste Technik unter Nutzung von Innovationen zu wählen 

• auch die Aufteilung der Emissionsreduktion unter den Firmen bleibt offen und ist im Prinzip 

nach ihren Kosten aufteilbar. Ob dies allerdings gerade innerhalb eines Produzenten- 

oder Fachverbandes möglich ist oder ob intern wieder die gleiche prozentuelle 

Reduktion vereinbart wird, ist offen. Die Einschaltung eines Produzentenverbandes 

ermöglicht bei Forschungsanstrengungen zusammenzuarbeiten und begleitende 

Subventionen zu erreichen. 

Das Problem von Kooperationslösungen liegt darin, dass die Gruppe intern sehr gut 

zusammenarbeiten muss und die effiziente Aufteilung auch durchführen muss. Die Kontrolle 

der Einhaltung des Gesamtzieles- und gegebenenfalls der Übergang zu einer anderen 

Methode ist Aufgabe der Regulierungsbehörde. 

Bei dem Versuch für diesen theoretisch attraktive aber noch nicht praktikable Instrumente 

und Modelle anzubieten sind folgende Vorschläge zu überdenken: 

• im Wasserrecht wäre besonders das Dillon Reservoir Modell auf Österreich anwendbar: 

wenn es dem Direkteinleiter leichter fällt statt seine eigene Einleitung, diejenige einer 

Gemeinde überproportional zu verbessern, so wäre dies ökonomisch und ökologisch 

effizient. Ein gewisses Problem bleibt die unterschiedliche Zusammensetzung der 
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Schadstoffe, und die Tatsache, dass die Kompensation nicht einer unmittelbar 

bevorstehenden Sanierung nur vorgreifen darf. Beides ist lösbar. Ein Experiment sollte an 

einem belasteten Fluss oder See (an dem beide Belastungsquellen vorkommen) 

unternommen werden. 

• im Stadtbereich könnte eine gewisse Lizenzvergabe insofern stattfinden, indem die 

Berechtigung die Innenstadt zu befahren sehr teuer ist, dann gibt es eine zweitteuerste 

und eine relativ billige Außenzone. Diejenigen Autofahrer, denen die Vermeidung sehr 

schwer fällt, zahlen mit dem höheren Kfz-Beitrag die höhere Luftbelastung, für den Rest ist 

eine Entlastung gegeben. Anrainerproblem müssen berücksichtigt werden, Dienstwege 

könnten eventuell auf Elektroautos beschränkt werden (Diskussionsvorschlag, eine 

Analyse des Verkehrssektors stehe Schopf, 1989). 

• in stark belasteten Gebieten könnten Glockenlösungen getestet werden, im industriellen 

Bereich empfehlen sich vielleicht der Schwechater Bereich mit den zahlreichen 

Produktionsanlagen im Erdöl und Chemiebereich. Die Belastung ist hier ein 

Gesamtproblem, das nicht an einzelnen neuen oder alten Anlagen voll erfasst wird. Eine 

Verringerung der Gesamtemissionen um 10% pro Jahr könnte von dem(n) Eigentümer(n) 

intern nach Kostenerwägungen aufgeteilt werden. Als zweite Region könnte Linz gewählt 

werden, oder welche Gemeinde immer hohe Belastungen hat und mit dem bisherigen 

Weg immer drastischerer Auflagen und Eingriffe unzufrieden ist. 

• auch bei den Smogalarmplänen könnten Märkte für die "Restbelastung" eröffnet werden. 

Betriebe, die bei Smogalarmstufe 2 und dann bei 1 noch weiterproduzieren wollen, 

müssen eine Extragebühr zahlen, ebenso Haushalte, die in diesem Fall nicht auf Öl, 

Kohleöfen verzichten wollen (hier muss das Sozialproblem berücksichtigt werden, z.B. 

Kategorie D Wohnungen befreien) und Autos die nicht auf den Betrieb verzichten. Damit 

ergibt sich, dass nur die ökonomisch wichtigsten Aktivitäten weiterlaufen. Bei der 

Diskussion dieses Punktes wird meist auf den Verteilungsaspekt verwiesen ("Reiche" 

können weiterfahren). Ab einer gewissen Progressivität (starker Anstieg des Preises mit 

dem Hubraum und mit der Zulassung eines Zweitautos) könnte die Akzeptanz des Modells 

gegeben sein. 

4.2.5 Steuern, Abgaben, Gebühren und Pfand 

4.2.5.1 Einteilung von Ökosteuern 

Das Feld der Ökosteuern umfasst eine Vielzahl von finanziellen Maßnahmen, mit denen ein 

ökologisch unerwünschter Zustand verteuert werden soll. 

Die OECD teilt sie teilweise nach dem Anknüpfungspunkt teilweise nach der 

Belastungstechnik in 

• Emissionssteuern (für Luft, Wasser, Abfall, Lärm) 

• Benutzungsgebühren 
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• Produktsteuern 

• Steuerdifferenzierung 

Hansmeyer unterscheidet die Ökosteuern nach dem Anspruchsniveau hinsichtlich der 

Marktkonformität. Die anspruchsvollste Art der Ökosteuern ist gegeben, wenn sie genau die 

externen Kosten abbilden wollen. Die weniger anspruchsvolle Form ist, wenn der Steuersatz 

tendenziell externe Kosten abgelten soll, der Gesetzgeber aber zugibt, dass der Steuersatz 

eine politische Komponente beinhaltet und mit dem Steuersatz ein politisch vorgegebenes 

ökologisches Ziel erreicht werden soll. 

Wieder eine andere Einteilung wäre, ob die Ökosteuern belastungsneutral eingeführt werden 

sollen, oder ob ihre Mehreinnahmen für ökologische Maßnahmen (Bereitstellung öffentlicher 

Güter, Altlastensanierung) verwendet werden sollen. 

Ebenso wird oft die Frage gestellt, ob sie einen fiskalischen Zweck oder einen ökologischen 

haben sollen. Im erstgenannten Fall werden sie manchmal als Steuern im engeren Sinn, im 

zweiten als Abgaben bezeichnet (weil in der Finanztheorie die Spezifität als Zeichen für 

Abgaben, das Fließen in den allgemeinen Steuertopf als Charakteristikum für Steuern 

gewertet wird). 

4.2.5.2 Wertung von Ökosteuern 

Angesichts der Vielfalt von Ökosteuern muss eine allgemeine Wertung nach den am Anfang 

des Kapitels genannten Kriterien schwer fallen. Dennoch soll sie versucht werden. 

Die ökonomische Effizienz ist erstens gegeben, weil die Wirtschaftssubjekte den für sie besten 

Weg der Substitution des besteuerten Gegenstandes wählen können (keine Vorschriften über 

das Wie), zweitens, weil sie das individuelle Ausmaß der Reduktion (entsprechend den 

Vermeidungskosten) wählen können und drittens weil auch kontinuierliche Unterschreitungen 

eines einmal erreichten oder vorgeschriebenen Standards (und somit kontinuierliche 

Innovationen) belohnt werden. 

Die ökologische Effizienz ist umso größer je preiselastischer die Nachfrage nach dem 

Besteuerungsgegenstand ist. Die Preisreaktion ist für Energie aber auch für die einzelnen 

Energieträger unterschiedlich und dann auch für alle anderen möglichen 

Besteuerungsgegenstände. Im Allgemeinen hat eine merkbare Steuer immer einen 

Fiskaleffekt und einen Substitutionseffekt. Diese gegeneinander auszuspielen (entweder hat 

eine Steuer einen Fiskaleffekt, dann wirkt sie ökologisch nicht oder sie senkt die Emission auf 

Null, dann ist sie fiskalisch unattraktiv) ist vordergründig. Reale Preiselastizitäten sind nie 

unendlich und meist sogar kleiner als Eins d.h. eine Verteuerung um 10% hat eine 

Mengenreaktion von weniger als 10%zur Folge. Das Verhältnis von Fiskalertrag zu ökologischer 

Wirksamkeit ist nach dem Bemessungsgegenstand unterschiedlich. 

Die Marktkonformität von Steuern hängt ebenfalls von der Gestaltung ab. Für Ökosteuern 

stellt sie sich im Gegensatz zu anderen Steuerarten günstiger dar, weil Ökosteuern nicht das 
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Marktergebnis verzerren, sondern dieses durch Abbildung der externen Kosten erst herstellen. 

In dem Ausmaß in dem sie überhöht angesetzt werden oder zwecks Begrenzung des 

Verwaltungsaufwandes unscharf treffen, muss das nicht immer der Fall sein. Ebenso kann 

man Ökosteuern, die zur Erhöhung der Staatsquote erhoben werden als marktwidrig 

empfinden. Wenn bestimmte Produkte belastet werden und andere nicht und dies nicht mit 

unterschiedlichen externen Kosten begründet werden kann, so sind die Grenzen der 

Marktkonformität erreicht. Es ist Hansmeyer & Schneider zuzustimmen, dass die 

Marktkonformität niedrigeren Anspruchsniveaus ehrlicher ist. In der Tendenz sollen externe 

Kosten abgebildet werden, wie hoch diese sind und welches Zielniveau in der Umweltpolitik 

erreicht werden soll verbleibt eine politische Entscheidung. 

Die Informationsmenge und die administrativen Kosten sind unterschiedlich. Besonders bei 

Emissions- und Abwassersteuern sind die nötigen Messungen erheblich. Manchmal wird 

berichtet, dass gerade die Kosten der Einhebung durch die Einnahmen gedeckt sind. Die 

Bemessungsgrundlage kann nicht von den Steuerbehörden kontrolliert werden, sondern fällt 

in die Kompetenz von den Regulierungsbehörden. Teilweise könnte die administrative Effizienz 

durch eine Erhöhung des Abgabensatzes gesteigert werden (stark degressive 

Verwaltungskosten), doch geschieht dies meistens wegen des politischen Widerstandes 

gegen hohe Sätze nicht. Sollten die Abgaben tatsächlich nur der Höhe des 

Einhebungsaufwandes entsprechen, so ist die administrative Effizienz sehr negativ zu 

beurteilen. 

Die Verteilungswirkung ist gestaltbar. Ist sie als Verbrauchssteuer konstruiert hat sie wie die 

meisten indirekten Steuern eine leicht degressive Wirkung. Dem kann entweder mit 

Ausgleichszahlungen oder durch die spezifische Konstruktion der Abgabe oder durch Wahl 

des Kompensationsgegenstandes (welche Steuer reduziert wird) entgegnet werden. 

Die Akzeptanz von Ökoabgaben schwankt nach Besteuerungsgegenstand und 

Einführungsmodalitäten. Bei Unternehmungen hängt sie negativ mit der Höhe der Abgabe 

und dem administrativen Aufwand zusammen. Bei Konsumenten von der Frage, ob sie sich 

bei der Einhebung belastet fühlen (ob sie Zahler der Abgabe) sind. Werden Ökoabgaben als 

Trick zur Erhöhung der Steuerquote gesehen, dann ist die Akzeptanz gering. Wird der direkte 

Zusammenhang zu einer ökologischen Aufgabe ("Zweckbindung") angedeutet, so steigt sie. 

Allerdings ist auch bei Zweckbindung in der Regel eine gleichschrittige Erhöhung von Steuern- 

und Abgabenquote gegeben (Ausnahme, wenn die Finanzierung des Ökozweckes bisher 

aus dem Budget war). Die Glaubwürdigkeit einer aufkommensneutralen Lenkungsabgabe 

bei gleichzeitiger Finanzierung der "Altlasten" aus Umschichtungen in den bisherigen 

Ausgaben, hängt von der Effizienzsteigerung (oder Aufgabendurchforstung) im öffentlichen 

Bereich ab. 

4.2.5.3 Bisherige Ökoabgaben 

Der Überblick über bestehende Abgaben folgt der Einteilung der OECD (1989): 
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Eine Emissionssteuer für Luftschadstoffe gibt es in Frankreich und Japan. Das französische 

System bindet die Abgabe an die emittierte Menge von Schwefel- plus Stickoxiden (2 

500t/Jahr). Die Einhebungskosten sind gering (nur 400 Unternehmen), ebenso der 

Abgabensatz und die Einnahmen (die für Kontrollmessungen verwendet werden). 

Abwasserabgaben gibt es in 5 Ländern: Frankreich, Australien, Italien. BRD, Niederlanden. Sie 

bezieht sich auf definierte Schadstoffableitungen, manchmal wird sie durch eine 

Wasserverbrauchssteuer ergänzt. Die Einnahmen sind in den Niederlanden erheblich, hier 

sank auch die Belastung der Gewässer um die Hälfte. Die administrativen Kosten liegen 

zwischen 2% und 5% der Einnahmen. In den anderen Ländern gibt es niedrigere Sätze 

(teilweise nach einem vorgegebenen Plan steigend) in der Hoffnung dass eine Vermeidung 

unabhängig von der direkten Kostenkalkulation ausgelöst wird. 

Abfallabgaben gibt es in Australien, Belgien, den Niederlanden und den USA. in Dänemark 

wurde diese Abgabe 1987 eingeführt. Abgabenschuldner, Abgabengegenstand (fester 

Abfall, Chemieabfall und Gülle in den Niederlanden) und Höhe sind verschieden. Der 

amerikanische Superfonds fällt ebenfalls unter diese Gruppe 

Lärmabgaben gibt es besonders für den Flugverkehr. In Niederlanden gab es eine solche 

auch für Industriefirmen, sie wurde im April 1988 in eine Treibstoffsteuer umgewandelt. 

Benützungsgebühren wie z.B. für Kanalisation, Wasser, Müll könnten im Prinzip Anreizfunktionen 

ausüben. Da sie in der Regel über die Kostendeckung (ohne externe Kosten) nicht 

hinausgehen, wenden sie (bisher) nicht als Umweltinstrument eingesetzt. 

Produktsteuern: in vielen Ländern gibt es Produktsteuern auf Schmieröle, primär um Recycling 

und Restdeponierung zu steuern. Düngemittelsteuern gibt es in Norwegen (hier auch 

Pestizide) und Schweden. Einweggebinde sind u. a. in Finnland und Norwegen besteuert. 

Steuerdifferenzierung: gibt es für Benzin nach dem Bleigehalt und für PKW nach ihren 

Emissionen 

Zusammenfassend betont die OECD, dass die anfängliche Absicht der Länder entweder die 

Gebühren zur Vermeidung einer Emission oder zur Finanzierung (meist von Ökoausgaben) 

einzusetzen, in der Praxis nicht vollziehbar war, sondern in der Regel beide Effekte miteinander 

auftreten (teils Vermeidung, teils Finanzierung). Eine ökologische Wirkung war daher 

gegeben, obwohl die Abgaben in der Regel relativ niedrig, oft unter den zu behebenden 

externen Kosten, angesetzt waren. Die erzielten Einnahmen waren niedrig, teilweise konnten 

zumindest Reparaturausgaben mit ihnen finanziert werden. Eine Finanzierungsfunktion des 

öffentlichen Haushaltes gibt es bisher in keinem Land, höchstens indirekt, dass Ausgaben die 

sonst aus dem Budget getätigt hätten werden müssen, jetzt aus der Abgabe getätigt 

werden. Doch ist auch dies die Ausnahme und in der Regel war mit den genannten 

Abgaben eine Erhöhung der Staatsquote verbunden. 
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4.2.5.4 Ökosteuern als Reformperspektive 

In den letzten Jahren sind in vielen Ländern Vorschläge erarbeitet worden, die eine stärkere 

Nutzung des Steuerrechtes für Umweltzwecke vorschlagen. Ursache dieser Entwicklung ist die 

Unzufriedenheit mit dem herrschenden Instrumentarium insbesondere mit dem Instrument der 

Gebote & Verbote und den Subventionen. Gleichzeitig wird anderen Alternativen wie 

Haftungen nur eine begrenzte Wirkung prognostiziert. 

Der Vorschlag der Ökosteuern als Reformperspektive setzten in aller Regel beim Faktor 

Energie an, und dies aus den folgenden Gründen: 

• Bei Energieproduktion- und Verwendung fällt ein ganz erheblicher Teil der 

Umweltprobleme (Emissionen, Landschaftsverbrauch) an. 

• Andere Belastungen sind nicht durch Energieverwendung verursacht, aber werden von 

ihr mit einem gewissen (veränderbaren) Ausmaß begleitet 

• Insgesamt werden nach Schätzungen der deutschen Enquete-Kommission 

• 99% der anthropogenen Emissionen von CO2 

• 99% von NOx 

• 88% von CO und  

• 96% von SO2 

• "energiebedingt" emittiert, Enquete-Kommission, 1989.S47 

• Energie ist eine weitgehend begrenzte Ressource (die erneuerbare Energieträger sind 

heute noch nicht in der Lage den Energiebedarf bereitzustellen) 

• Der größte Teil der Energieproduktion entfällt auf wenige Produzenten, Energie ist relativ 

leicht technisch definierbar 

Die Vorschläge für Energiesteuern unterscheiden sich- von dem vorgeschlagenen Steuersatz 

abgesehen-, danach 

• ob der Primärenergieeinsatz oder der Energiekonsum besteuert werden soll 

• ob die Steuer nach einem ökologischen Kriterium (CO2-Emission, Erneuerbarkeit) 

differenziert werden soll 

• wie die gewonnenen Einnahmen verwendet werden sollen, auf die Senkung anderer 

Steuern, zur Finanzierung neuer Aufgaben. 

Der Gegensatz zu den oben genannten kleinen Abgaben (Wasser, Luft, einzelne 

Energieträger) kann graduell sein oder doch qualitativ sein. Wir wollen den zweiten Fall − die 

Reformperspektive − analysieren. 

Um die volle Wirkung zu diskutieren nehmen wir den theoretischen Fall, dass die Energiesteuer 

relativ hoch bemessen wird, also der Energiepreis um die Hälfte steigt oder sich verdoppelt 

und damit erhebliche Einnahmen (vielleicht etwa ein Fünftel des Steueraufkommens) erzielt 

werden. Diese sollen vollständig zur Entlastung des Faktors Arbeit (Lohnssteuer, 

Lohnsummensteuer, Sozialabgaben) verwendet werden. Um kein Missverständnis aufkommen 
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zu lassen, dies bedeutet keine Senkung des Sozialaufwandes oder der Gemeindeeinnahmen, 

da ja diese durch die neuen Einnahmen finanziert werden. 

In dieser "Einfachheit", ohne internationalen Gleichschritt und ohne Übergangsfristen will 

niemand eine Umstellung des Steuersystems von der Besteuerung der Arbeit zur Besteuerung 

der Energie. Doch lassen sich an einem einfachen Modell die Wirkungen am klarsten 

abtasten. 

Im Einführungszeitpunkt verbilligt sich Arbeit und verteuert sich Energie, erstere wird mehr 

eingesetzt letztere weniger. Die Kostenbelastung und die Wettbewerbsfähigkeit der Wirtschaft 

bleiben generell gleich. Es gibt jedoch einen belasteten Sektor (Grundstoffe) und einen 

begünstigten Sektor (hochverarbeitete Produkte, Dienstleistungen, Bekleidungsindustrie). Die 

Gesamtemissionen der Wirtschaft sinken durch den verringerten Energieeinsatz in jedem 

Sektor und die tendenzielle Verschiebung der Sektoren. 

Jetzt beginnen einige Abschätzungsfragen, die im Prinzip der empirischen Analyse zugänglich 

sind aber in einem unterschiedlichen Ausmaß bisher untersucht wurden. 

• Die Preiselastizität für Energie entscheidet wie hoch der erwünschte Einsparungseffekt bei 

Energie ist. Ist sie ungefähr 0,3 und werden die Energiepreise verdoppelt, so sinkt der 

Energieverbrauch um ca. 30%. Für das Budget gibt es damit den Finanzierungseffekt, für 

die Ökologie den Einsparungseffekt. Die Argumentation, dass es entweder nur den einen 

oder nur den anderen Effekt gibt, ist für den Ökonomen falsch. 

• Die Preiselastizität des Faktors Arbeit entscheidet wie hoch der erwünschte 

arbeitsschaffende Effekt ist. Jedenfalls ist er positiv und erhöht damit die 

Staatseinnahmen (von dem zunächst reduzierten Niveau ausgehend) und senkt die 

Staatsausgaben (via verringerte Arbeitslosigkeit). 

• Zusätzlich sinken die Staatsausgaben, weil die erforderlichen kompensatorischen 

Zahlungen für die nunmehr geringeren Umweltschäden geringer werden und weil bei 

wachsender Beschäftigung die erforderlichen Aufwendungen des Staates zur 

Finanzierung des Pensionssystems geringer werden. 

Der kurzfristige Effekt auf das Budget wurde per definitionem (Aufkommensneutralität) als 

neutral angenommen. Ob der dynamische Langfristeffekt auf das Budget neutral ist, kann 

nicht' genau prognostiziert werden. Der Gesamteffekt setzt sich aus vier Komponenten 

zusammen von denen drei die Einahmen erhöhen und einer die Einnahmen senkt. Erst 

empirische Berechnungen können zeigen, ob der einnahmensenkende Effekt überwiegt, wie 

es meist in der Diskussion angenommen wird. Nur wenn die Energiepreiselastizität viel höher ist 

als die Arbeitspreiselastizität dann kann ein erheblicher Einnahmenausfall zustande kommen. 

Allerdings wäre dann auch die ökologische Effizienz besonders hoch. 

Ein Problem der Umstellung besteht in der Übergangszeit." Alte Steuern sind gute Steuern, 

neue Steuern schiechte Steuern" heißt eine Erkenntnis der älteren Finanzwissenschaft. 

Insbesondere im Umstellungszeitpunkt stehen auch "laute" Verlierer stillen Gewinnern 
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gegenüber. Auch objektiv sind die Belastungen für die Betroffenen sehr konzentriert, während 

die Gewinne für den einzelnen niedrig, weil breit gestreut sind. Den psychologischen und den 

realen Effekten kann mit der schrittweisen Einführung und dem Streben nach einem 

internationalen Gleichschritt begegnet werden. Da mit der Umstellung von der 

Arbeitsbesteuerung zur Energiebesteuerung aber auch ein technologischer 

Wettbewerbsvorteil (positiver Strukturwandel) und eine zukünftige Kostensenkung verbunden 

sind, hat ein Land mit qualifizierter Vorreiterposition auch ökonomisch Vorteile. Zusätzlich kann 

in einer wirklich befristeten Übergangszeit, eine auf technische Innovationen und Substitution 

zielende Übergangssubvention für den belasteten Sektor gegeben werden. Sie dient der 

Konfliktminderung und der Substitution, sie muss aber temporär begrenzt sein und deutlich 

niedriger als die Belastung sein. 

Eine Energiesteuer als langfristige Reformperspektive muss eine deutlich lenkende Wirkung 

haben. Denn sie soll einen erheblichen Sparanreiz haben damit ohne Verschärfung der 

bisherigen Regulierungen die Umweltemissionen deutlich gesenkt werden können. Da die 

Rationalisierung des Energieeinsatzes auch Grenzen hat (Elastizität ca. 0,3) wird sie immer 

auch Einnahmen bringen, die erheblich über den Einhebungskosten liegen. Damit können 

andere Steuern gesenkt werden. Eine Energiesteuer wird den tatsächlichen externen Kosten 

näher kommen als die in der Regel zu niedrigen kleinen Ökoabgaben. Sie ist eine relativ 

einfache Steuer mit geringem bürokratischem Aufwand. 

4.2.5.5 Einwände gegen Ökosteuern als Reformperspektive 

Trotz der Vorteile der Umstellung gibt es eine Reihe von Einwänden gegen eine Energiesteuer, 

die den Faktor Arbeit entlasten hilft: 

Einwand: mangelnde Marktkonformität: 

Da die genaue Höhe der externen Effekte tatsächlich unbekannt ist, kann gegen jeder. Satz 

der Energiesteuer (und auch gegen jede Staffelung) eingewendet werden, dass er nicht mit 

Sicherheit genau die externen Kosten abbildet. Tatsächlich ist im Sinn von Hansmeyer & 

Schneider damit nur der weniger anspruchsvolle Grad der Marktkonformität erreichbar, bei 

dem die Höhe der Abgabe letztlich vom politischen Umweltziel mitbestimmt ist. Man kann 

zwar Berechnungen anstellen über die Höhe der externen Kosten z.B. der Kraftwerke und des 

Straßenverkehrs, doch variieren die Berechnungen stark. Da dabei immaterielle Werte 

mitspielen und auch Artensterben, Klimakatastrophen bzw. Supergaue mit einberechnet 

werden müssen, werden auch zukünftige Berechnungen einen großen Spielraum zulassen. 

Kein Zweifel besteht daran, dass eine Erhöhung der derzeitigen Preise für fossile Brennstoffe 

ein Schritt in Richtung einer besseren Erfassung der Gesamtkosten (interne und externe) wäre 

als der heutige Preis. 

Einwand: geringe ökologische Wirksamkeit: 
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Insbesondere gegen eine einheitliche Energiesteuer wird eingewandt, dass diese ökologisch 

unterschiedlich emissionsintensive Energieträger gleich belastet. Alternativ kann gegen eine 

nach SO2 Emission differenzierte Energiesteuer eingewandt werden, dass sie nur einen 

Schadstoff in den Vordergrund stellt und z.B. das mit Erdgas verbundenen Methan 

ungeschoren lässt, oder die mit Wasserkraft verbundene Naturveränderung oder das mit 

Atomkraft verbundene Strahlungsrisiko. Wieder ist das Beste der größte Feind des Guten. Eine 

Steuer, die alle möglichen externen Folgen verbindet ist zu kompliziert und die Gewichtung 

der Schadstoffe müsste erst recht wieder über eine politische Entscheidung erfolgen. 

Deswegen ist nur eine relativ grobe Differenzierung möglich, die nicht allen Ansprüchen 

gerecht wird. Dies gilt übrigens auch für alle bestehenden Steuern, wie die Lohnssteuer oder 

die Vermögenssteuer, die den Steuerbemessungsgrund immer in einem gewissen Maß 

willkürlich festlegen. 

Die Kostenstruktur, die sich durch eine Energiesteuer ergibt, liegt für viele mögliche Varianten, 

näher den Gesamtkosten für die Gesellschaft (inkl. externer Kosten) als das jetzige 

Preissystem. 

Ein anderes Argument lautet, dass eine generelle Energiesteuer, die nicht mit den 

tatsächlichen Emissionen einer Firma oder eines Haushaltes verbunden ist, sondern als fixierte 

Steuer je Einheit eines Energieträgers, die individuelle Anstrengung zur Emissionsreduktion z.B. 

bei Kohle reduziert. Eine Kombination einer Energiesteuer mit einer Steuer auf die gemessene 

Schadstoffemission hätte eine gewisse ökologische Attraktivität. Die individuelle Messung 

macht die Steuer allerdings sehr viel komplizierter insbesondere wenn man an den 

emissionsintensiven Kleinverbrauch denkt. Die Veränderung der Steuerstruktur nach 

gemessenen Emissionen (vielleicht alle drei Jahre) eines Energieträgers würde ein Kompromiss 

sein, aber diese höhere Treffergenauigkeit" wird wieder mit einer Unsicherheit über die 

zukünftigen Kosten erkauft. 

Der Zwang entweder den Einzelumständen möglichst gerecht zu werden aber dabei 

unendlich kompliziert zu werden oder manchmal ungerechtfertigt zu vergröbern, ist 

übrigens bei jedem Steuersystem gegeben. Viele aus sozialen Zielen heraus notwendige 

Ausnahmen sind so schlecht abgegrenzt, dass sie von Gruppen in Anspruch genommen für 

die sie nicht gedacht sind. Viele Steuererleichterungen werden nicht für ihren eigentlichen 

Zweck in Anspruch genommen. Es ist allerdings berechtigt bei einer neuen Steuer und in einer 

Periode der Entrümpelung des Steuersystems diese Fragen besonders scharf zu diskutieren. 

Einwand: administrativer Aufwand: 

Der administrative Aufwand ist je nach Konzept sehr verschieden. Primärenergiesteuern ohne 

Grenzausgleich sind relativ leicht zu administrieren. Mehrwertsteuerähnliche 

Verbrauchssteuern erfordern einen größeren buchhalterischen Aufwand, doch gab es schon 

unterschiedliche Mehrwertsteuersätze (niedrigere für Energie). Interessanterweise bevorzugen 

Praktiker in ihren Vorschlägen eher die Mehrwertsteuer und ihre fast produktbezogene 



– 45 – 

   

Variation (Heidinger, 1989, Tofarte, 1989). Ob es überhaupt einen Nettoaufwand bei der 

Einhebung einer Energiesteuer gibt, entscheidet die ersetzte Steuerart. Ist sie sehr kompliziert, 

so gibt es eine Verringerung des Aufwandes. Ersetzt die Energieabgabe eine einfache Steuer 

und kürzt sie hier nur den Satz, dann ist der Verwaltungsaufwand größer. 

Einwand: Verlust der Konkurrenzfähigkeit: 

Dieses Argument wurde schon angeschnitten. Bei Aufkommensneutralität gibt es einen 

Sektor, der an Konkurrenzfähigkeit gewinnt, und einen der verliert. Bei Gleichschrittigkeit mit 

dem Ausland fällt dieses Argument weitestgehend weg. Wenn vor der Einführung die 

Umweltschäden kleiner sind als der Umweltaufwand, so erhöht eine Energiesteuer langfristig 

die Konkurrenzfähigkeit (weil die Produktionsgrundlagen erhalten bleiben statt sich wie im 

Ausland von Jahr zu Jahr zu verschlechtern). Dennoch bleibt für den belasteten Sektor, wenn 

eine hohe Energiesteuer ohne internationalen Gleichschritt eingeführt wird eine kurzfristige 

Verschlechterung der Konkurrenzfähigkeit. Wenn keine Substitution der Energie möglich ist, 

kann dies zu Produktionseinschränkungen führen. Doch sind davon bei schrittweiser 

Einführung der Energiesteuer nicht ganze Produktionszweige betroffen, sondern eher Teile von 

Unternehmungen und wahrscheinlich solche, die langfristig ohnehin im Rahmen der 

internationalen Arbeitsteilung Industrieländer verlassen. 

Einwand: Verteilungswirkung 

Die Verteilungswirkung ist je nach Steuerkonstruktion unterschiedlich. Nach der Konsumstatistik 

gibt es einen gewissen regressiven Effekt bei Heizkosten, nicht jedoch wenn man auch den 

Benzinverbrauch hinzurechnet. Es verbleibt das Argument, dass niedrige Einkommen 

üblicherweise einen höheren Zeitdiskont haben und nicht in die Verbrauchsverringerung 

investieren. Wenn die ersetzte Steuer ebenfalls regressiv ist, verliert die negative 

Verteilungswirkung noch einmal an Bedeutung. Eventuell könnte man noch zusätzlich bei 

niedrigen Einkommen eine Transferzahlung oder spezielle Sparprogramme anbieten. 

4.2.5.6 Zusammenfassung 

Zusammenfassend kann man sagen, dass es sicher auch Probleme bei der Einführung einer 

Energiesteuer gibt. Sie trifft wie immer gestaltet die komplexe Vielfalt der Umweltprobleme 

nicht genau, sondern basiert auf der Vermutung dass Energie und Emissionen "korrelieren". Es 

wäre günstig sie in einem internationalen Verbund einzuführen, wenn auch ein Schritt voran 

für ein Land kein großes Problem darstellt und neben den augenscheinlichen Nachteilen für 

einen kleinen Teil auch Vorteile für einen anderen mit sich bringt. Gleichzeitig wird der 

Strukturwandel positiv beeinfluss und die Produktionsgrundlagen werden zu einem Zeitpunkt 

saniert in dem es noch billiger ist. Optimal wäre es, wenn es neben einer Energiesteuer ein 

weiteres Instrument gibt, das die individuellen Umweltschonung (Emissionsverringerung je 

Energieeinheit) belohnt oder kontrolliert, die über die Energieeinsparung hinausgeht. 
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4.2.6 Technischer Fortschritt 

Schon bei den gegebenen Anreizstrukturen ist der technische Fortschritt eine der 

entscheidenden Faktoren zur Reduktion der spezifischen Umweltbelastungen. Der 

Energieverbrauch sinkt fast mit jeder Gerätegeneration, ebenso die meisten zentralen 

Schadstoffemissionen. Allerdings treten auch immer wieder neue energieverbrauchende 

Produkte auf (vgl. Haushaltselektronik) und auch immer neue Schadstoffe. Der technische 

Fortschritt ist ein Instrument, das oft gleichzeitig die Kosten und die Umweltbelastung senkt. 

Die Richtung des technischen Fortschrittes (mehr oder weniger Emissionen) ist selbst nicht 

unbeeinflussbar. Sie ist von staatlichen Unterstützungen, von Preisrelationen und von den 

Produzenten- und Konsumentenpräferenzen abhängig. 

Der Staat selbst kann den technischen Fortschritt in doppelter Hinsicht unterstützten. Auf der 

einen Seite ist er einer der größten Auftraggeber und kann dabei durch strenge energie- und 

umweltbezogene Standards die Entwicklung beeinflussen. 

Andererseits erfolgt die Forschung auf den Universitäten und im wirtschaftsnahen Bereich in 

Industrieländern selten ohne staatliche Unterstützung. 

Schlussfolgerungen: 

• Forschungsschwerpunkte Umwelt, Energieeinsparung 

• anspruchsvolle, im Zeitablauf steigende Standards bei Zukaufen 

• Umweltaspekte in der Zielfunktion öffentlicher Unternehmen (Bahn, Post, 

Bundesgebäude, Dienstfahrzeuge, Umweltbeauftragte in Ministerien...) 

• Förderung von clean technologies in der im Niveau (reduzierten) Wirtschaftsförderung 

• Änderung der Mittelvergabe in Wasserwirtschafts- und Umweltfonds 

• Erhebung von Forschungssparten in denen Österreich Technologieführer bleiben/werden 

kann, Mittelkonzentration 

• Technologietransfer auf dem Umweltsektor in Ostländer und in Entwicklungsländer 

Die Kürze des Kapitels wird der Bedeutung des technischen Fortschrittes für. die 

Umweltsanierung nicht gerecht. Die Technik als der wahrscheinlich wichtigste Problemloser im 

Umweltbereich bedarf der richtigen Rahmenbedingungen und ist nur in geringem Maße 

"vorschreibbar". Wenn das Preissystem "clean technologies" bevorzugt und 

Ressourcenschonung in die Zielfunktion der Wirtschaftssubjekte eingegangen ist, dann bedarf 

es nur noch einer gewissen Kostenunterstützung bei riskanten und radikalen Innovationen. 

4.2.7 Bereitstellung öffentlicher Güter 

Teilweise haben Umweltgüter den Charakter eines öffentlichen Gutes, in dem Sinn dass der 

Staat ein Gut bereitstellen muss ohne dem Nutznießer einen Preis abverlangen oder den 

Nichtzahler ausschließen zu können. Dies trifft allerdings nur für einen kleinen Teil der 
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Umweltprobleme zu. Luft, Deponien, Trinkwasser sind oft als öffentliche Güter bezeichnet 

worden, es gibt aber Lösungen Kosten und Nutzung über den Preis zu steuern. 

Altlastenbeseitigung ist ein Problem, wenn der Verschmutzer nicht mehr greifbar ist. allerdings 

zeigt das Beispiel des Superfonds in den USA, dass eine private Teillösung möglich ist. Die 

Mitterndorfer Senke andererseits zeigt, dass Belastungen in manchen schwerwiegenden 

Fällen doch von der öffentlichen Hand zu tragen sind. 

Auch bei der Notwendigkeit öffentliche Güter bereitzustellen sollen Systeme gewählt werden. 

die möglichst viel Kontrolle der ökologischen als auch der ökonomischen Effizienz 

gewährleisten. 

• Kombination öffentlicher Aufträge mit privater Durchführung oder laufender Betreuung 

• Trennung von Auftraggeber und Kontrolle (Kontrolle bei öffentlichem Auftraggeber durch 

Bürgerinitiative oder Privatfirma) 

• Publikation der Kosten und der angestrebten Ziele des Öffentlichen Gutes (Müllmenge, 

Sortierungsgrad, Recycling) 

• Nutzung ausländischer Erfahrungen, der Erkenntnisse der Wissenschaft 

• Anreize zur Vermeidung vor der nachträglichen Beseitigung 4.2.8 Motivation, Prioritäten, 

Information 

4.2.8 Motivation, Prioritäten, Information 

Die Wichtigkeit von Information und Motivation wird oft betont, wenn kantigere Maßnahmen 

vermieden werden sollen. Deswegen werden sie hier an den Schluss gestellt. Dennoch 

gehören sie sicher zu den wichtigsten, wenn auch nur sehr langfristig greifbaren Strategien. 

Die Forcierung von Informationen verbessert den Marktprozess und ist wohlfahrtsvermehrend. 

Hingegen hat die Wirtschaftswissenschaft keine Kompetenz eine Veränderung der Prioritäten 

der Wirtschaftssubjekte zu fordern. Sie kann nur sagen, wenn Umwelt eine so hohe Priorität hat 

wie immer wieder in politischen Willensäußerungen betont wird, dann sollen Konsumenten 

und Unternehmer und Staat dies in ihren Handlungen sichtbar werden lassen. Viele 

nachträgliche und teuere Sanierungsmaßnahmen werden dadurch unnötig. 

Umweltschonung und die Beachtung von Kreisläufen finden in Unternehmer- und 

Konsumentenentscheidung langfristig Eingang (Integrationsphase). Dem Abbau von 

Strukturen muss ebensoviel Beachtung geschenkt werden wie dem Aufbau (Vogel, 1989), 

Abfallvermeidung und Recycling stehen vor Abfallbeseitigung (Wildenauer). 

Die Terminologie Input − Output, wobei Output das Produkt und nicht die 

Entsorgung/Wiederverwendung meint ist, ist typisch für die frühere Nichtbeachtung des 

"Abfalls". Genauso war es bisher die primäre Reaktion des Konsumenten auf einen vollen 

Mülleimer einen größeren (weiteren) zu verlangen. Die Verbindung des "Endputs" mit einem 

Preis ändert die Kalkulation. Noch wirksamer ist ein ökologisches Kreislaufdenken, das 

Bewusstsein, dass ein Endput letztlich umweltbelastend und damit später noch einmal 
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gesellschaftliche oder private Kosten verursachen wird. Unternehmen, die Nettoproduzenten 

von Energie sind und einen geschlossenen' Kreislauf für ihre Einsatzstoffe planen oder 

Haushalte, die in unserer Klimazone ohne Heizenergie auskommen und mit bei jedem Produkt 

an Abfallvermeidung und Recycling denken sind Realutopien. Jeder Schritt in diese Richtung 

löst Umwertprobleme an ihrer Wurzel. 

Verstärkte Information ist eine der Voraussetzungen. Sie findet teilweise in den Schulen statt, 

Umwelt ist schon ein Unterrichtsprinzip und Teil des Biologieunterrichtes. In der Praxis läuft sie 

oft in einem lamentierenden negativen Ton ab, statt die Verhaltensänderung und den Einsatz 

technischer Lösungen als großartige Herausforderung zu betrachten. 

Viele Berufsleitbilder werden (sollen) sich ändern. Dazu einige Beispiele: 

• Der Rauchfangkehrer wird Energiesparberater und Emissionsminimierer. Dies ist besonders 

notwendig, weil die dezentralen Hausbrandemissionen die bisher am schwersten in Griff 

zu bekommende Emissionsquelle ist. Die schon heute quasi öffentlich-rechtliche Stellung 

des Rauchfangkehrers kann ausgebaut werden, ein Energiespar- und 

Emissionsberatungsauftrag wäre möglich. 

• Der Landwirt wird Ökologe und Bodenschützer. Er bekommt für die Riege des natürlichen 

Wasserlaufes Entschädigung und nicht wie bisher mehr Grund, wenn er drainagiert oder 

einen Flusslauf begradigen lässt. Er kombiniert den alten Erfahrungsschatz über 

naturnahe Methoden mit dem neuen Wissen über biologische Prozesse zu einer 

innovativen ökologischen Landwirtschaft. Patentierung oder Vermarktung von neuen 

Prozessen, neuen Produkten, deren Weiterverarbeitung oder eine ergänzende 

Nebenbeschäftigung gehören zum neuen Berufsbild. 

• Der Hausmeister übernimmt gegen eine zusätzliche Entlohnung die Verantwortung für 

eine erfolgreiche Mülltrennung (bisher war der Altpapiercontainer von ihm als Eindringling 

gesehen worden). Er wird Anlaufstelle für die Optimierung der Hauszentralheizung und 

publiziert die Heizkosten je Quadratmeter. Sollten die neuen Aufgaben die 

Dienstbereitschaft übersteigen, enthält ein Hausvertrauensmann die Aufgabe (und das 

Entgelt) 

• Der Betriebsrat (ein Ombudsmann) übernimmt neben der Betriebsratstätigkeit im 

engeren Sinn die Umweltberatung. Er berät seine Kollegen, und übernimmt eine neue 

Rolle in der Betriebspartnerschaft. Er wird über Emissionen, Verbesserungen, Gefahren 

ebenso vorrangig informiert wie heute über Investitionsentscheidungen, 

Personalentscheidungen, und Beschwerden des Arbeitsinspektorats. Er diskutiert 

Verbesserungsvorschläge, Alternativen, Probleme ebenso in der Betriebsversammlung 

wie heute Sozialfragen. 

• Der Biologielehrer und der Chemielehrer ermöglicht den Schülern eigenverantwortliche 

Bürger zu werden, die Beschreibungen auf Nahrungsmitteln interpretieren , gewisse 

Messungen von Luft- und Wasserreinhaltung selbst durchführen können und über 

toxische Wirkungen von Substanzen informiert sind oder wissen wo man sich informiert. 
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Der Physiklehrer informiert über die Vielfalt neuer technischer Lösungen, Verbesserungen 

in Verfahren und Produkten. 

• Der Mediziner informiert seine Patienten (Kurden) über mögliche 

Umweltbeeinträchtigungen und Gegenmaßnahmen 

Dies waren nur einige Beispiel wie die Vision eines in die Unternehmensentscheidungen und 

Lebensplänen integrierten Umweltschutz langfristig wirken könnten. Er verändert die 

Lebensgewohnheiten und macht viele heute notwendigen Regulierungen und 

Zwangsmaßnahmen wieder unnötig. Je schneller diese Utopie erreicht wird, desto weniger 

Regulierung wird benötigt und desto billiger kommt Umweltschutz. 

4.3 Der optimale Instrumentenmix 

Eine Umweltsanierungsstrategie bei Wirtschaftswachstum muss eine Kombination der 

Instrumente anwenden, die jeweils die Vorteile der Instrumente nutzt. 

Das bisher dominierende Instrument der Auflagen und Verbote war für die Sanierungsphase 

relativ gut geeignet und wird überall dort weiter dominieren, wo relativ plötzlich, 

schwerwiegende Probleme auftreten. Gefährliche Handlungen und Produkte müssen 

verboten werden, deswegen ist es kein Wunder, dass im Chemiebereich (Frauerwieser) 

häufig Verbote verlangt werden und dass das Chemikaliengesetz dafür die Grundlage 

bietet. Potentiell gefährliche Mitteln haben einem strengen Genehmigungsverfahren zu 

unterliegen (Pestizide), wenn man auch verlangen kann, dass ausländische Erfahrungen 

besonders bei weniger gefährlichen Stoffen berücksichtigt werden, damit nicht alle Verfahren 

sich hinauszögern. Auflagen und Verbote müssen auch bei anderen Instrumenten (Steuern, 

Haftungen, Zertifikaten) helfend eingreifen oder werden mit diesen kombiniert. Besonders 

wenn es sich um einfach messbare und vermeidbare Leitsubstanzen handelt und die 

Emissionen stark konzentriert sind, können Auflagen ein unbürokratisches und effizientes 

Instrument darstellen (Schwefeldioxid bei Großemittenten). Bei komplexen Substanzen und 

bei der Kombinationswirkung von Schadstoffen und bei vielen kleinen Emittenten verlieren sie 

an Wirksamkeit. Ebenso wenn sich zukünftige Emissionen durch Innovation vorweg verhindert 

werden sollen. 

Teilweise könnte das Instrument der Auflagen und Verbote auch effizienter als bisher 

gehandhabt werden. 

Schwarzer schlägt z.B. Entscheidungskonzentration bei den bisher zersplitterten 

Einzelgenehmigungsverfahren vor. Für ein Deponieverfahren sind derzeit 

Genehmigungsverfahren nach dem Gewerberecht, nach dem Sonderabfallrecht, nach 

Wasserrecht und Baurecht durchzuführen, allenfalls kommen noch Verfahren nach 

Landesabfallrecht und nach Naturschutzrecht hinzu. Das gegenwärtig diskutierte Gesetz über 

die Umweltverträglichkeitsprüfung würde dafür eine Chance bieten. 
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Auch könnte das Instrument unter stärkerer Nutzung privater Unternehmen an Effizienz und 

Objektivität gewinnen. Es ist verständlich, dass nicht alle Wasserrechtsbehörden in allen 

Bezirken das Know-how und die Messgeräte besitzen können um die notwendigen 

Wasserkontrollen durchzuführen. Die Aufgabe kann an private Dienstleistungsunternehmen 

delegiert werden, die vielleicht auch Beratungsaufgaben übernehmen. Es ist sicherzustellen, 

dass auch Dritte (Bürgerinitiativen) die privaten Unternehmen mit der Kontrolle der Einhaltung 

der Bescheide beauftragen können (das Vollzugsdefizit muss nicht immer von Greenpeace 

ohne Rechtsgrundlage festgestellt werden). 

Das Instrument der Subventionen soll bei schwerwiegenden Umstellungsproblemen den 

Übergang zu neuen Technologien erleichtern und andererseits der österreichischen Industrie 

zu einer Vorreiterposition bei "soft technologies" verhelfen. Die Umstellungsaufgabe kann vom 

Umwelt-Wasserwirtschaftsfonds vorgenommen werden. Zielsetzung, Richtlinien, Effizienz und 

Kontrolle müssten sich hier allerdings radikal ändern, damit die Mittelvergabe dieser Aufgabe 

der radikalen Umstellung entspricht. Bisher mussten die Mitteln - unter dem Druck lokaler und 

politischer Prioritäten − oft für die Verlängerung der Existenz von emissionsintensiven 

Unternehmen (mit geringen Verbesserungen der Produktionstechnik) eingesetzt werden oder 

für Wasserprojekte, die ökologisch als kontraproduktiv angesehen werden (die Erfolge des 

WWF bei der Seensanierung ebenso wie Kritik an der nicht erfolgten Zusammenlegung mit 

dem Umweltfonds wurden es schon an anderer Stelle erwähnt). Die Förderung von "clean 

technologies" ist heute schon in der Forschungsförderung und bei den Topinvestitionen 

möglich. Informationen über diese Möglichkeit und erfolgreiche Beispiele können zur 

stärkeren Nutzung führen, eventuell könnte man dem Anliegen durch eine zusätzliche 

Zinssatzsenkung oder eine Tranche für "soft technologies" noch mehr Nachdruck verleihen. 

Das Gesamtausmaß der Subventionen muss keineswegs größer werden, es soll nur gezielter 

eingesetzt werden. Dazu müsste die Einzelentscheidung1 über Projekte politikferner 

vorgenommen werden, der Einfluss der öffentlichen Hand geht über die Richtlinien, deren 

Einhaltung regelmäßig − teilweise auch von Forschungsinstituten überprüft wird. 

Die Marktschaffungsinstrumente sind viel reichhaltiger als die Literatur vermuten lässt. 

Marktschaffungen im Sinne von Emissionslizenzen, Glockenbildung etc. können dort 

angewandt werden, wo es eine genügende Zahl von Marktteilnehmern und ein relativ 

homogenes Produkt und eine bestehende Regulierung (Messung) gibt, in der vorliegenden 

Studie wird sie vorgeschlagen für: 

• Transitgenehmigungen: Transitfahrten könnten in den bestehenden bilateralen 

Verkehrskontingenten eine Sonderstellung erhalten, die Genehmigungen könnten von 

dem Transitland selbst erteilt werden. Das dabei festgelegte Kontingent kann versteigert 

werden (Vorschläge: Gantner, 1985, Puwein, 1989). Das bringt den Vorteil, dass nur jene 

Transitfahrten vorgenommen werden, deren Ertrag den Lizenzpreis übersteigt, dass es 

zusätzliche Einnahmen gibt und dass sich der Schwarzhandel mit Transitgenehmigungen 
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(und die Hortung) erübrigt. Die Einnahmen können für den Bahnausbau verwendet 

werden. 

• Kapazitätsausbau im Fremdenverkehr: die Erweiterungen im Fremdenverkehr könnten 

ebenfalls durch Zertifikatslösungen eingeschränkt werden. Die Errichtung neuer Lifte 

(Tschurtschenthaler, 1989), aller Liftanlagen (Socher, 1989), generell von neuen 

Kapazitäten (Smeral, 1989) könnten von dem Erwerb von Zertifikaten abhängig gemacht 

werden. Diese Regelung ist flexibler als heute ins Auge gefasste Verbote und wurden 

gering ausgelastete Kapazitäten vom Markt verdrängen. 

• Kompensationslösung bei Luftemissionen: das Luftreinhaltegesetz für Kesselanlage sieht 

die Kompensation von Emissionserfordernissen innerhalb eines Betriebes vor. Dies könnte 

auf verschiedne Anlagearten (nicht nur Kesselanlagen) und verschiedene Betreiber 

ausgedehnt werden. 

• Kompensationslösung im Wasserrecht: es soll erlaubt sein, dass ein Emittent statt seine 

eigenen Emissionen zu reduzieren, sich finanziell an der Reduktion eines anderen 

Betriebes oder einer Gemeinde beteiligt, wenn er damit die Emissionen um das 

eineinhalbfache reduziert. 

• Glocken überprüfen: größere Glockenlösungen gibt es in Europa nicht und die politische 

Akzeptanz dafür ist (noch) nicht gegeben. Es sollte trotzdem überlegt werden, ob es 

nicht in manche konzentrieren Emissionsgebieten (Linz, Graz, Schwechat, Mur) oder in 

bestimmten Problemlagen (Smog) sinnvoll wäre einen Plan für die Reduktion der 

Schadstoffe zu erstellen und ihn dann die Reduktionen in einem marktwirtschaftlichen 

Angebotsprozess zu unterwerfen. Nach heutiger Sicht kann das nur eine Ergänzung zum 

ordnungsrechtlichen Ansatz sein. 

Differenzierung von Preisen, Rechten, Qualitäten sind ebenfalls marktwirtschaftliche 

Instrumente (Marktschaffungen), weil das umweltschonende Verhalten billiger und das 

belastende teuerer wird. Als Beispiele wurden vorgeschlagen: 

• Differenzierung der Kraftfahrzeugsteuer nach den Emissionen und nach dem Recht bzw. 

Verzicht die Innenzone mancher Städte zu befahren (City Maut) 

• Bevorzugung von Elektroautos (u.a. Kfz mit nicht fossilen Brennstoffen) in 

Smogalarmplänen, bei Befahrung von der City (Beispiel Kalifornien), in der 

Steuerbemessung 

• Differenzierung der Müllgebühren je nachdem ob Müllsortierung vorgenommen wurde, 

Müllkostenbemessung nach dem Gewicht der "Restmüllmenge" 

• Marktschaffung für landwirtschaftliche Produkte, die ohne Hormone, Düngemittel etc. 

hergestellt wurden 

Neue Dienstleistungen und neue Unternehmen werden erforderlich: 

• Energiesparberatung, energiewirtschaftliche Prüfung von Neubauten 
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• Ausgliederung der Kontrollmessungen der Wasserrechtsbehörden an private 

Unternehmen 

• Beratungsaufgaben bei Düngung und Schädlingsbekämpfung 

• Grätzelweise Kontrolle und Beratung der Kleinverbraucher hinsichtlich Optimierung von 

Energieverbrauch und Emissionen 

• Kontrolle der Einhaltung von Branchenvereinbarungen, Überprüfung der Einhaltung der 

Förderungsbestimmungen 

• Produktion, Installation und Wartung von dezentralen Blockkraftwerken 

• eine neue private Trägergesellschaft für den Internationalen Ausbau der Bahn (Puwein, 

1989) 

Marktschaffung bedeutet auch Forcierung der Konkurrenz, dort wo bisher Monopole 

unterstützt durch Gesetze und Regulierung tätig sind. Im Bereich der Energiewirtschaft und 

der Gaswirtschaft sollen Einspeisunoen und Durchleitungen möglich sein. Bestehende 

Gebietsmonopole, Importhindernisse formeller und informeller Art sind zu beseitigen. Dann 

wird Energie effizienter angeboten, die Konkurrenz zwingt zu höherer Austastung und 

sparsamerem Einsatz von Primärenergie im Verhältnis zu Energiedienstleistungen. 

Das Instrument der Haftungen hat einerseits bei zu spät erkannten Schädigungen, 

andererseits bei nicht vermeidbarer Beeinträchtigung von Eigentumsrechten und drittens bei 

nicht absehbaren künftigen Schäden eine wichtige Funktion. Eine faire Beweislastverteilung, 

eine Solidarhaftung und ein Abgehen vom Verschuldensprinzip sind Voraussetzungen für die 

Wirksamkeit. Da die Risken für den Unternehmer zwar besser als für den Außenstehenden aber 

doch nicht leicht-kalkulierbar sind bringt das Instrument Unsicherheit. Eine 

Versicherungsmöglichkeit wird in der BRD diskutiert, doch wendet die Versicherungswirtschaft 

ein, dass manche Risken nicht versicherungsfähig sind. Gewisse Elemente der 

Gefährdungshaftung (Forstgesetz und Wasserrechtsgesetz), der Solidarhaftung (OGH 

Waldschadensurteil) gibt es schon, die Beweislastumkehr (als 'extremste Form der 

Veränderung der Beweislastverteilung) wird in der BRD und mit etwas Verzögerung in 

Österreich diskutiert. 

Überlegenswert wäre die Haftung der Öffentlichen Hand für Kontrollversagen und das 

Vollzugsdefizit bestehender Gesetze (vgl. Mitterndorfer Senke). Eine individuelle 

Zurechenbarkeit des Kontrollversagens auf die Kontrollbehörde hätte wahrscheinlich eine 

entscheidende Verbesserung zur Folge. Leider liegen dafür keine praktikablen Vorschläge 

vor. Nutzung privater Kontrollinstanzen und deren leistungsmäßige Entlohnung ist die einzige 

vorgeschlagene Alternative. 

Die Funktion der Steuern und Ökoabgaben setzen an zwei Stellen an. Die Energiesteuer setzt 

einen generellen Anreiz zur Steigerung der Effizienz des Energieansatzes und macht "clean 

technologies" mit hohem Arbeitseinsatz und geringem Energieeinsatz attraktiver. Einzelne 

Ökosteuern setzen einen spezifischen Anreiz: 
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• die Abwasserabgabe zur Verringerung und Reinigung des Abwassers 

• die Bodenschutzabgabe zur Verringerung des Düngemitteleinsatzes 

• die Deponiegebühr zur Verringerung des Abfalls 

• eine Landschaftsschutzabgabe zur Verringerung der zusätzlichen Bodenverbauung 

• Emissionssteuern zur Verringerung der Luftverschmutzung 

• Pfandlösungen zum Recycling oder zur richtigen Entsorgung 

Es ist nicht Aufgabe dieser Arbeit konkret jede dieser Abgaben zu befürworten oder 

abzulehnen. Wären sie nicht mit einem Verwaltungsaufwand verbunden, so wäre jede der 

genannten Abgabe eine Wohlfahrtsverbesserung, weil sie der Tendenz nach externe Effekte 

wiedergeben. Ein Lenkungseffekt kann durch alle diese Abgaben erzielt werden, wenn sie 

hoch genug angesetzt sind. Die Praktikabilität entscheidet welche der Abgaben 

durchführbar ist, wobei das Verhältnis der Einnahmen zum administrativen Aufwand ein 

entscheidendes Kriterium sein soll. Daneben ist entscheidend ob es effiziente Alternativen 

zum Abgabeninstrument gibt, die das erwünschte ökologische Ziel anders erreichen lassen. In 

der vorliegenden Arbeit wurde auch geprüft ob die Alternative Marktkräfte nutzt oder diese 

behindert. Deswegen fällt die Beurteilung für die generelle Lenkung der Produktionstechnik 

und des Konsumentenverhaltens durch eine relativ einfache Energiesteuer (differenziert nach 

nur drei Stufen) positiv aus, sofern die Einnahmen zur Entlastung des Produktionsfaktors Arbeit 

verwendet werden. 

Wieder muss betont werden, dass weder Ökoabgaben noch eine Energiesteuer die anderen 

Instrumente ersetzen, sie werden zur Feinsteuerung und zur Kontrolle benötigt. Doch die Last 

auf den anderen Instrumenten und damit die ihre Komplexität wird erheblich geringer. 

Der technische Fortschritt übt die Rolle des langfristigen Problemloser^ aus und ist insofern 

attraktiv als er gleichzeitig Kosten senken und umweltschonend sein kann. Dass in diese 

Richtung und nicht in Richtung energieaufwendiger und ressourcenverbrauchener Verfahren 

geforscht wird, muss vom Unternehmer, dem Konsumenten oder dem Staat angeregt 

werden. Wie sehr der technische Fortschritt anderen Lösungstechniken überlegen ist zeigt sich 

in vielen Beispielen: 

• Nachträgliche Entsorgung ist möglich aber teuer und hat eine Menge von Folgekosten. 

Filteranlagen helfen in der ersten Stufe, doch entsteht nachher das Problem der 

Entsorgung der Filter bzw. der Vergiftung des Klärschlammes. Eine qualitative 

Verschlechterung des Abfalls bzw. das Deponieproblem für giftigen Klärschlamm folgen. 

Vermeidung des Abfalls, verrottbare Verpackung, Wiederverwertung der Stoffe lösen das 

Problem von der Wurzel und erweisen sich auch als billiger. 

• Energieerzeugung ist mit Emissionen oder Landschaftsverbrauch verbunden, die Nutzung 

von Abwärme erspart diese Probleme (großteils) 

• Integrierter Pflanzenschutz erlaubt eine ökologischere Schädlingsbekämpfung mit 

geringeren Kosten. Genaue Messungen über den Schädlingseinfall konzentrieren den 
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Einsatz auf wenige Wochen und erlauben die Anwendung spezifischer Mittel (an Stelle 

eines flächendeckenden Dauereinsatzes, der auf die Dauer wirkungslos wird) 

Technik und Motivation sind also die langfristigen Problemloser. Sie sind besonders geeignet 

für komplexe und differenzierte Probleme, weil der Problemloser sich mit einem spezifischen 

Situation für längere Zeit auseinandersetzen kann und ein hohes Eigeninteresse hat. Dieses 

kann durch Vorschriften nie so gezielt geweckt und genutzt werden. 

Die Öffentliche Hand hat dort − zusätzlich zur Ordnungspolitik − einzugreifen wo öffentliche 

Güter notwendig sind, die privat nicht oder nicht in genügendem Ausmaß erstellt werden. Sie 

hat aber auch im eigenen Bereich eine Vorbildsfunktion auszuüben. 

5. Energie 

5.1 Die Schlüsselrolle der Energie 

Die Energieversorgung stellt aus mehreren Gründen einen zentralen Faktor in einer 

ökologieorientierten Wachstumspolitik dar. 

• Seit der Industrialisierung ist die Wohlfahrt von Nationen und Volkswirtschaften mit der 

Verfügbarkeit von Energie eng verbunden. Gerade auch der Wiederaufbau der 

österreichischen Wirtschaft nach dem 2.Weltkrieg war von Pionierleistungen der 

Energiewirtschaft begleitet oder genauer erst ermöglicht worden. 

• Auch nach der Durchbrechung des proportionalen (oder überproportionalem) 

Zusammenhanges zwischen Wirtschaftswachstum und Energieverbrauch in der Mitte der 

siebziger Jahre, ist der Energieverbrauch in Jahren wachsender Wirtschaftsleistung 

konstant oder steigend, in Jahren schrumpfender Aktivität aber fallend (desto stärker je 

mehr die Produktion fällt). Das Verhältnis von durchschnittlichem Wachstum von 

Produktion und Energieverbrauch ist für Industrieländer nicht mehr 1 : 1, in Österreich z.B. 

konnte das Wirtschaftswachstum zwischen 1973 und 1983 (teilweise begünstigt durch 

Sonderfaktoren) mit einem konstanten Energieverbrauch gewährleistet werden. 

längerfristig steigt derzeit der Energieverbrauch je Prozentpunkt Wirtschaftswachstum um 

weniger als die Hälfte (Teil-Entkoppelung). 

• Der Aufstieg der jüngeren Generation und von Gruppen mit niedrigen Einkommen in 

mittlere und höhere Positionen ist statistisch mit einer Erhöhung des Energieverbrauches 

verbunden. In Haushalten mit monatlichen Ausgaben unter 5000 S (1984) liegen die 

monatlichen Ausgaben für Beheizung und Beleuchtung bei 350 S, bei Gesamtausgaben 

über 3O.OOO S haben sich diese Ausgaben verzehnfacht (3500 S, der Anteil dieser 

Ausgabenkategorie ist leicht sinkend). 

• Ebenso ist der Aufholprozess der Entwicklungsländer gegenüber den Industrienationen 

von einer effizienten und billigen Energieausstattung abhängig. Die Entwicklungsländer 

stellen 82% der Weltbevölkerung, verwenden aber nur 35% der Energie, ein Anstieg des 



– 55 – 

   

Anteiles bis ca. 43% im Jahr 202O wird erwartet. Pro Kopf ist der Energieverbrauch in den 

USA doppelt so hoch wie in Österreich, und in Österreich 30 mal so hoch wie in Asien. Die 

Entwicklungsländer stehen deswegen weltweiten Spar- und Umweltappellen skeptisch 

gegenüber oder verknüpfen sie mit der Forderung der Schuldentilgung. 

• Trotz der starken Einkommenszunahmen wird Energie noch immer als Grundbedürfnis 

betrachtet. Beleuchtung und Heizung sind für die zeitgemäße Gestaltung des Wohnens 

notwendig und können bei den niedrigsten Einkommen einen Anteil von 10% der 

Ausgaben erreichen. Der Übergang zu sparsamer Nutzung ist oft mit einer einmaligen 

Ausgabe verbunden, die bei niedrigem Einkommen schwer finanzierbar erscheint. 

Energie ist für einzelne Anwendungen (etwa im Gesundheitsbereich) ein an den Kosten 

gemessen kleiner, aber nicht substituierbarer Produktionsfaktor (Notversorgung in den 

Spitälern). Im Bereich moderner Technologien stellt der Energieverbrauch einen zwar 

nicht großen aber unverzichtbaren Kostenanteil (Computer, Telekommunikation) dar. 

Dem durch technischen Fortschritt stark fallenden Energieverbrauch je Gerät steht durch 

neue Produkte ein Nachfragestabilisator gegenüber. 

• Energieverwendung stellt die Nutzung einer − größtenteils − nicht regenerierbaren 

Ressource dar (obwohl sich die Reserven immer als größer als zunächst angenommen 

erwiesen haben und die wirtschaftlich nutzbaren Reserven vom Preis abhängen). 

Verantwortliches Handeln für zukünftige Generationen erfordert daher alle vertretbaren 

Einsparungsmöglichkeiten auszuschöpfen. Allerdings ist Energieeinsparung kein 

wirtschaftspolitisches Ziel an sich, sondern folgt aus der Notwendigkeit der 

Ressourcenschonung und der Einschränkung der Umweltbelastung. Dieses Umweltziel 

selbst muss gegen die anderen wirtschaftpolitischen Ziele abgewogen werden, mit 

denen es teilweise in Konkurrenz steht. Letztlich ist die Güterabwägung zwischen dem 

Komfort der gegenwärtigen Generation und den Möglichkeiten der Nutzung durch 

zukünftige Generationen eine der Kernfragen der Politik. 

• Die Energieproduktion und -Verwendung ist mit Emissionen (Lärm, SOx, COx, NOx, CxHx, 

Strahlung) verbunden, die derzeit im Preis der Energieprodukte keinen Gegenwert finden. 

Die Emissionen fallen lokal an, verbreiten sich interregional und haben letztlich globale 

Effekte (Ozonloch, Treibhauseffekt). Die Emissionen je Energieeinheit können verändert 

werden (und sie wurden auch, besonders für SO2 schon halbiert), teilweise sind 

Emissionen Folge der Normalnutzung, teilweise von Störfällen. 

• Den Zusammenhang zwischen Energie und Umwelt auf den größten Nenner bringt die 

Enquete- Kommission des Deutschen Bundestages, wenn sie. feststellt, dass von den 

anthropogenen Emissionen 

• Kohlendioxid zu 92%  

• Stickoxide zu 99%  

• Kohlenmonoxid zu 88%  
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• Schwefeldioxid zu 96% energiebedingt emittiert werden (Enquete Kommission, 1989, 

S. 47) 

• Der Staat greift in den Energiesektor stärker ein als in andere Wirtschaftssektoren. Dies 

erstens wegen der zentralen Bedeutung der breiten und störungsfreien Versorgung mit 

Energie. Zweitens wegen der spezifischen Transportnotwendigkeiten (Stromnetz, 

Pipelines), und drittens weil die Kostenreduktion für größere Einheiten oft nur einen oder 

wenige Anbieter zulässt. In allen Staaten gibt es gewisse Leistungsvorschriften 

(Versorgungspflicht, Reservepflicht), meist auch eine Regulierung der Preise, teilweise 

zusätzlich öffentliches Eigentum an Energieträgen. 

Übersicht 5: Energieverbrauch 

 Primärenergie Endenergie Primär- 
energie 

End- 
energie 

Umwandl. 
Verluste 

 In TJ % gg. Vorjahr In TJ % gg. Vorjahr Je Brutto-Inlandsprodukt real 
     In KJ 
        
1960 483.594 8,0 386.658 8,6 916,62 732,88 183,74 
1961 496.074 2,6 388.258 0,4 892,86 698,80 194,05 
1962 530.281 6,9 412.121 6,1 932,06 724,37 207,69 
1963 572.026 7,9 442.877 7,5 966,06 747,95 218,11 
1964 591.217 3,4 449.885 1,6 941,61 716,51 225,09 
1965 594.529 0,6 461.313 2,5 919,19 713,23 205,96 
1966 606.506 2,0 465.575 0,9 891,88 684,64 207,24 
1967 620.144 2,2 479.112 2,9 886,79 685,12 201,67 
1968 659.667 6,4 508.742 6,2 906,05 698,76 207,30 
1969 720.456 9,2 545.549 7,2 938,27 710,49 227,79 
1970 782.778 8,7 605.311 11,0 957,83 740,68 217,15 
1971 808.763 3,3 613.464 1,3 941,50 714,15 227,35 
1972 848.625 4,9 645.377 5,2 930,14 707,37 222,77 
1973 914.519 7,3 696.941 8,0 955,67 728,30 227,37 
1974 888.790 – 2,8 678.383 – 2,7 893,54 682,01 211,53 
1975 866.122 – 2,6 661.333 – 2,5 873,92 667,29 206,63 
1976 927.375 7,1 686.030 3,7 894,78 661,91 232,86 
1977 912.865 – 1,6 685.043 – 0,1 842,52 632,25 210,27 
1978 953.571 4,5 721.219 5,3 879,57 665,25 214,32 
1979 1,003.730 5,3 761.807 5,6 883,93 670,88 213,05 
1980 1,000.617 – 0,3 753.268 – 1,1 856,21 644,55 211,65 
1981 948.115 – 5,2 712.037 – 5,5 813,63 611,04 202,59 
1982 927.885 – 2,1 707.764 – 0,6 787,84 600,95 186,90 
1983 929.829 0,2 696.651 – 1,6 774,07 579,95 194,12 
1984 966.992 4,0 718.143 3,1 794,20 589,82 204,38 
1985 998.821 3,3 750.333 4,5 800,63 601,45 199,18 
1986 1,002.498 0,4 755.667 0,7 794,51 598,89 195,62 
1987 1,033.822 3,1 772.202 2,2 803,68 600,30 203,38 
1988 1,013.269 – 2,0 767.422 – 0,6 756,21 572,74 183,48 
1989 1,044.224 3,1 790.968 3,1 749,62 567,82 181,81 

 

Die zentrale Rolle der Energie und die genannten Umwelt-, Wachstums- und 

Verteilungseffekte verlangt eine besondere Beachtung durch die Politik. Aus Gründen der 
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Effizienz und des erreichbaren Wohlstandes sollen die Staatseingriffe in einer möglichst 

marktwirtschaftlichen Weise gestaltet werden. Dazu zählt: 

• Entscheidungsfreiheit des einzelnen Haushaltes über Art und Menge der gewünschten 

Energie (bei gegebenem Preis und vorhandenen Emissionsvorschriften) 

• Entscheidungsfreiheit des Unternehmers über Art und Menge der nachgefragten Energie 

(Rahmenbedingungen siehe oben) 

• Anreize zur Effizienz in der Energieproduktion, -verteilung (Gewinn- und 

Leistungsorientierung in Energieunternehmen) 

• Minimierung und effiziente Gestaltung der nötigen Eingriffe in die Rahmenbedingungen 

(Vermeidung von Doppelgleisigkeiten, Widersprüchen, Quersubventionierungen) 

• Preisgestaltung nach ökonomischen Erwägungen: Orientierung an Knappheitskosten 

(dynamische Grenzkosten), Zuzählung negativer externer Effekte zu den Kosten. 

Eine Gestaltung der Energieverwendung vorwiegend durch mengenmäßige Verbote und 

Zuteilungen wurde die souveräne Konsumenten- und Produzentenentscheidung gerade 

wegen der zentralen Bedeutung der Energie einschneidend reduzieren. Ineffiziente 

Bereitstellung (durch Monopole, durch bürokratische Eingriffe, durch nachträgliche 

Umweltreparatur) würde weitere Wohlfahrtsverluste bewirken und damit das gerade durch 

die Marktwirtschaft angestrebte Ziel der Wohlfahrtserhöhung gefährden. In einer 

marktwirtschaftlichen Konzeption kommt dem Staat nicht das Verteilungsrecht (oder die 

Produktion) von Energie zu, sondern die Nachbildung dar externen Kosten der 

Umweltbelastung durch eine Abgabe oder durch Nutzungszertifikate. Wenn weiters 

Marktversagen durch Monopolbildung vorliegt, so ist es eine Staatsaufgabe die 

Voraussetzungen zum Wettbewerb zu verbessern. Nur sofern ein natürliches Monopol vorliegt, 

oder die Charakteristik des öffentlichen Gutes (Autarkiestreben) gegeben ist, oder die 

Einkommensverteilung als zu ungleich angesehen wird, besteht die Notwendigkeit der 

Staatsintervention. Es wird argumentiert werden, dass alle drei Gründe an Bedeutung 

verlieren. 

5.2 Energieproduktion und Verbrauch in Österreich  

5.2.1 Verbrauch 

Der Bruttoenergieverbrauch (Input des Energiesystems) beträgt in Österreich 1988 1 013 

Petajoule (1015 Joule). Davon entfallen 690 PJ auf Importe (68%).Die inländische Produktion 

beträgt 377 PJ. Exporte (52 PJ) und Lagerveränderung sind gering. 

Vom Bruttoenergieverbrauch entfallen 236 PJ (23%) auf den Eigenverbrauch der 

Energiewirtschaft, auf Umwandlungs- und Verteilungsverluste, und auf nicht energetischen 

Verbrauch. Es verbleiben 767 PJ (75%) für den energetischen Endverbrauch (d. i. von den 

Endverbrauchern bezogene Energie wie Kohle, Strom, Elektrizität). 
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Die Nutzenergie ist noch um die Verluste der beim Endverbraucher eingesehen Apparaturen, 

das ist ca. ein Drittel, niedriger (wobei es Methodendifferenzen zwischen Zentralamt und EVA 

in Österreich und zwischen nationalen Berechnungen gibt). Letztlich liegt die 

Nutzenergiemenge bei weniger als der Hälfte des Bruttoenergieverbrauches. 
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1988 (für Nutzenergie Schätzung, sonst WIFO Datenbank) 

Energieverbrauch 1.013PJ 

energet. Endverbrauch   767 PJ 

Nutzenergie   470 PJ 

Von diesen drei Konzepten des Energieflusses zu unterscheiden ist das 

Energiedienstleistungskonzept, das die mit Energieeinsatz erreichbaren Ziele (Raumwärme, 

Fahrleistung, Vollzug eines chemischen Prozesses) anspricht. Der Vorteil des Konzeptes liegt 

dann, dass es vom Zweck des Energieeinsatzes ausgeht und akzeptiert, dass dieser mit 

unterschiedlichen Einsatzverhältnissen und Effizienz von Kapital, Arbeit und Energie erreichbar 

ist. Ein Problem des Konzeptes liegt darin, dass es sich nicht um ein physikalisches Konzept 

handelt (sodass gewisse Ungenauigkeiten gegeben sind). Eine andere Frage ist wie 

unterschiedliche Zielgrößen (Dienstleistungen wie Wärme, Geschwindigkeit, Kraft) 

miteinander vergleichbar gemacht werden können. Es müsste entsprechend dem 

Produktionsindex ein Dienstleistungskorb definiert werden, dessen Entwicklung die Ziel- oder 

Outputgröße des Energiesystems darstellt. Energiediensf.3istungsanalysen liegen 

entsprechend nur für Einzelbereiche vor. Die Entwicklung und Beobachtung eines 

Gesamtkonzeptes für Energiedienstleistungen und der für- ihre Erzeugung aufgewendeten 

Inputs wäre lohnenswert. Schon als abstrakter Begriff legen Energiedienstleistungen es nahe, 

nicht mehr Energieflüsse, sondern die damit verbundenen Leistungen als wohlstandsrelevant 

anzusehen und den im Abschnitt 1 genannten engen Zusammenhang zwischen "Energie" 

und Wohlstand nach Primärenergieeinsatz bzw. Energiedienstleistung zu differenzieren. 

5.2.2 Die Teilentkoppelung 

Das Wachstum des (Brutto-)Energieverbrauches belief sich bis zur Erdölkrise auf 5% p. a. 

(1960/73, Musil, 1988), bei einem durchschnittlichen realen Wirtschaftswachstum von 4,7% 

ergibt dies eine Elastizität von knapp über Eins. Nach der Erdölkrise blieb der 

Energieendverbrauch bis 1983 konstant, stieg dann wieder bis 1988 um ca. 10% (gegen 1973 

als auch gegen 1983). Über die volle Periode 1973 bis 1987 ergibt sich ein Wachstum von 0 8% 

p. a. bei einem realen Wirtschaftswachstum von 2% p. a. Die exakte Elastizität hängt von der 

gewählten Periode ab, dürfte aber derzeit bei ca. 0,4 liegen. Sie ist allerdings von der 

Preisentwicklung und der Energiepolitik abhängig und somit auch veränderbar (siehe 

Prognosedifferenzen im Abschnitt 5.3). 

5.2.3 Verbrauch nach Sektoren 

Das Wachstum des energetischen Endverbrauchs lag bis zur Erdölkrise niedriger als das des 

Primärenergieverbrauches (die Umwandlungsverluste stiegen um 6% p. a. und erzeugten eine 

Differenz der Wachstumsraten zwischen den beiden Energieflüssen von 0.4 Prozentpunkten), 
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seither sind die Umwandlungsverluste relativ konstant (in der Energieprognose des WIFO 

steigen sie wieder ab 1995). 

Nach Verwendungsgruppen hat die Industrie vor und nach der ersten Erdölkrise sehr stark 

Energie gespart, ihr Anteil geht von 46% (1960) auf 35% (1973) und 30% (1988) zurück. Das 

Verbrauchswachstum ist hier wesentlich niedriger als das Produktionswachstum. 

Der Verkehrssektor erhöhte seinen Anteil bis zur Erdölkrise 1973, seither ist er ungefähr konstant. 

Der Kleinverbrauch (private Haushalte, Dienstleistungen, Bauwirtschaft, Landwirtschaft) 

erhöht seinen Anteil von 35% auf 41% und dann auf 45%. Auf diesen strukturellen 

Anteilsgewinn des "Kleinverbrauchs" und die hier sehr geringen Sparerfolgen müssen einige 

wirtschaftspolitische Maßnahmen besonders Bezug nehmen. 

5.2.4 Verbrauch nach Energiearten 

Nach Energiearten fällt der Anteil der Kohle von 41% (1960) auf 14% zurück (1973), der 

Rückgang konnte durch die Erdölkrise und die Absage an die Atomkraft kurzfristig gestoppt 

werden, setzt sich dann aber fort. Ökologische Gründe, niedrige Preise und Überkapazitäten 

bei den anderen Energieträgern tragen zum Rückzug der Kohle bei. 

Der Siegeszug der Erdölprodukte (von 26% auf 55% von 1960 bis 1973) wurde durch die 

Preisschübe in den siebziger Jahren gestoppt. Der politisch angestrebte Rückzug aus dem 

Erdöl betrug seither 13 Prozent (genauer: der Anteil sank um 13 Prozentpunkte auf 41,6% im 

Jahr 1988). Gas gewinnt davon 4 Prozentpunkte (1988: 16% des Endenergieverbrauchs). Die 

Elektrizität erhöht ihren Anteil von 10,7% im Jahr 1960 auf 13,1% im Jahr 1973 und erhöht bis 

1988 auf 19%. Die "Sonstigen Energieträger" (vor allem Holz, Rinde, Stroh) erlitten bis 1973 eine 

starke Schrumpfung (von 9,5% auf 5,2%), seither konnten sie ihren Anteil mehr als verdoppeln 

und erreichten 1988 13,7%. Hier zeigt sich wie stark Preisentwicklungen (gekoppelt mit 

technischen Entwicklungen und eventuell auch "Modeströmungen") die Verbrauchsstruktur 

beeinflussen können. 

Für Strom sind die Verbrauchszuwächse nach detaillierteren Nachfragegruppen verfügbar. 

Zwischen 1973 und 1986 stieg der Elektrizitätsverbrauch am schwächsten im Industriesektor (+ 

30,4%, Anteil 1986 41,9%) und im Verkehr (+31,3%, Anteil 5,8%). Am stärksten steigt der 

Stromverbrauch im Haushaltssektor (+77,3%, Anteil 27,2%) und bei Öffentlichen Anlagen 

(+172,7%, Anteil 8,7%V. Gewerbe (+58,7%, Anteil 13,2%) und Landwirtschaft (+56,0%, Anteil 

3,2%) erzielten durchschnittliche Veränderungen. Sektorale Ansatzpunkte für 

Energiesparstrategien wären daher erstens im öffentlichen Bereich und zweitens bei den 

Haushalten zu setzen. Verstärkte Anreize wären in Industrie und Gewerbe wegen der noch 

immer hohen Anteile und des Effizienzdenkens trotz der bisherigen Sparerfolge auch noch 

wünschenswert. 
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5.2.5 Energie und Schadstoffe 

Der "Rückzug aus dem Erdöl" war wegen der hohen Importabhängigkeit und der unsicheren 

Lieferländer in den siebziger Jahren erwünscht. Sie wurden dann durch die ökologische 

Bedenken verstärkt (Öl steht gemessen an der CO2-Bildung bei Verbrennung mit 0,29 kg/kwh 

nicht wesentlich hinter Kohle). Die Verwendung von Kohle ist ökologisch noch stärker mit 

Emissionen verbunden (Steinkohle 0,33 kg/kwh, Braunkohle Ö,4O kg/kWh), der Anteiisgewinn 

von Erdgas (0,19 kg/kWh) bringt eine Entlastung bei C02. Bei der Verbrennung von Holz 

entweicht ebenfalls Kohlenstoff, wächst eine gleich große Menge Biomasse nach, so entfällt 

der Nettoeffekt. 

Übersicht 6: Anteil der Energieträger am Energieverbrauch 

 Kohle Erdöl Gas Strom Sonstige 
 TJ Anteil TJ Anteil TJ Anteil TJ Anteil TJ Anteil 
           
1960 158.122 40,9 101.618 26,3 49.037 12,7 41.320 10,7 36.560 9,5 
1961 147.225 37,9 111.766 28,8 50.202 12,9 43.376 11,2 35.689 9,2 
1962 152.269 36,9 128.282 31,1 50.881 12,3 46.104 11,2 34.584 8,4 
1963 162.861 36,8 145.506 32,9 51.430 11,6 48.898 11,0 34.181 7,7 
1964 150.367 33,4 162.164 36,0 52.518 11,7 52.556 11,7 32.281 7,2 
1965 142.925 31,0 179.029 38,8 52.518 11,4 55.310 12,0 31.531 6,8 
1966 127.583 27,4 196.722 42,3 53.060 11,4 57.718 12,4 30.492 6,5 
1967 120.353 25,1 219.299 45,8 50.882 10,6 60.087 12,5 28.490 5,9 
1968 119.645 23,5 243.838 47,9 54.261 10,7 64.418 12,7 26.581 5,2 
1969 120.259 22,0 268.435 49,2 61.067 11,2 69.263 12,7 26.524 4,9 
1970 125.135 20,7 304.139 50,2 68.899 11,4 74.321 12,3 32.817 5,4 
1971 99.386 16,2 326.956 53,3 74.594 12,2 78.764 12,8 33.765 5,5 
1972 92.639 14,4 351.348 54,4 82.247 12,7 84.840 13,1 34.303 5,3 
1973 96.412 13,8 383.906 55,1 88.950 12,8 91.277 13,1 36.396 5,2 
1974 99.911 14,7 348.338 51,3 99.626 14,7 95.424 14,1 35.082 5,2 
1975 85.550 12,9 347.340 52,5 97.125 14,7 95.028 14,4 36.290 5,5 
1976 85.559 12,5 355.694 51,8 104.582 15,2 102.135 14,9 38.060 5,5 
1977 78.621 11,5 358.857 52,4 102.485 15,0 105.605 15,4 39.475 5,8 
1978 79.120 11,0 377.824 52,4 108.581 15,1 110.156 15,3 45.538 6,3 
1979 98.560 12,9 382.792 50,2 111.870 14,7 115.090 15,1 53.494 7,0 
1980 93.063 12,4 366.523 48,7 117.046 15,5 119.038 15,8 57.598 7,6 
1981 91.379 12,8 332.453 46,7 106.821 15,0 119.901 16,8 61.484 8,6 
1982 87.616 12,4 324.783 45,9 104.255 14,7 120.579 17,0 70.532 10,0 
1983 88.582 12,7 313.481 45,0 100.933 14,5 122.546 17,6 71.109 10,2 
1984 101.075 14,1 298.909 41,6 110.142 15,3 128.304 17,9 79.714 11,1 
1985 99.522 13,3 312.801 41,7 117.716 15,7 133.359 17,8 86.935 11,6 
1986 86.564 11,5 321.685 42,6 115.031 15,2 134.651 17,8 97.736 12,9 
1987 84.187 10,9 323.676 41,9 120.556 15,6 139.562 18,1 104.220 13,5 
1988 77.816 10,1 319.041 41,6 121.171 15,8 144.255 18,8 105.140 13,7 
1989 78.407 9,9 327.748 41,4 127.062 16,1 149.285 18,9 108.466 13,7 

 

Der Zusammenhang zwischen Energieverbrauch und Umweltproblemen ist kompliziert und 

nach Energieträgern verschieden. Generell gibt es sowohl bei der Energieproduktion wie 

auch beim Energieverbrauch Umweltbeeinträchtigungen. Kohlebergwerke und Erdölindustrie 
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(hier besonders in der Raffinierungsstufe) zählen zu den Branchen mit der stärksten 

Umweltbelastung (Gollob, 1988, S. 14), Im Bergbau besteht In der Erzeugung auch ein hohes 

Gesundheitsrisiko. Bei Erdgas und Holz sind die ökologischen Belastungen In der 

Erzeugungsstufe gering. 

In der Erzeugung von Elektrizität aus kalorischen Kraftwerken gibt es Emissionen von S02, NOx 

und Staub. Gemessen an den Gesamtemissionen bei energetischen Umwandlungsprozessen 

erreichen Kraftwerke folgende Anteile an den zentralen Emissionsfaktoren (Quelle: 

Energiebericht 1986): 

Kalorische Kraftwerke (in 1000t und in Klammer in %): 

 SO2 NOx Staub 

1980 95 (29) 20 (10)  8 (16) 

1985  44 (32) 20 (10)  8(15) 

Bei der Erzeugung von Elektrizität aus Wasserkraft gibt es keine Emissionen (ein gewisses 

Arbeitsrisiko besteht bei der Errichtung von Wasserkraftwerken). Dennoch werden die für den 

Bau nötigen Landschaftsveränderungen in Industrieländern zunehmend kritisiert und die 

Beeinträchtigung des Lebensraumes für bestimmte Lebewesen beklagt. In einer 

gesamtökologischen Betrachtung muss auch berücksichtigt werden, dass jeder 

Wasserkrafteinheit im Winter ein Ergänzungskraftwerk (dies ist ein Charakteristikum des aus 

Kostengründen in Österreich gewählten thermo-hydraulischen Verbundes) zur Seite gestellt 

werden muss. Bei der Atomkraft wird in geringerem Maße die Dauerstrahlung als Risiko 

angesehen, jedoch wird von der Bevölkerungsmehrheit in Österreich das Gefahrenrisiko als so 

groß beurteilt, dass ein Atomsperrgesetz besteht. 

In der Energieverwendung kommt es einerseits zu Emissionen von SO? (35% bei Industrie, 26% 

bei Kleinabnehmern), von NOx und CxHy (75% bzw. 86% im Verkehr), Staub (Kleinabnehmer 

43%) und CO (60% Verkehr, 39% Kleinabnehmer). 

Wie unterschiedlich die "Gesamteinschätzung" der Emissionen nach Energieträgern ausfallen 

kann, zeigt sich im Vergleich von Studien von Jansen und des Ökofonds. 

Der Ökofonds misst Kilogramm Schadstoffäquivalent pro TJ und errechnet für Strom einen 

Durchschnittswert von 2.010 (Sommer 1.150, Winter 2.870). Koks, Steinkohle landen im 

Mittelfeld (1.150 bzw. 1.300), Gas ist mit 160 kg/TJ die sauberste Energie. Bei Heizöl schwanken 

die Werte zwischen 280 für Extraleicht und 1.600 für Heizöl schwer. Bei Holz entscheidet die 

eingesetzte Technik (und die Holzqualität) über den Verschmutzungsgrad, in gewerblichen 

Anlagen mit Filterung sind es 300 kg, bei Einzelöfen 2.100 kg. 

Jansen (1989) berichtet über eine Emissionsbewertung von Heizungssystemen, bei denen 

auch Spurenelemente und PAH einbezogen werden. Erdgas schneidet am besten ab, 

gefolgt von Fernwärme, der besten Heizölqualität (Heizöl 2000), Koks folgt an zweitletzter teile 

(mit ungefähr gleichen Anteilen von 'traditionellen" Schadstoffen, Spurenstoffen und PAHs, 
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Hackschnitzel liegen an letzter Stelle (durch CO BcP). "Erst Nutzung von Holz und Kohle in 

fachmännisch betreuten zentralen Anlagen (Nah- und Fernwärmeanlagen, Stromerzeugung) 

reduzieren die Belastung auf ein Maß wie durch Heizöl 2 OOO" schließt der Vergleich, der 

wohl aus pädagogischen Gründen eine relativ schlechte Nutzung von Holz mit der besten 

Heizölqualität vergleicht. 

Übersicht 7: Anteil und Verbrauch der Nachfragegruppen 

 Anteil der Nachfragegruppen 
 am Energieendverbrauch 

Verbrauch der Nachfragegruppe 
in KJ je BIP real 

 Industrie Verkehr Kleinabnehmer Industrie Verkehr Kleinab-
nehmer 

 TJ Anteil TJ Anteil TJ Anteil    
          
1960 177.974 46,0 73.743 19,1 134.941 34,9 337,3 139,8 255,8 
1961 177.195 45,6 77.499 20,0 133.563 34,4 318,9 139,5 240,4 
1962 175.002 42,5 83.808 20,3 153.310 37,2 307,6 147,3 269,5 
1963 174.603 39,4 90.621 20,5 177.653 40,1 294,9 153,0 300,0 
1964 187.797 41,7 95.384 21,2 166.704 37,1 299,1 151,9 265,5 
1965 189.072 41,0 101.394 22,0 170.846 37,0 292,3 156,8 264,1 
1966 189.887 40,8 108.817 23,4 166.871 35,8 279,2 160,0 245,4 
1967 184.986 38,6 111.395 23,3 182.731 38,1 264,5 159,3 261,3 
1968 192.507 37,8 118.161 23,2 198.074 38,9 264,4 162,3 272,1 
1969 208.116 38,1 123.232 22,6 214.201 39,3 271,0 160,5 279,0 
1970 218.168 36,0 136.126 22,5 251.018 41,5 267,0 166,6 307,2 
1971 224.273 36,6 141.043 23,0 248.148 40,5 261,1 164,2 288,9 
1972 231.273 35,8 154.939 24,0 259.165 40,2 253,5 169,8 284,1 
1973 241.266 34,6 167.947 24,1 287.727 41,3 252,1 175,5 300,7 
1974 256.972 37,9 158.009 23,3 263.401 38,8 258,3 158,9 264,8 
1975 233.882 35,4 161.617 24,4 265.835 40,2 236,0 163,1 268,2 
1976 245.460 35,8 161.117 23,5 279.453 40,7 236,8 155,5 269,6 
1977 236.454 34,5 167.455 24,4 281.135 41,0 218,2 154,6 259,5 
1978 243.222 33,7 176.563 24,5 301.435 41,8 224,3 162,9 278,0 
1979 257.931 33,9 183.781 24,1 320.094 42,0 227,1 161,8 281,9 
1980 250.991 33,3 185.569 24,6 316.707 42,0 214,8 158,8 271,0 
1981 238.706 33,5 182.135 25,6 291.196 40,9 204,8 156,3 249,9 
1982 231.633 32,7 181.503 25,6 294.629 41,6 196,7 154,1 250,2 
1983 225.199 32,3 182.859 26,2 288.593 41,4 187,5 152,2 240,2 
1984 235.794 32,8 180.814 25,2 301.535 42,0 193,7 148,5 247,7 
1985 236.738 31,6 184.762 24,6 328.833 43,8 189,8 148,1 263,6 
1986 226.590 30,0 190.408 25,2 338.669 44,8 179,6 150,9 268,4 
1987 228.157 29,5 190.620 24,7 353.425 45,8 177,4 148,2 274,7 
1988 238.325 31,1 203.447 26,5 325.650 42,4 177,9 151,8 243,0 
1989 244.879 31,0 211.463 26,7 334.625 47,5 175,8 151,8 240,2 

 

Die Kausalkette läuft aber nicht nur von Energie in Richtung Verschmutzung, Energie hilft 

auch Verschmutzung zu reduzieren. Oft ist die Optimierung (und damit die Verringerung) des 

Ressourceneinsatzes, oder auch eine Reinigungstechnik selbst wieder ein energetischer 

Prozess oder benötigt Strom. Auch konnten gerade bei Großtechnologien durch 

Verfahrensverbesserungen frühere spezifische Belastungen erheblich reduziert werden. Die 
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SO2-Emisisonen in Österreich liegen heute deutlich niedriger als 1973, der Rückgang der 

Emissionen in Kraftwerken (Verwendung schwefelärmerer Heizöle, Substitution durch Gas, 

Filterung) verlief fast parallel. Bei den Stickoxiden und bei Staub war der Rückgang weniger 

spektakulär. Die Emissionen in der Energieverwendung (Kleinverbraucher, Verkehr) sind 

schwerer in den Griff zu bekommen. 

5.2.6 Energieeffizienz international 

Ein internationaler Vergleich der Energieintensität in Relation zur Bevölkerung und der 

Wirtschaftsleistung zeigt für Österreich eine mittlere Position. Im Energieeinsatz je Einwohner 

liegt Österreich über dem EG- und dem Europadurchschnitt, allerdings unter dem von den 

USA hochgetriebenen OECD-Schnitt (und auch niedriger als in der Schweiz und der BRD). Je 

Wirtschaftsleistung liegt der Energieeinsatz höher als in der BRD, der Schweiz und Frankreich, 

aber ungefähr im Europadurchschnitt. 

Im Einsparungstrend liegt die Effizienzsteigerung in Österreich niedriger als in der BRD aber 

höher als in der Schweiz. In den USA und im Pazifischen Raum war die Einsparung größer (in 

den USA von einer verschwenderischen Position ausgehend), im Pazifik war die 

Energieeffizienz 1974 niedriger gelegen, jetzt ist sie höher als in Europa (IEA Mitglieder. 

Q:OECD/IEA, 1988, S. 26). 

Wie bei vielen internationalen Vergleichen sind gewisse Einschränkungen in der 

Vergleichbarkeit der Strukturen (Produktion, Energieträger) gegeben. 

5.3 Energieprognosen und Sparpotential 

5.3.1 Prognosedifferenzen 

Energieprognosen zeichnen sich national und international durch erhebliche Unterschiede 

aus. Der Unterschied ergibt sich nicht aus unterschiedlichen Annahmen für das reale 

Wirtschaftswachstum, hier liegen die Prognosen in der Regel sehr nahe beisammen. Für fast 

alle Industrieländer und auch für Österreich sind Prognosen verfügbar, die eine absolute 

Verringerung des Energieverbrauches bis zur Jahrtausendwende (oder darüber hinaus) 

prognostizieren und solche, die eine stetige Zunahme prognostizieren. Allerdings wird auch 

bei den "hohen" Prognosen nur eine Elastizität zwischen O,25 und 0,5 unterstellt, d.h. das 

Energiewachstum wir mit einem Viertel bis zur Hälfte des Wirtschaftswachstums angesetzt. Die 

Unterschiede zwischen dieser Gruppe der "hohen Prognosen und denen des sinkenden 

Energiebedarfes in Industrieländern erklären sich aus den unterschiedlichen Annahmen Ober 

die Energiepreise, die technischen Sparmöglichkeiten und den Handlungswillen der 

Wirtschaftspolitik. 

A: Zu den Prognosen, die für Österreich einen steigenden Energiebedarf vorhersagen, zählt 

die WIFO Prognose. Sie erwartet, dass der energetische Endverbrauch zwischen 1990 und 
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20O0 um 0,5% pro Jahr steigt, oder mit anderen Worten, dass der Energieverbrauch Im Jahr 

2000 um 7% höher als 1988 liegt. Die Prognose geht von einem jährlichen Wachstum der 

Wirtschaft von 2% aus, einem Importpreis für Rohöl von 2 700S/t (Preis 1987= 28 $ je Barrel bei 

13 S/S). Sie legt die Energiepolitik der Energieberichte 1984 und 1986 sowie das 

Energiesparprogramm 1988 des Wirtschaftsministeriums zugrunde. Eine Umstellung auf 

knappheitskostenorientierte Energietarife (Grenzkosten), zusätzlich verändert sich laufend 

durch technische Änderungen (Sparstellungen) aber auch durch den Bewusstseinswandel, 

der der Energieeinsparung höhere Priorität gibt. Verstärkte Informationstätigkeit z.B. über den 

"unnötigen" Energieverbrauch und seine "Bekämpfung" (z.B. Abschalt- und 

Regulierungssysteme) können die persönlichen Präferenzen beeinflussen. Der 

Wirtschaftswissenschaftler schließt aus den tatsächlichen Handlungen auf die Priorität zurück, 

die der Einzelne bei gegebenen Preisen und Einkommen dem Konsum von 

Energiedienstleistungen geben will, wenn auch (gewisse "Slacks' (Bequemlichkeiten, 

Uninformiertheiten) in realitätsnäheren Theorien einen Platz haben. Verbesserte Informationen 

(diese haben jedoch wieder Kosten) können die Energiedienstleistungen bei gegebenen 

Preisen senken, Prioritätsänderungen müssen dazu erfolgen oder politisch initiiert werden. 

B: Reduktion der Nutzenergie für eine zu erreichende Energiedienstleistung z.B. durch Normen, 

Subventionen, Standards: dies sind Maßnahmen, bei denen die öffentliche Hand 

Energieeinsparung mit sanftem Druck veranlasst, wobei teils der Preismechanismus, teils das 

Ordnungsrecht mithelfen soll. Normen für neue Elektrogeräte können einen Mindestgrad an 

Energieeffizienz festlegen, ebenso Zulassungs- und Bauvorschriften. Für bestehende Geräte 

kann die vorzeitige Erneuerung durch eine Subvention attraktiver gemacht werden (Teile der 

Wirkungen sind dann allerdings einmalig). Eine besondere Verpflichtung für die öffentliche 

Hand besteht dort, wo energie- und kostensparende Inyestitionenen im eigenen Bereich an 

zu kurzem Planungshorizont oder an bürokratisch-budgetärer Inflexibilität scheitern. Ein 

Komfortverlust ist hier ebenfalls nicht direkt gegeben, doch gibt es oft gewisse Kosten bzw. 

Belastungen der öffentlichen Hand, die einer alternativen Verwendung entzogen werden. 

Ein Beispiel, bei dem nicht einmal Nettokosten anfallen, ist die Heizkostensanierung in 

öffentlichen Gebäuden. Belege für die Unterlassung ökonomisch rentabler Investitionen gibt 

es z.B. für Schulen. Untersuchungen • zeigen hier rasch amortisierbare 

Einsparungsinvestitionen, die nicht durchgeführt werden, weil die Investitionskosten aus einem 

anderem Budgettitel als die Heizkosten stammen müssten. Tatsächlich aufgewendete 

Heizkosten können aber "selbstverständlich" budgetiert werden, während die einmaligen 

Investitionskosten einer Sanierung des Heiz- oder Abdichtungssystems häufig abgelehnt 

werden. 

C: Effizienzsteigerung in der Energieerzeugung und Verwendung 

Von der eingesetzten Primärenergie gehen zwei Fünftel bei der Umwandlung in die End-

Energieträger verloren, von diesen wiederum ein Drittel bei der Nutzung durch den 

Endverbraucher. 
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Diese beiden Differenzen werden in vielen Studien als Sparpotentiale angesprochen, das 

Verhältnis hat sich aber in den letzten 10 Jahren nicht gebessert. Das Wachstum der 

Primärenergie liegt in Österreich, der BRD und der Schweiz über jenem der Endenergie. Die 

Ursache dafür wird im Energiebericht nicht angesprochen, könnte aber in den hohen 

Verlusten bei der Verstromung von Primärenergie (Schleicher) liegen. 

Die Erhöhung der Energieeffizienz kann durch einzelne verfahrenstechnische Maßnahmen 

erreicht werden, vor allem aber durch die verstärkte Nutzung der Abwärme. 

Die Abwärmenutzung kann erstens wieder bei den Großkraftwerken ansetzen, hier ist in den 

letzten Jahren in Österreich einiges geschehen, doch bleibt noch immer mehr als die Hälfte 

ungenutzt. 

Industrielle Kraft-Wärmekopplungen ermöglichen es dezentral aus anfallender Prozesswärme 

mittels Dampfturbine Strom zu erzeugen (Gesamtwirkungsgrad bis 95%). 

Die andere Möglichkeit ist, in dezentralen Blockheizkraftwerken Abwärme (im Nahbereich 

sogar unter 50°) zu nutzen und diese teilweise für den Eigengebrauch, teilweise für 

Nachbargebäude zu nutzen und sie teilweise ins Netz einzuspeisen. Die kleinen 

Blockkraftwerke werden mit Gas, Diesel oder Gas aus Biomasse betrieben. Durch 

gemeinsame Erzeugung von Wärme und Strom können Wirkungsgrade von bis zu 90° erreicht 

werden. Die Wartungsnotwendigkeit und auch die Umweltbelastungen (durch Verwendung 

fossiler Brennstoffe) werden zunehmend geringer, sodass diese Technologie ökonomisch 

effizient und ökologisch unbedenklich wird. Blockheizkraftwerke sind zwischen 40 und 20.000 

kwh möglich (Hein, 1989) und verwenden vorwiegend Hubkolbmotoren. Die mögliche 

Energieeinspeisung .durch dezentrale Blockkraftwerke wird keinen hohen Anteil am 

Gesamtstromverbrauch erreichen, stellt aber "vermiedenen Verbrauch" dar und dies zum 

Knappheitszeitpunkt. 

Die Verwendung von hochwertiger Energie (Strom) für Dienstleistungen mit dem Bedarf an 

niedrigwertiger Energie (Raumheizung) ist ebenfalls ein oft gebrachter Kritikpunkt (Schleicher). 

Alle Formen der Einsparung werden durch eine Primärenergieabgabe ökonomisch attraktiver 

(dies ist ihr Vorteil im Vergleich zu einer Endenergieabgabe). Bei der Entwicklung der 

Fernwarme sind die Investitionskosten relativ hoch, und die stufenweise anfallenden 

Kapazitäten sind oft erst langsam verkaufbar, sodass immer "Anschlusszwangideen" 

aufkommen. Ein Anschlusszwang für private Wirtschaftssubjekte ist aus marktwirtschaftlicher 

Sicht abzulehnen. Das Fehlen von Alternativen und der Ausstiegsmöglichkeit würde auch die 

Tendenz zu effizienter und servicefreundlicher Bereitstellung langfristig reduzieren. Eine Priorität 

bei öffentlichen Gebäuden (aber auch ohne absoluten Zwang) und eine Steuerung über 

eine Erschwernis der Genehmigung von Heizungen mit fossilen Brennstoffen in 

umweltbelasteten Einzugsgebieten von Fernwärme wäre noch vertretbar. Graz will in 

"Belastungsgebieten" die Wohnbauförderung an die Nutzung von Fernwärme binden. 
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Damit dezentrale Blockheizkraftwerke attraktiv werden, müssten adäquate Einspeisungspreise 

gewährleistet werden. Dies sollte besonders deswegen möglich sein, weil für sie nicht das 

Argument des "falschen Zeitprofils" gilt. Sie können gleichmäßig fahren, Hein empfiehlt sie 

sogar zur Spitzenabdeckung. Die Rolle der EVU's im Verhältnis zu privaten Einspeisungen 

könnte positiver werden, wenn sie selbst dezentrale Blockkraftwerke als Geschäftszweig 

betreiben würden. 

D: Sparpotential durch bisher nicht genutzte Energieträger 

Dabei handelt es sich streng genommen nicht um eine "Energieeinsparung", im Gegensatz zu 

Kapitel C nicht einmal von Primärenergie, sondern nur um eine Einsparung der "bisherigen" 

Energieträger. 

In diese Gruppe fällt vor allem die Industrieeinspeisung. Die Erzeugung von Eigenstrom durch 

die Industrie ist in den letzten Jahren rückläufig, trotzt der gestiegenen technischen 

Möglichkeiten (siehe C Blockkraftwerke) und trotz der Verteuerung des Kraftwerksbaues, der 

die "vermiedenen Kosten" der E-Wirtschaft bei Neueinspeisungen drastisch erhöht hat. 

Für Industrieeinspeisungen gibt es einen Sommer und einen Wintertarif, sowie eine Spaltung 

nach regelmäßigen und unregelmäßigen Einspeisungen. Der höchste Tarif für regelmäßige 

Einspeisungen im Winter liegt (siehe Wohlgemuth, 1989) noch niedriger als heutige und 

zukünftige Kraftwerkskosten. Darüber hinaus sollen derzeit manche 

Elektrizitätsversorgungsunternehmen den Industriefirmen mit potentieller Eigenerzeugungs-

/Einspeisungsmöglichkeit besonders günstige Tarife bieten, um die Eigenproduktion zu 

entmutigen. 

Die E-Wirtschaft ist mit privaten Einspeisungen nicht glücklich, weil sie das "falsche Zeitprofil" 

haben. Firmen speisen zu Tageszeiten ein (Nacht), in denen es Überschüsse gibt und können 

in den kältesten Monaten den geringsten Beitrag leisten. Beide Argumente haben eine 

Teilberechtigung, es gibt auch Gegenargumente. Zum Tagesverlauf ist zu sagen, dass das 

Einspeisungsprofil tatsächlich ungünstig ist, allerdings erspart schon die Erzeugung in 

Industriefirmen − selbst wenn sie für den Eigenbedarf stattfindet − der E-Wirtschaft eine 

zusätzliche Spitzenkapazität, weil sie im Verbrauchshöhepunkt einen Strombezug ersetzt. Die 

potentielle Einspeisung selbst ist somit "zum falschen Zeitpunkt", eine Entlastung der Spitze ist 

dennoch gegeben. Im Jahresverlauf hat die Industrieeinspeisung einen antizyklischen Verlauf, 

doch sinkt sie im Winter keineswegs drastisch. Als berücksichtigenswert bleibt der 

Steuerungsbedarf durch unregelmäßige Einspeisungen (die Steuerungsproblematik, Vorsorge 

für plötzliches Hochfahren. Netzspannungsausgleich etc), doch sind die "vermiedenen" 

Kosten neuer Kraftwerke wesentlich höher. 

Wie groß das Einsparungspotential bei höheren Preisen für Einspeisungen wäre, zeigte sich in 

den USA. Hier verlangte die Regulierungsbehörde, dass die E-Wirtschaft den Einspeisern, die 

durch die Einspeisung ersparten Grenzkosten ("avoided costs") ersetzt und diese wurden in 

der Nähe der Kosten neuer Kraftwerke angesetzt. Die Industrieeinspeisungen stiegen auf 20% 
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der Erzeugung, und machten auf mehr als ein Jahrzehnt den Kraftwerksbau weitgehend 

überflüssig. Nun sind die Verhältnisse in den USA anders (geringerer Anteil der Wasserkraft), 

doch läßt sich die Abhängigkeit der Einspeisung von den damit verbundenen Erträgen der 

Tendenz nach übertragen. Bei freien Kapazitäten sinken durch Einspeisung die Gewinne der 

E-Wirtschaft, daher wäre es notwendig die höheren Einspeisungstarife durch Regulierung zu 

erreichen. Bei Vollauslastung gewinnt eine gewinnorientierte E-Wirtschaft ein Eigeninteresse, 

weil Einspeisung selbst bei erheblich günstigeren Tarifen für den Einspeiser billiger sind als ein 

neues Kraftwerk. 

E: Nutzung alternativer Energieträger 

Wie bei der Nutzung bekannter aber brachliegender Energieträger, ist die Nutzung von heute 

aus technischen Gründen noch nicht konkurrenzfähiger Energieträger ein Anstieg des 

"Gesamtenergieverbrauchs" bei Substitution bisheriger Energieträger. 

Einen Überblick über die alternativen Energieträger (Sonnenenergie, Wärmepumpen in 

Haushalten, Photovoltaik, Biomasse, Holz, Stroh, Biogas, Müll, Biosprit, Energiepflanzen) bietet 

Wohlgemuth im zweiten Teil dieser Arbeit. Derzeit liefern diese sonstigen Energieträger weit 

gefasst rund 10% des Endenergieaufkommens, wobei Holz den größten Anteil innehat. Das 

zukünftige Potential wird von Schneeberger bzw. Christian mit 200 bis 400 PJ geschätzt 

(Überblickstabellen siehe Wohlgemuth). Damit könnten 20% (nach der höheren Schätzung 

sogar fast 40%) der Energienachfrage durch Biomasse abgedeckt werden. Dabei soll nicht 

verschwiegen werden, dass es erstens auch sehr viel vorsichtigere Einschätzungen gibt und 

zweitens auch der ökologische Umgang mit Biomasse erst gelernt werden muss (keine 

Düngung, Ersatz bisheriger Überschussflächen, Optimierung der Verbrennung). 

Die Nutzung dieser Alternativen ist von wirtschaftspolitischen Entscheidungen abhängig. 

Einerseits wird ein großer Teil der Forschung und der Prototypen von der öffentlichen Hand 

finanziert. Andererseits ist Energie schon heute mit Steuern belegt und wird es in Zukunft noch 

stärker sein. Ein Ausnahme regenerierbarer Energieträger wäre berechtigt, da hier die 

sozialen Kosten (Gesundheitsbelastung, Waldsterben, Landschaft) größtenteils nicht zutreffen. 

(Ausnahme: z.B. Holz bei schlechter Verbrennungstechnik). 

F: Einsparpotential durch Verbote 

direktes Verbot von Energienutzung widerspricht marktwirtschaftlichen Grundsätzen. Ö-

Normen werden schon derzeit in Richtung sparsamer Energieverwendung genutzt, allerdings 

liegen die tatsächlichen Heizkosten pro m2 Wohnfläche doppelt so hoch wie die Ö-Norm 

.Eine strengere Durchsetzung der O-Norm, ev. in Zusammnehang mit Wohnbauförderung und 

steuerlichen Abschreibungen von Heizkosten wäre anzustreben. Die Einhaltung der Ö-

Normen in Wohnungen in Bundes- oder Landeseigentum sollte selbstverständlich sein. 
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Weiters sind regionale oder zeitliche Verbote, gestaffelt nach Energieträgern, möglich. So z.B. 

an Belastungstagen und bei Vorhandensein von Alternativen (öffentlicher Verkehr, 

Fernwärme). Da die Berechtigung des Eingriffs streng abgewogen werden muss, wird der 

Gesamteffekt nicht groß sein (wohl die spezifische .Wirkung angesichts eines aktuellen 

Problems wie z.B. an Smogtagen). 

Einer gesonderten Diskussion unterliegt die Weckung von Elektrizitätsnachfrage durch 

Werbung z.B. für Elektroheizungen. Wegen ihres Beitrages zum Spitzenverbrauch in der kalten 

Jahreszeit, werden sie von Ökologen kritisch gesehen. Ihr Vorteil ist die Benutzerfreundlichkeit 

(eventuell eingeschränkt durch Raumklimaüberlegungen), sowie der Entfall von Emissionen in 

Ballungszentren. Da sie zur Belastungsspitze eingesetzt werden, muss ihnen ein "Anteil" an 

kalorischen Kraftwerken zugerechnet werden. Der energetische Wirkungsgrad von 

Elektroheizungen ist ebenfalls gering. Verschiedene Landesgesellschaften knüpfen die 

Installation von Elektroheizungen an Wärmedämmungen oder können die Elektroheizungen 

zentral ein- und ausschalten Grundsteuern) und so ihren Betrieb während absoluter 

Spitzenzeiten kurzfristig drosseln. Dies ist für mobile Heizlüfter nicht der Fall (sie sind nicht einmal 

durch einen Leistungspreis betroffen). 

Die Verhängung eines Werbeverbotes wäre generell nicht sinnvoll, da die E-Wirtschaft auch 

Informationen über Sparmöglichkeiten geben können muss. Eine Beschränkung der 

Werbeausgaben der verstaatlichten Elektrizitätsversorgungsunternehmen insbesondere für 

verbrauchsfördernde Werbung könnte von den Eigentümervertretern der 

Unternehmensleitung nahe gebracht werden. 

G: Sparpotential durch Veränderung des Energiepreisniveaus 

Die Energiepreise können aus verschiedenen Gesichtspunkten heraus beurteilt werden. 

Aus der Sicht der gesellschaftlichen Kosten sollten die Preise die Erzeugungskosten (interne) 

Kosten und die Einwirkungen auf die Gesamtgesellschaft (externe Kosten) umfassen. Letztere 

umfassen die Schädigung anderer Wirtschaftszweige (Verschlechterung der Bausubstanz, 

Waldschäden), die Verschmutzung der Ökosphäre (Luft, Wasser, Landschaft, Atmosphäre), 

Beeinträchtigungen der Gesundheit (für die nur ansatzweise mögliche empirische Schätzung 

der externen Kosten siehe Wohlgemut 1989). Den externen Kosten stehen auch externe 

Erträge gegenüber, etwa vermiedene Krankheiten durch Verringerung von körperlicher 

Arbeit, rascheres Ereichen des Arztes etc. In der Diskussion wird meist nur die erste 

Komponente erwähnt, weil sie als überwiegend betrachtet wird. Manchmal wird auch noch 

die Erschöpfbarkeit der Ressourcen oder mit anderen Worten der negative Einfluss des 

Energiekonsums der derzeitigen Generation auf die folgenden als zweite Form der externen 

Kosten erwähnt (Schleicher 1989). Wenn dies auch in der Literatur oft als zu trennendes 

Problem betrachtet wird ( das bei nutzenmaximierendem Verhalten von der Industrie selbst 

im Preis berücksichtigt werden sollte), so ist es praktisch in einer nicht voll gewinnorientierten 

Branche (oder bei zu hohem Zeitdiskont) doch ein zusätzlicher kostenrelevanter Aspekt. 
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In der Wohlfahrtsliteratur hängt die Beurteilung der Energiepreise davon ab, ob die 

Energieunternehmen als Monopolbetriebe mit sinkenden Stückkosten betrachtet werden. Für 

ein Monopol mit sinkenden Stückkosten, das in einem wichtigen Markt angesiedelt ist, 

empfiehlt die Literatur die Kombination einer Preisregulierung mit einem Versorgungsauftrag. 

Öffentliches Eigentum ist nicht nötig um die Wohlfahrtsziele durchzusetzen. Für die 

Preisgestaltung werden meist Durchschnittskosten herangezogen oder eine Regulierung in 

der Höhe einer Maximalrendite. Für beide Regulierungsformen gibt es klare Nachteile: 

• beide Formen befreien die Unternehmen von der Verfolgung von maximaler 

Kosteneffizienz, da Kosten im Preis wiedergegeben werden 

• ein Renditenziel führt zu einer übermäßig kapitalintensiven Produktion und zu 

komfortablen Überkapazitäten 

• Lohnsumme, Beschäftigung, Sozialleistungen und Managergehälter sind höher, 

Umsatzmaximierung (u.a. anderen Ziele die in der Zielfunktion des Managements ev. im 

Gegensatz zum Eigentümer stehen) sind höherrangig als in gewinnmaximierenden 

Unternehmen 

• es besteht bei Regulierungen immer die Gefahr, dass die mit der Regulierung 

beauftragte Behörde von der zu regulierenden Branche "gekapert" wird und letztlich 

deren Interessen vertritt 

Diese Prognosen der theoretischen Literatur, finden empirisch vielfach ihre Bestätigung. Es 

gibt Empfehlungen für "bessere" Regulierungssysteme: 

• Orientierung an einer Kombination von Inputpreissteigerungen verringert um einen 

Produktivitätsabzug, 

• Orientierung an anderen Unternehmungen (yardstick regulation), horizontale 

Aufgliederung zwecks Schaffung von Konkurrenz und Brechung des 

Informationsmonopols, 

• Versteigerung der Servicerechte an den Bestbieter. 

Alle diese Vorschläge haben in der praktischen Umsetzung gewisse Schwierigkeiten. Überall 

wo Regulierung als notwendig angesehen wird überwiegt eine kostenorientierte Regulierung 

mit ihren prognostizierten Ineffizienzen. 

Die moderne Literatur betont dass die Regulierungsnotwendigkeit selbst dann, wenn die 

Voraussetzungen eines natürlichen Monopols (deutlich sinkende Durchschnittskosten) 

gegeben sind, entfallen kann. Und zwar dann, wenn das bisherige Angebot kostendeckend 

ist (tragfähiger Markt), wenn es zumindest potentielle Konkurrenz gibt und der Marktzugang 

nicht durch Eintrittsschranken oder Austrittskosten behindert ist (umkämpfter Markt). Diese 

Literaturströmung lenkt den Handlungsbedarf der Politik auf die die Beseitigung von 

Eintrittsschranken (und die Möglichkeit den Markt im Verlustfall auch wieder schmerzlos zu 

verlassen). 
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Selbst wenn man dem Entfall der Regulierungsnotwendigkeit bei sinkenden Stückkosten nicht 

beipflichten will, so ist sie jedenfalls dann nicht notwendig, wenn die Stückkosten mit 

steigender Produktion nicht immer weiter sinken, sondern wieder zu steigen beginnen. In 

diesem Fall kann es Konkurrenz geben und es kann ohne staatlichen Einfluss ein 

gewinnmaximierender Preis zustande kommen. Er liegt dort wo Grenzkosten gleich Grenzerlös 

sind, er liegt höher als bei vollständiger Konkurrenz und etwas ungenau gesprochen umso 

höher je weniger Anbieter es gibt und je weniger der Eintritt neuer Anbieter befürchtet 

werden muss. Ob die Wohlfahrtsverluste durch den - gegenüber der Konkurrenzsituation oder 

gegenüber einer durch Regulierung erzwingbaren Situation -höheren Preis groß sind, hängt 

von folgenden Faktoren ab: 

• die Wohlfahrtsverluste sind umso größer je höher die Grenzkosten liegen 

• je unelastischer die Nachfrage nach Energie ist 

• je schwieriger die Substitution zwischen den Energieträgern ist 

• je geringer die Markteintritte sind 

• je weniger innovativ (unter Kostendruck) die Anbieter sind 

Möglichkeiten der Wirtschaftspolitik die Wohlfahrtsverluste bei prinzipiell freien Märkten (z.B. 

ohne Preisregulierung) gering zu halten, sind: 

• Erleichterung des Marktzutrittes (neue Firmen, Einspeisungsrechte, Vertragstypen und 

Preistypen für Einspeisungen) 

• Informationen über Energiealternativen, Verbot von konkurrenzfeindlichen Vertragstypen 

(Umsteigverbotsklausein, Exklusivverträge, Preisdifferenzierung zwecks Abschreckung des 

Geschäftseintrittes) 

• Common Carrier Systeme bei leitungsgebundenen Energien (Pipelines. Stromleitungen), 

Spotmärkte und Börsen für Energie 

• Aufhebung von Gebietsmonopolen und Importgenehmigungen 

Von den genannten wirtschaftspolitischen Maßnahmen spielen die letzteren insbesondere im 

Bereich der Stromwirtschaft eine entscheidende Rolle. Alle Vorschläge zur Deregulierung der 

E-Wirtschaft beinhalten eine Trennung- in die Stufen Produktion, Transport und Verteilung, 

wobei im Transportbereich das Common Carrier System empfohlen wird und im 

Verteilungsbereich Konkurrenz stimuliert werden soll. 

Die technische Entwicklung und insbesondere die immer höheren Ansprüche an die 

Umweltverträglichkeit von neuen Kraftwerken haben dazu geführt, dass die historischen 

Durchschnittskosten des bestehenden Kraftwerksparks und die dynamischen Grenzkosten 

(Kosten der nächsten Kapazitätserweiterung) immer stärker auseinanderklaffen. Folgen die 

Kraftwerke der Empfehlung der Effizienzliteratur, so müssen sie als Strompreis die Summe aus 

den Grenzkosten bestehender Anlagen (statische Grenzkosten, also etwa Personalkosten + 

Abschreibungen) plus die Grenzkosten bei Kapazitätserweiterung verlangen. Erstere liegen 

niedrig (vielleicht bei dem jetzigen Arbeitspreis, also ca. 40 g/kwh), letztere aber sicher 



– 76 – 

   

deutlich über einem Schilling. Für die erforderliche Kombination aus Laufkraft, Speicherkraft 

und kalorischem Kraftwerk vielleicht sogar über 2 Schilling. Dadurch würde ein nach 

privatwirtschaftlichen Gesichtspunkten gebildeter optimaler Preis sicher wesentlich höher als 

der derzeitige Preis liegen. Dieser Preis garantiert das Wohlfahrtsmaximum indem die 

Grenzwertung des Nachfragers den Grenzkosten  des  Erzeugers  gleichgesetzt  wird  

(Bedingung  für Wohlfahrtsmaximum = Pareto Optimum). Andererseits führt dieser Preis zu sehr 

hohen -Gewinnen der Elektrizitätswirtschaft. Eine Abschöpfung der Differenz durch eine 

Energiesteuer liegt damit auf der Hand (wobei sie selbst die Grenzkosten nicht erhöhen. -

darf). Da sie den sozialen Kosten (wenn auch nicht unbedingt exakt der Höhe nach) in der 

Tendenz entspricht, ist sie auch marktkonform. Vor- und Nachteile sowie eine Ausgestaltung 

der Energiesteuer soll später diskutiert werden. 

Die Höhe der Energiepreise kann aus der Sicht der sozialen Folgen heraus beurteilt werden. 

Energie wurde lange Zeit- im Zusammenhang mit Beleuchtung und Beheizung- als 

Grundbedürfnis gesehen und für Grundbedürfnisse wurde in Mangelzeiten versucht, 

besonders niedrige Preise zu erreichen. Die Preise von Ölprodukten waren bis in die siebziger 

Jahre preisgeregelt, der Strompreis ist es heute noch, Ofenheizöl unterliegt der Preisregelung 

durch die Paritätische Kommission. 

Energie ist auch heute noch insofern ein Grundbedürfnis als die Beheizungs- und 

Beleuchtungskosten bei den niedrigsten Einkommen etwas höher sind. Allerdings wird dies 

durch den relativ höheren Benzinverbrauch der höheren Einkommensschichten 

ausgeglichen. Andererseits ist die geringe Energieeffizienz z.B. in der Umwandlung von 

Primärenergie bis zur Nutzenergie auch wieder besonders für niedrige Einkommen belastend. 

Auch die Umweltprobleme bleiben bei Beziehern von niedrigen Einkommen 

Oberproportional hängen (geringere Urlaube, schiechte Wohnqualität). Ein System, das 

einerseits Energieeffizienz und Umweltentlastung bringt und andererseits die sozialen Kosten 

steigender Energiepreise abfedert (Sockelbetrag bei Besteuerung, Erhöhung der 

Mindestpensionen, Billigkredit bei Sanierungsinvestitionen) ist auch aus sozialer Sicht den 

künstlich niedrigen Energiepreisen vorzuziehen. 

Aus industriepolitischer Sicht waren niedrige Energiepreise für den Wiederaufbau und den 

Exportüberschuss der österreichischen Grundstoffindustrie eine unabdingbare Voraussetzung, 

heute erfordert die Steigerung der Wohlfahrt die Umschichtung der Produktion zu 

höherwertigen Produkten mit in der Regel geringerem Energieeinsatz. Das Subventionssystem 

fördert noch immer ungewollt den Grundstoffsektor, obwohl gerade in den letzten Jahren 

energisch versucht wird diese Verzerrung zu korrigieren und nach Möglichkeit Waren zu 

produzieren, bei denen höhere Faktoreinkommen möglich sind. Eine Energieverteuerung 

würde hier helfen, die ohnehin schwierige Umpolung, des industriepolitischen 

Instrumentariums zugunsten der Verarbeitungsindustrie zu beschleunigen. Dass diese nicht zu 

abrupt und nicht ganz ohne internationalen Gleichschritt erfolgen soll, ist allerdings zu 

beachten. 
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Wie groß die Wirkungen einer Erhöhung des Preisniveaus für Energie sind wird mit 

Preiselastizitäten abgeschätzt. Berechnungen darüber liegen zwischen 0,2 und 0,8 (d.h. eine 

1O%-tige Preissteigerung bewirkt eine Senkung des Energieverbrauches von 2% bzw. 8%, 

Literaturüberblick Wohlgemuth, 1989). 

Folgende Struktur der Ergebnisse ist gegeben: 

• die Preiselastizität ist kurzfristig geringer als langfristig (nach Durchsetzung der 

Preiserhöhung in den Verhaltensweisen) 

• die Preiselastizität ist für einzelne Energieträger höher als bei gleichzeitiger Erhöhung aller 

Energieträger (Substitutionsmöglichkeiten) 

H: Sparpotential durch Änderungen in der (Strom-)Tarifstruktur 

Die bisherige Tarifstruktur für elektrischen Strom zeichnet sich durch eine relativ große 

Tarifvariation nach Sektoren, durch eine Verringerung des Preises mit der Höhe des 

Energieverbrauches und durch eine geringe jahreszeitliche und tageszeitliche Varianz aus. 

Für den Stromverbrauch ist die Variation der Nachfrage über das Jahr und im Tagesverlauf 

gut dokumentiert. Das Preissystem ist sehr kompliziert und wird ansatzweise im folgenden 

Kapitel dargestellt. Durch einen Ausgleich der Tages: und der Jahreskurve kann zwar nicht 

der Endenergieverbrauch gesenkt werden; wohl aber der Primärenergieeinsatz (Nutzung der 

Energieträger mit höherem Wirkungsgrad, mit angepasster Wertigkeit im energietechnischen 

Sinn) und die notwendige Kraftwerkskapazität. Auch kann die Tarifstruktur die Abstimmung 

der Kapazitäten von Verbund, Landes- und Sondergesellschaften verbessern. 

5.4 Tarifstruktur und Regulierung der Elektrizitätswirtschaft Preisregelung und 
degressiver Tarif 

Die Strompreise unterliegen gemäß Preisgesetz der Regulierung durch das Bundesministerium 

für wirtschaftliche Angelegenheiten (früher Min. f. Handel, Gewerbe und Industrie). Das 

Verfahren ist im Gesetz mit einer Vorprüfung, einer Preiskommission und der Entscheidung des 

Ministers dreischrittig festgelegt. Dabei soll die Vorprüfung die betriebwirtschaftliche 

Rechtfertigung feststellen und der Minister letztlich den volkswirtschaftlich gerechtfertigten 

Preis festsetzen. Dieser soll den Verhältnissen bei Erzeugung, Vertrieb, Leistungserbringung als 

auch den Verhältnissen bei den Verbrauchern entsprechen. Diese vage Formulierung 

verbindet Kostenelemente bei den Erzeugern mit wettbewerbs- und sozialpolitischen 

Elementen bei den Abnehmern. 

In der Praxis wird eine Einigung meist bereits bei der Vorprüfung erzielt (der Rechnungshof. 

Prüfungsergebnis 1987, kritisiert dies und ist die Quelle der nachfolgenden Ausführungen), 

obwohl die Unterlagen für die betriebswirtschaftliche Prüfung nicht ausreichen, für die 

volkswirtschaftliche Beurteilung werden von den Firmen keine Unterlagen vorgelegt. Obwohl 

jede Gesellschaft getrennt einreichen sollte, werden häufig allgemeine Anträge, 1977 sogar 

vom Interessensverband eingebracht. Die Preisbehörde will auch relativ einheitliche 
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Erhöhungen bewilligen, obwohl die einzelnen Gesellschaften unterschiedlichste 

Erzeugungsstrukturen, Kapazitätsauslastungen und damit Kostenstrukturen haben. Die 

Anträge wurden meist stark gekürzt bewilligt, dennoch sind die angedrohten Verluste nicht 

eingetreten. Quersubventionen notleidender kommunaler Einrichtungen finden ihren Platz in 

den bewilligten Preisen, ohne kostenmäßig spezifiziert zu sein. Die Regulierungsphilosophie 

dürfte die Ermittlung der Durchschnittskosten (mit gewissen Abschlägen für "unangemessene" 

Kosten wie überhöhter Personalaufwand) gewesen sein. Dazu sollte eine angemessene 

Rendite auf das Eigenkapital (oft 2% dann 4%, einmal 5%) plus Wagniszuschlag kommen 

(früher 2%, dann 4%, zuerst von den Selbstkosten, dann vom Umsatz). 

Wie weit die Preisregelungskompetenz geht ist eine zwischen Bund, Ländern (und EVU's) 

strittige Frage. Der Preisregelung scheint vor allem der Durchschnittspreis zu unterliegen, nicht 

eigentlich die Tarifstruktur. Dennoch werden auch die Tarifstrukturen der Länder in der 

Preiskommission diskutiert. 

Das Ergebnis der Preisregulierung und der Ausschöpfung des autonomen Spielraumes der 

Unternehmungen der E-Wirtschaft ist ein System von Endverbraucherpreisen, von 

Verbundtarifen und von Einspeisungstarifen, daneben besteht eine Koordination im Rahmen 

von Poolverträgen (zwischen Verbund und den Landesgesellschaften). 

Die Endverbraucherpreise bestehen traditionell aus drei Komponenten: 

• dem Jahresgrundpreis (oft auch Leistungspreis genannt), der eine 

verbrauchsunabhängige Kostenkomponente darstellt, aber den potentiellen 

Kraftwerksbedarf abschätzen soll (gemessen an Räumen bei Haushalten, Hektar bei 

Landwirtschaft etc.) 

• einem Messpreis für Zähler, Schalt-, Steuereinrichtungen  

• einem Arbeitspreis für den tatsächlich benutzten Strom 

Der Leistungspreis ergibt für den Abnehmer Fixkosten, der Arbeitspreis ist für weite Bereiche 

des einzelnen Abnehmers konstant. Der tatsächlich je Einheit gezahlte Strompreis ist für 

Haushalte höher als für Industriebebetriebe. Auch innerhalb der Gewerbebetriebe ist er für 

große und für regelmäßige Abnehmer geringer, ebenso für die ÖBB. Im Einzelnen gibt es je 

nach Landesgesellschaft unterschiedlichste Modelle und auch Reformversuche (siehe 

Wohlgemuth). 

Generell ist der Strompreis für den einzelnen Verbraucher degressiv, er sinkt mit 

zunehmendem Verbrauch. Da bei jeder Sparentscheidung die Kosten der letztverbrauchten 

Einheit in das Kalkül eingehen, ist der Sparanreiz gering. Auch im Querschnittsvergleich 

zwischen den Verbrauchern haben die großen Verbraucher niedrigere Stromkosten je kwh. 

Die E-Wirtschaft begründet das degressive Preissystem mit dem Wunsch, durch den 

Leistungspreis die Fixkosten zu decken und weist darauf hin, dass dies derzeit nicht der Fall sei. 

Gleichzeitig erhöht ein niedriger Arbeitspreis auch die Stromnachfrage und verbessert die 
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Kapazitätsauslastung. Große Kunden und regelmäßige Bezieher verursachen auch niedrigere 

Kosten (Leitungskosten, Steuerungskosten). 

Das Kalkül der E-Wirtschaft ist betriebswirtschaftlich rational solange die Grenzkosten sinken 

oder unter den Durchschnittskosten Hegen. Dies Ist für die statischen Grenzkosten, also die 

Grenzkosten ohne Kapazitätserweiterung der Fall. Und die statischen Grenzkosten sind zu 

berechnen, wenn keine Kapazitätsengpässe drohen. 

An der Kapazitätsgrenze relevant hingegen ist die Summe aus statischen Grenzkosten und 

Kapazitätserweiterungskosten. 

Diese Überlegungen ergeben, dass der Versuch der E-Wirtschaft an einem degressiven 

Strompreis festzuhalten nicht konservativem Denken und Beharrungswillen entspringen muss, 

sondern betriebswirtschaftlich rational ist, solange keinerlei Engpässe befürchtet werden 

müssen. Erst wenn der Versorgungsengpass nahe ist und zukünftige Kraftwerke mit Sicherheit 

viel teurer sind, wird der Übergang zur Grenzkostentarifierung (inkl. Kapazitätsgrenzkosten 

auch betriebswirtschaftlich zwingend. Volkswirtschaftlich ergibt die Tarifierung dynamischer 

Grenzkosten das Wohlfahrtsmaximum. 

Dies erklärt auch warum in den letzten Jahren einzelne Landesgesellschaften in Österreich 

und verschiedene Energieversorgungsunternehmen in den USA von sich aus (andere auf 

politischen Druck) Tarifreformen und Sparbemühungen begonnen haben. Länder mit relativ 

höherer Auslastung und beschränkten Chancen auf billige Energie entwerfen zwecks 

Gewinnerhöhung Sparmodelle oder Modelle zur gleichmäßigeren Nutzung von Energie (OKA, 

SAFE in Österreich). 

5.5 Zusammenarbeit Verbund, Länder, Sondergesellschatten 

Die Landesgesellschaften haben den Versorgungsauftrag in ihrem Gebiet 

(Versorgungszwang und Gebietsmonopol), die Verbundgesellschaft hat die Aufgabe (. 

neben Prognose, Aufzeichnungs- und Kontrollpflichten) den Verbund zwischen den 

Landesgesellschaften durchzuführen (und auf die Energiepolitik der Regierung Bedacht zu. 

nehmen). Der Verbund hat Import und Export von Strom zu genehmigen. Allerdings schließt 

der Verbund mit besonders großen Abnehmern Sonderverträge (VOEST ALPINE, AMAG, ÖBB, 

Chemie Linz). Die Tarife für "Sonderabnehmer" entsprechen dabei etwa dem Verbundtarif, 

eine gewisse Absicherung gegen Spitzenabnahme gibt es dadurch, dass der Arbeitspreis von 

dem Durchschnitt der zwei Höchstlasttage abhängig ist. 

Die Sondergesellschaften haben die Aufgabe des Baus und Betriebes von Großkraftwerken, 

die nicht der Energieversorgung eines einzelnen Bundeslandes dienen. Sie speisen ihren 

gesamten Strom in das Verbundnetz ein und haben von diesem Kostenersatz zu erhalten. 

Dies wird oft (z.B. Chorherr, 1989) als eine Quelle der mangelndem Wirtschaftlichkeit 

bezeichnet. Der Verbund weist darauf hin, dass es ihm obliegt, den Befehl zum Anfahren der 

Sondergesellschaften zu geben. Obwohl den Sondergesellschaften einige Charakteristika 
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eines selbständigen Unternehmens fehlen (Risiko, Entscheidung über Anfahren der 

Kapazitäten), sind sie als Aktiengesellschaften konstruiert. 

Das Verhältnis zwischen Bund und Landesgesellschaften ist durch die "Verbundtarife", durch 

die Poolverträge (Koordinierungs- und Substitutionsvertrage) sowie 

Koordinierungsbesprechungen geprägt. Die Verbundtarife regeln die Preise zu denen Strom 

vom Verbund bezogen wird (Wiederverkäuferpreis). Sie sind in drei Saisonen (Sommer, 

Übergang, Winter) und in Hochlastzeit und Niedriglastzeit gegliedert. Sie schwanken zwischen 

40,6 g (Sommer-NT und 61,1 g Winter HT). Die Preise sind im Niveau von den dynamischen 

Grenzkosten weit entfernt (sie liegen viel niedriger), sie liegen aber noch über den statischen 

Grenzkosten (auch den variablen Kosten) der meisten kalorischen Kraftwerke. Die 

Preisspanne ist niedriger als es den Knappheiten im Sommer und Winter entspricht, dies 

mindert nicht nur (indirekt) den Sparanreiz bei den Endverbrauchern, sondern bewirkt auch 

dass im Sommer die Landesgesellschaften mit einer relativ hohen Auslastung fahren wollen. 

Das Verhältnis von Winterpreis zu Sommerpreis ist heute 

1:1,3, in den fünfziger Jahren ist es bei 1:2 gelegen und hat sich damit in die "falsche" Richtung 

entwickelt. 

Verbundtarif:  Sommer Übergang Winter Verhältnis  

in g/kwh    Winter/Sommer 

HT 45,7      57,1   61,1          1,3 

NT 40,6      51,4    52,9          1,3 

Die Handlungsinitiative liegt bei den Landesgesellschaften, die zunächst überprüfen, ob sie 

eine benötigte Energie selbst bereitstellen wollen oder vom Verbund übernehmen, sie 

bemessen das nach ihren variablen Kosten (oder den statischen Grenzkosten), per Verbund 

bietet in Substitutionsverträgen Abschläge vom Verbundtarif an um seine Kapazitäten öfter 

nutzen zu können. Er hat und versorgt die "Sonderabnehmer" (unter Umgehung des 

Gebietsmonopols der Landesgesellschaften. Die Landesgesellschaften haben einen relativ 

hohen Anteil an kalorischen Kraftwerken, der Verbund hat vorwiegend Wasserkraftwerke. Das 

Interesse der Landesgesellschaften liegt in einem gesamtwirtschaftlich und ökologisch 

unerwünscht hohem Einsatz der kalorischen Kraftwerke. Dazu kommt, dass zumindest die 

Steiermark und Oberösterreich noch "aus übergeordneten Verhältnissen" Kohle aus 

landeseigenen Bergwerken beziehen müssen. Der Verbund muss in Dürnrohr Kohle verwerten, 

die aus - in heutiger Sicht -ungünstigen langfristigen Lieferverträgen mit Polen stammen. 

Daneben importieren andere Landesgesellschaften Steinkohle. 

Das Fehlen einer marktwirtschaftlichen Koordination über den Preis führt dazu, dass die 

Verbundkapazitäten sehr viel weniger ausgelastet sind als die Landeskapazitäten und auch 

bei vorhandener Wasserkraft kalorische Kraftwerke in Betrieb sind (z.B. fahren im Sommer, 

wenn gleichzeitig Energie um 10 g/kwh exportiert wird, trotzdem Wärmekraftwerke, 10% im 
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niedrigsten Monat, 20% im Sommerhalbjahr). Dafür dass dies besonders in Wien der Fall ist, 

wird erstens mit dem Engpass von nur einer Anschlussstelle an das Verbundnetz argumentiert 

und zweitens, dass die Gaslieferungen regelmäßig hereinkommen und mangels 

Speichermöglichkeit verbraucht werden müssen. Diese betriebswirtschaftlich (für die Summe 

der EVU's) und ökologisch suboptimale Vorgangsweise wird durch die 

Koordinierungsbesprechungen zwar gemildert (wo Kompromisse und Preiszugeständnisse 

möglich sind), bleibt aber im Ansatz erhalten. 

5.6 Jahres- und Tagesprofile und ihre Glättung 

Der Stromverbrauch hat einen charakteristischen Jahresverlauf. Er ist von Oktober bis März um 

rund 20% höher als in den Sommermonaten. Im Spitzenverbrauchsmonat liegt er um 40% über 

dem Monat mit dem niedrigsten Verbrauch. Das Verhältnis von Winterverbrauch zum 

Sommerverbrauch ist nach beiden Maßen ungleicher geworden, 1971 waren es 12% bzw. 

24% gewesen. Die geringere Preisdifferenzierung und das Vordringen in den Wärmemarkt 

könnten dafür verantwortlich sein. 

An dem jahreszeitlich unterschiedlichen Verbrauch sind Industrie und Verkehr unbeteiligt, er 

geht allein auf den Kleinverbraucherbereich und hier auf den Wärmebedarf zurück. 

Die jahreszeitliche Verbrauchskurve muss durch die kalorischen Kraftwerke ausgeglichen 

werden, diese müssen daneben noch zusätzlich die dem Verbrauch entgegengesetzte 

Produktion in Laufkraftwerken abfedern. Die Produktion der Laufkraftwerke fällt im Winter auf 

30% bis 40% (des Stromverbrauches, niedrigstes Monat) zurück, die kalorischen Kraftwerke 

müssen mehr als 50% übernehmen (an kalten Wintertagen noch mehr). 

Dies hat zur Folge, dass schon für jeden gleichmäßig über das Jahr erforderten Strombedarf 

letztlich eine kalorische Reservekapazität bereitgehalten werden muss. Müssen sie primär für 

den Spitzenbedarf gehalten werden, dann werden sie wegen der geringen Auslastung umso 

teurer. Sind die Kapazitäten einmal vorhanden, so drängen sie nach Auslastung. 

Das Tagesprofil des Stromverbrauches zeigt ein breites Maximum am Vormittag und eine 

kleine Spatnachmittagsspitze (18-19 h). Der Tagesbedarf kann heute und im 

Jahresdurchschnitt leicht durch die Speicherkraftwerke "nachgefahren" werden. 

Wichtiger als das Ganzjahres-Tagesprofil ist das Tagesprofil In relativen Engpasssituationen. An 

kalten Wintertagen ist die Nachmittagsspitze oft höher (z.B. 16.1.85) als die breite 

Vormittagsspitze und knapp vor Mitternacht tritt noch einmal eine gleich hohe Spitze auf. 

Diese ist neu und wahrscheinlich auf den Betrieb von Elektroheizungen zurückzuführen (sie 

müsste allerdings durch Rundsteuerung zu glätten sein). An diesen Kältetagen erzeugen die 

kalorischen Kraftwerke mit minimalen tageszeitlichen Variationen den Großteil des Stromes. 

Ein kleiner Teil kommt aus Laufkraftwerken, den Tagesverlauf zeichnen die Speicherkraftwerke 

nach. 
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Jede generelle Verteuerung des Stroms würde die Nutzung von Strom zu Heizzwecken 

reduzieren, eine stärkere Verteuerung im Winter würde dies zusätzlich tun und damit vor allem 

kalorische Energie sparen helfen. Für eine zusätzliche tageszeitliche Variation spricht, dass in 

diesem Fall weniger Speicherkraftwerke (die besonders teuer sind) nötig wären. Jedenfalls 

wäre eine tageszeitliche Staffelung geeignet ein Anreiz zu besonders ökonomischem 

Verhalten in der Zeit des höchsten Kapazitätsrisikos zu setzen. Dieser Vorteil muss gegen die 

Kosten der Zähler abgewogen werden. Jede Erhöhung der "schaltbaren Leistungen" wäre 

ebenfalls ein Mittel zu ökonomischeren Ausnützung von Kraftwerken. 

5.7 Außenhandel und Inlandskapazitäten 

5.7.1 Gesamtenergiebilanz 

Österreich ist ein Nettoimporteur von Energie, 68% unseres Energieverbrauches stammt aus 

Importen. 

Wertmäßig stehen 1988 Importen von 25,5 Mrd. S Exporte von nur 5 Mrd. S gegenüber. Der 

Importüberschuss beträgt 1988 20,6 Mrd. S, er hatte Im Höhepunkt(1980) 58 Mrd. S betragen. 

Nach Energieträgern belastet der Bereich Erdöl- und Erdölprodukte die Handelsbilanz am 

stärksten. Die relative Importabhängigkeit bei Kohle und Erdgas ist ebenfalls bedeutend. 

Der wertmäßige Energieverbrauch beträgt ohne Mehrwertsteuer 1985 141 Mrd. S (ÖSTZA, 

1987). Davon entfallen 67 Mrd. S auf Erdölprodukte, 42 Mrd. S auf elektrische Energie. Gas mit 

16 Mrd. S und feste mineralische Brennstoffe mit 9 Mrd. S liegen schon weit zurück. Der 

durchschnittliche Energiepreis liegt bei 32 g/MJ. Brennholz ist die "billigste" Energie (2 1/2 Mrd. 

S, 6 g/MJ), gefolgt von Gas und Kohle. Fernwärme ist noch um die Hälfte billiger (20 g/MJ, 4 

Mrd. S) als Elektrische Energie. 

Unter den Ausgaben für Nutzenergie nehmen Raumheizung und Verkehr die Spitzenstellung 

ein (29,5% bzw. 27,5%). Prozesswärme benötigt 20%, Mechanische Arbeit 17% der 

Nutzenergie. Beleuchtungszwecke liegen mit 6% weit abgeschlagen (Starik − Turetschek, 

1987). 

Nach Sektoren tätigen die Haushalte fast die Hälfte der Energieausgaben (46,6%). Auf den 

industriellen Sektor (inkl. Bauwirtschaft, Energiewirtschaft) entfallen 26,4%. 

5.7.2 Außenhandelsbilanz bei elektrischer Energie 

Bei Strom ist Österreich nach der Außenhandelsstatistik mengen- und preismäßig ein Netto-

Exporteur. 

Mengenmäßig exportierte Österreich 1988 laut Außenhandelsstatistik 5,5 TWh und importierte 

2,7 TWh. Die Erlöse liegen Im Export höher (75 g) als im Import (47 g). Allerdings beinhaltet die 
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Außenhandelsstatistik nicht alle Importe und Exporte, insbesondere solche nicht, die auf 

Tauschverträgen beruhen. 

Die Import-Exportbeziehungen bestehen historisch aus zwei Teilen. Auf der einen Seite 

exportiert Österreich den reichlich vorhandenen Sommerstrom vor allem In den Osten und 

bezieht dafür im Winter Strom aus ausländischen kalorischen Kraftwerken. Andererseits 

arbeitet fast die Hälfte unserer "wertvollsten" Stromart, der Speicherkraftwerke: für den Export 

im Winter (vor allem in die BRD). Dies erfolgt auf Grund langfristiger Verträge, die teilweise 

noch über das Jahr 2000 hinaus reichen. Für Winterexportstrom in der BRD ergibt sich ein Erlös 

von 101 g/kwh. Dies ist erfreulich viel, wenn man von freien Kapazitäten ausgeht, Hegt aber 

deutlich unter den dynamischen Grenzkosten der in Osterreich erzeugten Winterenergie. 

Die Neuverhandlung bzw. die Nichterneuerung dieser Verträge sollte als Alternative zum 

Kraftwerksbau geprüft werden. 

5.7.3 Kapazitätsbeurteilung bei elektrischer Energie 

Die E-Wirtschaft hat den Versorgungsauftrag und muss auch unter ungünstigsten Umständen 

die Energieversorgung sicherstellen. Dies erfordert erstens infolge des unregelmäßigen 

Jahresrhythmus, zweitens wegen des Tagesrhythmus drittens wegen möglicher 

Nachfrageschwankungen und viertens wegen möglicher Produktionsausfälle Kapazitäten, 

die den Durchschnittsverbrauch weit übersteigen. 

Für die Abschätzung der derzeitigen Reservekapazitäten gibt es keine einzelne optimale 

Methode. Ein Weg ist es das Verhältnis der Kraftwerkskapazität an Engpasstagen (dem 

kältesten Tag eines Jahres oder auch eines besonders kalten Jahres) dem Stromverbrauch 

gegenüberzustellen. 

Der höchste Tagesverbrauch lag 1087 bei 6 518 MW, die installierte Kraftwerksengpassleistung 

bei 15 010 MW also 2,3 Mal so hoch. 

Für die Beurteilung der tatsächlichen Überkapazitäten ist zu berücksichtigen, 

• dass für 1 760 MW Bezugsverpflichtungen (an die BRD) bestehen 

• dass die erwartete Leistung der Laufkraftwerke im Jänner nur knapp über 50% liegt, die 

gesicherte Leistung nur knapp über einem Drittel (von 4.161 MW) 

• dass Reserven für Reparaturen notwendig sind (300 MW) und eventuell aus 

Umweltgründen Voitsberg 2 und 3 nicht gleichzeitig eingeschaltet werden sollen (300 

MW; dies ist allerdings eine sehr starre Regelung) 

Akzeptiert man alle diese Argumente mit ihrer Obergrenze verbleiben noch einmal über 3.000 

MW, die man als Niederwasserreserve, zusätzliche Ausfallsreserve oder als freie Kapazitäten 

betrachten kann. 

Geht man von der WIFO-Prognose einer Zunahme des Stromverbrauches von 25% bis zum 

Jahr 2000 aus und nimmt man an, dass diese für den Spitzenbedarf gleichermaßen wie für 

den Jahresverbrauch eintrifft, so würde dies einen Zuwachs von 1.600 MW bedeuten. 
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Vergrößert wird der Kapazitätsbedarf durch den Wunsch alte kalorische Kraftwerke außer 

Betrieb zu stellen (Planung: 357 MW zwischen 1987 und 1996). Vermindert wird der 

Kapazitätsbedarf durch die zusätzlichen Einspeisungsmöglichkeiten, sowie zentrale und 

dezentrale Kraft-Wärme-Kopplungen. 

Weiters gibt es die folgenden Möglichkeiten den Spitzenstrombedarf bei gegebenem 

Jahresnachfragewachstum zu verringern: 

• jahreszeitliche Differenzierung des Strompreises o tageszeitliche Differenzierung 

• Erwerb von kurzfristigen Abschattrechten (Verbesserung der Rundsteuerung für 

Nachtrom) durch EVU (mit Preisrabatten) 

• Höhere Einspeisungstarife für Spitzenzeiten (z.B. aus dezentralen Kraft-Wärme-

Kopplungen)  

• Auslaufen der Vertrage mit der BRD bezüglich Speicherkraftwerken 

• Importverträge für Spitzenstrom 

• Beschränkungen in der Nutzung von Strom für Wärme speziell im Winter (besonders für 

nicht abschaltbare Leistungen) 

Ebenso wirkt jede allgemeine Verteuerung von Energie, jede Erhöhung der Energieeffizienz, 

und Informationsstrategien Ober Sparmöglichkeiten verbrauchsenkend und schiebt den 

Zeitpunkt der Erreichung des Verbrauchsengpasses bei bestehendem Kraftwerkspark hinaus. 

5.8 Ziele der Energiepolitik 

Die Festlegung der Ziele der Energiepolitik kann letztlich nicht Aufgabe einer 

wissenschaftlichen Arbeit sein, sondern obliegt der Politik. Da jedoch die derzeitigen 

politischen Vorgaben unklar und teilweise widersprüchlich sind, werden zunächst die 

möglichen Aufgaben der Energiepolitik aufgelistet und in Relation zueinander gestellt und 

dann der Versuch gemacht aus einem politischen Leitsatz eine Priorität der 

energiepolitischen Ziele zu ermitteln (für einen ähnlichen Versuch siehe Teufelsbauer, 

Tarifarbeitskreis, 1989). 

5.8.1 Mögliche Ziel« der Energiepolitik 

A: Energiepolitik als internationale Wettbewerbspolitik 

Nach dieser Zielsetzung wäre kurzfristig der niedrigste Energiepreis der beste, da er einen 

Konkurrenzvorteil bietet. Längerfristig fördern niedrige Energiepreise allerdings den 

energieintensiven Sektor zu Lasten der Unternehmen, die hochwertige Arbeit, Know-how und 

neue Produkte entwickeln. Daher ist für Industrieländer mit mittlerem Einkommensniveau diese 

Zielsetzung der Energiepolitik nicht zu empfehlen (anders in der Phase des Wiederaufbaues) 

B: Energiepolitik als Sozialpolitik 



– 85 – 

   

Da Energie dem Grundbedürfnis des Wohnens und teilweise auch der Mobilität dient, wäre 

ebenfalls ein niedriger und stabiler Energiepreis günstig. Auch sollte der Energiepreis für 

Kleinabnehmer nicht höher sein als für Großabnehmer 

C: Energiepolitik als Autarkiepolitik 

Die zentrale Rolle der Energieversorgung für Produktion und Konsum lässt den Wunsch 

aufkommen eine gewisse Eigenversorgung eines Landes sicherzustellen. Hohe Inlandspreise 

für Energie fördern die Attraktivität für inländische Produzenten 

D: Schonung nicht erneuerbarer Ressourcen 

Der Großteil der Energieträger ist nicht erneuerbar ist, wenn auch die absolute Knappheit in 

der Regel sehr spät eintritt und die ökonomische Knappheit (Abbauwürdigkeit) durch höhere 

Preise veränderbar ist. 

E: Entlastung der Umwelt 

Energieproduktion und Energieverbrauch sind mit Emissionen verbunden. Geringere 

Energienachfrage. Nutzung schadstoffärmerer Energieträger, größere Energieeffizienz oder 

umweltschonende Erzeugungs- und Verwendungstechniken können diesem Ziel helfen. 

F: Energiepolitik als Gesellschaftspolitik 

Energie kann als derart zentraler Punkt des Lebens in der Industriegesellschaft betrachtet 

werden, dass die Energiebereitstellung und Verwendung das gesellschaftliche 

Gesamtkonzept wiedergeben soll. In einem sozialistischen Konzept müsste der Energiesektor 

ein Beispiel für Planung und gesellschaftspolitische Kontrolle sein. ln einem liberalen Konzept 

müsste er beispielgebend für Effizienz dezentraler Einheiten mit funktionierendem Preis und 

Wettbewerb sein. In einem ökologischen Konzept müsste er Vorbild für Ressourcensparen, 

Beachtung von Umwelteffekten und Sparwillen sein. 

5.8.2 Vorschlag für einen Leitsatz und seine Folgerungen 

Vorschlag: Energiepolitik soll so gestattet werden, dass sie der Wohlfahrtserhöhung der 

gegenwärtigen und der zukünftigen Generationen dient. 

Dieser Leitsatz klingt sehr vage, hat aber die folgenden konkreten Implikationen: 

1. Energie soll zu einem Preis verfügbar sein, zu dem die vollen Kosten abgedeckt sind, d.h. 

Produktions- und Verteilungskosten, aber auch alle externe Kosten also auch 

Umweltbelastung und die Erschöpfung der Ressourcen für die zukünftigen Generationen. 

Der Energiepreis soll weder aus "gesellschaftlichen" Gründen besonders hoch (Energiesparen 

ist kein Selbstzweck), noch aus sozialen Gründen oder solchen der Wettbewerbsfähigkeit 

besonders niedrig angesetzt werden. Er wäre aber sicher wesentlich höher als heute. 
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2. Der Leitsatz impliziert die Ausschöpfung aller Rationalisierungseffekte, damit die erreichbare 

Wohlfahrt je gegebenem Primärenergieinput relativ groß sein kann. Rationalisierung erstens 

im Verhältnis von Primärenergieeinsatz zu Energiedienstleistung. Zweitens im Verhältnis 

Umweltbelastung (etwa CO2) zu Dienstleistung. Die oben genannte Preisgestaltung steigert 

die Effizienz über einen höheren und zwar nach Umweltkosten differenziert höherer Preis. 

Darüber hinaus kann die Effizienz noch durch andere Maßnahmen (Forschungsaufträge, 

Information, Behördenauflagen) unterstützt werden. Wieweit dies nötig ist hängt u.a. von der 

raschen Durchsetzung der veränderten Preise ab. 

3. Der Autarkiegedanke hat generell keine hohe Priorität. Auf absehbare Zukunft ist Energie 

international nicht knapp und die Basis österreichischer Energieversorgung ist nicht schmäler 

als die anderer Roh- und Grundstoffe. Die Wasserkraft ist die Basis für einen gewissen 

Selbstversorgungsgrad, bei Wärmekraft kann ohnehin nur eine teilweise Autarkie erreicht 

werden (weil Vorprodukte wieder importiert werden müssen). Eine verbleibende Rücksicht 

auf Autarkie könnte in erhöhter Lagerung von Erdöl, Erdgas, Kohle ihren Niederschlag finden, 

nicht in Kraftwerken, die entgegen der wirtschaftlichen und ökologischen Rationalität Kohle 

verfahren. 

Eine internationale Energieknappheit ist unwahrscheinlich aber natürlich nicht mit Sicherheit 

auszuschließen. Politische Krisen in Ölversorgungsgebieten, radikale 

Atomenergieausstiegsszenarien (in Frankreich) könnten das heutige Bild andern. In diesem 

Fall ist jedoch zu erwarten, dass viele der heute möglichen angebots- erhöhenden und 

nachfragesenkenden Strategien international eingesetzt werden und dann auch in 

Österreich leichter durchsetzbar sind. 

4. Sozialpolitik soll in der Energiepolitik nicht über niedrige Preise Eingang finden. Dies würde 

der primären Wohlfahrtsüberlegung widersprechen, künstlich niedrige Preise stören heute die 

optimale Allocation und nehmen den nächsten Generationen Entwicklungschancen. Die 

sozial asymmetrische Wirkung in der Umstellung zu einer neuen Energiepolitik soll durch eine 

stärkere steuerliche Entlastung (bis zu negativer Einkommenssteuer, Erhöhung der 

Mindestpensionen) vorgenommen werden. Dies Ist effizienter im Sinne der Energiepolitik und 

bringt den schwachen Einkommen auch eine größere Wohlfahrtsgewinn (vgl. auch 

Zukunftswerkstätte: Energie für die nächsten hundert Jahre.) 

5. Wettbewerbsfähigkeit soll ebenfalls nicht über niedrige Energiepreise gefordert werden. Die 

Konkurrenzposition soll mitberücksichtigt werden, insofern als die Energiepreise nicht 

sprunghaft und ohne Kompensation erhöht werden. Erhöhte Energiepreise, die auf der 

anderen Seite in niedrigeren Steuern (Staatsausgaben, Löhnen oder anderen Kostenfaktoren) 

kompensiert werden, beeinträchtigen die kurzfristige Wettbewerbsfähigkeit nicht, und sind 

langfristig von Vorteil, weil sie den Strukturwandel fordern (effizienter als alle 

Subventionssysteme). 

6. Ob Energiepolitik eine gesellschaftliche Komponente haben soll, wird vom Leitsatz nicht 

entschieden. Gegenwärtig hat Energiepolitik eine Schlagseite in Richtung staatlicher 
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Lenkung. In der Wahl zwischen öffentlichem Eigentum oder staatlicher Regulierung werden 

heute in Osterreich weitgehend beide Instrumente angewendet. Dazu kommt noch eine 

Besteuerung, die sich nicht an den externen Effekten orientiert, sondern aus dem 

Finanzbedarf für den Straßenbau entstanden ist. Eine erfolgreiche Durchsetzung von 

Kosteneffizienz, niedrigen Preisen und ökologischer Ziele wurde mit der Doppelregulierung 

nicht erreicht, wohl aber die Sicherheit ausreichender Versorgung. 

Eine marktwirtschaftliche Umorientierung ist aus mehreren Gründen leichter geworden. 

Die soziale und wettbewerbspolitische Komponente kann effizienter durch die oben 

genannten Maßnahmen als Ober Regulierung und Eigentum abgewickelt werden. 

Die Voraussetzungen für ein natürliches Monopol, das reguliert werden muss, schwinden. 

Erstens durch die Verteuerung neuer Kapazitäten. Zweitens durch die dezentralen 

Einspeisungsmöglichkeiten. Drittens durch Konkurrenz mit dem Ausland. 

Wieweit eine Restregulierung notwendig ist hängt von der Frage ab, wie engagiert die 

Voraussetzungen für einen Wettbewerbsmarkt unter Berücksichtigung der zukünftigen 

Knappheit (von Ressourcen und Umwelt) geschaffen werden. Sind die Umweltkosten im Preis 

(z.B. durch eine Energiesteuer) enthalten, so sinkt der Regulierungsbedarf. Konkurrieren die 

Landesgesellschaften untereinander und mit dem Ausland, so werden sie Knappheit und 

Absatzwunsch besser abwägen als jede Preisbehörde. 

Die Entscheidungsfreiheit des Verbrauchers welche und wie viel Energie er verbrauchen will, 

muss nach Abbildung der Umwelt- und Knappheitskosten nicht mehr durch Verbote und 

Vorschriften beschränkt werden. Solange dies nicht geschehen ist, erzwingt der Leitsatz 

dirigistische Eingriffe. 

5.9 Maßnahmen 

5.9.1 Maßnahmen zur Effizienzsteigerung 

Diese Gruppe von Maßnahmen hat die erste Priorität, weil durch sie der Spielraum für 

Wohlfahrtserhöhungen vergrößert wird. Und dies ohne die Wettbewerbsfähigkeit und die 

sozialen Ziele auch nur ansatzweise zu gefährden. 

Zur Verringerung: Nutzenergie Je Dienstleistung 

• Effizienzsteigerung der Geräte (Haushalt, KFZ, Maschinen, EDV)  

• Information über Energieeffizienz auf Geräten 

• Einbau der Energieberatung in Konsumentenberatung 

• Schwerpunkt: Energie in Schul- und Ausbildungssystem  

• Energieforschungsschwerpunkt: Energiesparen  

• Energiesparberatung in herkömmlichen Berufen z.B. Rauchfangkehrer, Installateur, 

Maurer, Architekt, Zivilingenieur  
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• Sanierungsaktion der Energieeffizienz in Bundes- und Landeseigentum (Gebäude) 

• Behebung der Benachteiligung der Sanierungskosten gegenüber laufenden Kosten in 

öffentlichen Budgets 

stehe Untersuchung öffentlicher Schulen (Fantl)  

• Einbau der Energieeffizienz in Rechnungshofprüfungen  

• Vorbild der öffentlichen Hand bei Energieeffizienz in Neubauten  

• Publikation der erforderlichen Heizkosten je m3 bei öffentlichen Gebäuden (Norm und 

tatsächlich) in Wiener Zeitung  

• Schließung der Diskrepanz zwischen tatsächlichen Heizkosten und Werten laut Ö-Norm 

(tatsächliche sind doppelt so hoch) 

• Knüpfung der Wohnbauförderung an Energieeffizienz  

• Verbindung der Baugenehmigung mit energiewirtschaftlicher Beurteilung (durch privates 

Dienstleistungsunternehmen)  

• Heizkostenangabe in Kaufverträgen von Eigentumswohnungen 

• Garantierte Einhaltung des Ö-Norm-Energiebedarfes in Neubauten  

• Verbindung der steuerlichen Absetzbarkeit von Geschäftsräumen mit Energieeffizienz 

 

Zur Erhöhung der Nutzenergie je Primärenergie 

• Abwärmenutzung in kalorischen Kraftwerken 

• Kraftwärmekopplung: Überprüfung aller Pläne für neue I Kraftwerke hinsichtlich möglicher 

Wärmenutzung  

• Eventuell: Steuer auf ungenutzte Abwärme in kalorischen Kraftwerken (wenn es keine 

Energiesteuer geben sollte)  

• Dezentrale Blockkraftwerke auf Basis Kohle plus Wirbelschichttechnologie oder auf 

Gasbasis (Totem-Technologie)  

• Abwärmenutzung in Industrieanlagen: Verbesserte Einspeisungsbedingungen nach der 

Höhe der langfristig ersparten Kosten 

• Einstieg der heutigen Stromproduzenten in den genannten Markt  

• Abwärmenutzung in Haushalten  

• Erhöhung der Energieeffizienz in Erdölwirtschaft  

• Berechnung von Kfz-Steuer nach Energieeffizienz  

• Überprüfung der Energieeffizienz im öffentlichen Fuhrpark  

• Schließung der Kreisläufe in Produktion 

• Geräteaustauschaktionen  

• Produktdeklarationspflicht: Energieverbrauch von Geräten ist verpflichtend und 

standardisiert anzugeben  

• Verankerung von Sparzielen in öffentlichen Unternehmungen  
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• Energiesparberatungsprogramme forcieren  

• Energiesparberater dezentral in Unternehmen, Schulen, Wohnblocks (Aufnahme in 

Pflichten des Hausbesorgers, Entschädigung durch Energiesparberatungsentgelt) 

Zur Art der Maßnahmen: die meisten der vorgeschlagenen Maßnahmen können mit 

unterschiedlichen Methoden durchgesetzt werden. Normen, Gebote, Verbote, Regulierung 

auf der einen Seite, zweitens durch Anreize über Subventionen und drittens über die 

Anreizwirkung eines höheren Primärenergiepreises. Letzteres wäre die marktwirtschaftlichste 

Form. Wenn sie nicht durchsetzbar ist kämen Subventionen vor allem für Sanierungs- und 

Geräteaustauschaktionen in Frage. Auflagenlösungen kämen vor allem bei Neubauten 

privater .und öffentlicher Art in Frage. Sollte eine Primärenergieabgabe nicht möglich sein, so 

könnte man eine Abgabe in Relation zu nicht genutzte Abwärme in Kraftwerken und 

Großanlagen ins Auge fassen. 

Steigerung der ökonomischen Effizienz 

• Preissignale in Richtung in Richtung Knappheitskosten 

• Schritt in Richtung Grenzkosten statt Durchschnittskosten  

• Preisdifferenzierung Sommer-Winter (bei Strom, ev. auch bei Heizöl, Benzin, Stadtgas) 

• Preisdifferenzierung nach Tagesablauf (keine hohe Priorität) stärkere Tarifbemessung 

nach tatsächlichem Verbrauch z.B. Kfz nach gefahrenen Kilometern, Strom nach 

Verbrauch (Richtung eingliedrigem Tarif, vgl. Wiener-, oder SAFE-Modell, linearer oder 

progressiver Arbeitspreis  

• Überprüfung der Sonderpreise für Großabnehmer 

• Grundtarif soll - wenn beibehalten - nach Leistung im Knappheitszeitpunkt bemessen 

werden (z.B. nach der höchsten* 96 Stundenleistung" im Winterhalbjahr, Beispiel: BRD), 

nicht wie bisher nach nicht energetischen Einheiten (Raumzahl etc) 

Verschärfung des Wettbewerbes und damit der ökonomischen Effizienz z.B. zwischen 

Ölfirmen, zwischen Landes EVU, zwischen alternativen Anbietern 

• durch Common Carrier Systeme, 

• durch Aufhebung der Importverbote, 

• durch Wiederverkaufsrecht von Energie, 

• durch Privatisierung, 

• durch Einspeisungsverträge nach tatsächlich entfallenden Kosten, 

• durch verstärkte Informationspflichten (gläserne Taschen), 

• durch Anwendung des Kartellgesetzes bei abgestimmtem Verhalten 

• durch Beendigung der Diskriminierung von Gasölimporten 

5.9.2 Maßnahmen zur Erhöhung der Umweltvertraglichkeit 

Umweltprobleme in der Produktion von Energie 
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Verschärfung der Auflagen oder Emissionssteuer in Raffinerie 

Senkung des Schwefelgehaltes bei Heizöl schwer und leicht 

Senkung des Schadstoffgehaltes bei Diesel 

Jährliche Überprüfung (grünes Pickerl) bei LKW 

Absaugen des CxHy in Tankstellen 

Reduktion der Emissionen bei Erdgasgewinnung und -Verteilung 

Überprüfung der Verluste in der Produktion, im Transport und in der Verteilung von Erdgas 

und Erdölprodukten (siehe Batelle Studie in BRD) 

Forcierte Reservestellung und Stilllegung von alten kalorischen Kraftwerken (schon geplant 

357 MW, zwischen 1987 und 1996, Ausbauprogramm 1987)  

Minimale Nutzung der kalorischen Kraftwerke sofern andere Kraftwerke verfügbar (heute im 

Sommer noch 10% kalorisch)  

Verbesserung der Verbundstruktur (Gesamtoptimierung über Preise)  

Beseitigung des Kohle-Nutzungszwanges (bei gleichzeitigen Importen − OKA, SAFE, etc. 

müssen inländische Kohle nutzen, (natürlich gibt es Preis- und Qualitätsdifferenzen) 

Weitere Verbesserung der Filterung der kalorischen Kraftwerke  

Berücksichtigung der Umweltverträglichkeit beim Wasserbau Strenge Normen und 

Überprüfungen bei dezentralen Blockkraftwerken mit fossilen Brennstoffen  

Reduktion der Emissionen beim Tanken (Steuerrabatt für Tankstellen mit Rücksaugung von CO  

Maßnahmen zu Optimierung bei Einzelheizungen 

Neudefinition des Berufsbilds des Rauchfangkehrers  

Grätzelweise Überprüfungsprogramme der Einzelöfen durch Energieberater (Überlegung der 

Kombination mit Billigkreditaktion der lokalen Banken bei Sanierung) 

5.9.3 Maßnahmen zur Senkung des Verbrauchswachstums 

Nach Emissionen und Erneuerbarkeit gestaffelte Primärenergieabgabe: 

Energie hat eine Preiselastizität (Unterschiede nach Energieart siehe Wohlgemuth) von 

ungefähr 0.3. Eine Erhöhung des Energiepreises um ein Drittel hat einen Verbrauchrückgang 

von 10% zur Folge. Dies wurde bedeuten, dass der Energieverbrauch bei einer Verdoppelung 

des Energiepreises einen Rückgang um ca. 30% .Damit könnte das Verbrauchsniveau im Jahr 

2005 um rund ein Fünftel niedriger als heute liegen. 

Vorschläge für Energieabgaben liegen zahlreiche vor. Sie unterschieden sich hinsichtlich 
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• Volumen der Abgabe  

• Zahl der Energieträger  

• Primärabgabe, Endverbraucherabgabe  

• Differenzierung nach Erneuerbarkeit  

• Differenzierung nach Emissionen (alle Emissionen oder CO2)  

• Differenzierung nach Inlandsverfügbarkeit  

• Differenzierung nach Nutzungsgrad Zweckbindung oder Aufkommensneutralität  

• Bei Aufkommensneutralität: Unterschiede in den zu kompensierenden Steuern 

Als Denkanstoß soll hier eine 

A. Primärenergieabgabe vorgeschlagen werden, 

B. nach Emissionen und Erneuerbarkeit differenziert. 

C. Die Einnahmen sollen voll durch eine Senkung anderer Steuern kompensiert werden 

D. Die Energiepreise sollen im Durchschnitt um ein Fünftel steigen (sanfte Variante) bzw. um 

40% (harte Variante) 

E. Im Einführungsrhythmus soll das Umfeld berücksichtigt werden, eine erste Stufe (Hälfte der 

sanften Variante) könnte aber ohne Gefährdung der Wettbewerbsposition isoliert 

durchgeführt werden (qualifizierte Vorreiterposition). Die harte Variante ist heute noch nicht 

durchführbar und auch nicht nötig. 

F: Durch die Einnahmen sollen den Faktor Arbeit belastende Abgaben gesenkt werden 

Begründung: 

A: Eine Primärenergieabgabe soll vom ersten Benutzer im Inland eingehoben werden 

(Produzent oder Importeur). Im Verhältnis zu einer Endenergieabgabe hat das zwei Vorteile. 

Erstens die geringe Zahl der Abgabenschuldner. Zweitens fördert sie die Effizienz Im 

Umwandlungssektor. Die nicht durch Effizienzsteigerung reduzierbare Primärenergie wird sich 

kostenmäßig im Endverbrauch niederschlagen. 

B: Die Differenzierung soll nicht zu kompliziert sein, damit die Abgabe karten hohen 

Verwaltungsaufwand erfördert Die Staffelung bildet aber in der Tendenz die Umwelt-

Verträglichkeit und die Erneuerbarkeit ab. 

Drei Stufen sotten unterschieden werden: 

• keine Steuer auf nicht erschöpfbare Primärenergie 

• mittlerer Satz für Wasserkraft, Gas  

• hoher Satz auf Erdöl, Erdölprodukte, Kohle 

Für alternative Zuordnungen siehe Kopetz, Payer, Glatz. Die relative Verteuerung der 

Primärenergie soll so angesetzt sein, dass sie in der sanften Variante bei heutiger 

Energieeffizienz die Endenergie in der ersten Stufe unverändert lässt (Biomasse, Fernwärme, 
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Solarenergie), auf der zweiten Stufe (Wasserkraft, Gas) um 15% und auf der dritten Stufe um 

30% verteuert. Gewichtet mit dem Energieverbrauch auf allen drei Stufen bedeutet das eine 

Preissteigerung der Energie um ca. 20%. Die Steuereinnahmen betragen ca. 30 Mrd. S (beide 

Etappen der sanften Variante). 

Die Steuersätze sind nach Energieträgern und damit nach der umweltbelastenden Wirkung 

unterschiedlich. Zuordnung und Ausmaß orientieren sich an der durchschnittlichen 

Umwettvertraglichkeit des Energieträgers, wobei das Ausmaß der Differenzierung einen 

gewissen Ermessensspielraum beinhaltet (wie bei jeder Steuer z.B. der derzeitigen 

Mineralölsteuer). Die Belastung der Wasserkraft z.B. könnte mit dem Argument entfallen, dass 

sie im Prinzip eine erneuerbare Ressource ist. Allerdings ist sie erschöpfbar in dem Sinn, dass es 

ein maximal ausbaubares Potential gibt und ein Teil von diesem zukünftigen Generationen 

reserviert werden sollte. Weiters bedarf jedes Laufkraftwerk der Ergänzung durch ein 

kalorisches Kraftwerk (im Winter, thermo-hydraulischer Verbund). Das rechtfertigt den 

mittleren Satz. Für eine noch stärkere Belastung könnte man bei extremer Besorgnis um Auen 

und Artenvielfaft sein. Auch die Befreiung der Fernwärme ist eine energiepolitische 

Entscheidung. 

C: Volle Kompensation setzt voraus, dass in der Höhe der Einnahmen auf Primärenergie 

andere Steuern gekürzt werden müssen. Eine Aufkommensneutralität im Zeitpunkt der 

Einführung würde langfristig eine Verringerung der Einnahmen der Energiesteuer bedeuten. 

Andererseits hat auch die Steuersenkung, z.B. bei einer lohnabhängigen Abgabe, eine 

Erhöhung der Bemessungsabgabe zur Folge (die Zunahme der Beschäftigung). Auch sinken 

durch die Erhöhung der Beschäftigung die Arbeitslosigkeit und die Staatszuschüsse für die 

Pensionsversicherung. Letztlich sinken auch die Umweltschäden und ihre Kompensation über 

Budgetausgaben. 

Als Kompensationsobjekt bieten sich die Mehrwertsteuer, die Sozialabgaben oder die 

Lohnsummensteuer an. Die Verringerung der Sozialabgaben entspricht vor allem auch dem 

Wunsch den Faktor Arbeit zu entlasten, die Reduktion der Mehrwertsteuer ist im 

Zusammenhang mit dem EG Verbund nötig, die Gewerbesteuer ist ein österreichisches 

Spezifikum, dessen Abschaffung schon lange gewünscht wird (allerdings müsste durch eine 

andere Abgabe das Interesse der Gemeinden an Betriebsansiedlungen gewahrt bleiben). 

Um einen konkreten Vorschlag zu machen soll im ersten Schritt (Hälfte der sanften Variante) 

die Lohnsummensteuer abgeschafft werden (ca. 7 Mrd. S) und die Arbeitnehmerbeiträge zur 

Sozialversicherung um etwa zwei Prozentpunkte (ca. 9 Mrd. S) gekürzt werden. Beides senkt 

die Kosten des Faktors Arbeit und zusammen ist die Verteilungsneutralität gegeben. Die 

entfallenen Einnahmen für Gemeinden und für die Pensionen werden aus den Einnahmen 

der Energiesteuer getätigt. Die Steuerumschichtung bedeutet keine Kürzung der 

Gemeindeeinnahmen und keinen Sozialabbau. Für die zweite Hälfte der sanften Variante 

wäre wahrscheinlich vor allen an eine Senkung der Mehrwertsteuer zu denken 

(Handlungsbedarf wegen der niedrigeren EG-Sätze). 
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E: Selbst eine Energiesteuer im Alleingang Österreichs verschlechtert nicht generell die 

Wettbewerbsfähigkeit. Sofern sie bei anderen Steuern voll kompensiert wird, steht einem 

belasteten Sektor (energieintensiver Sektor) ein entlasteter (arbeitsintensiver Sektor) 

gegenüber. Dennoch ist für den energieintensiven Sektor alleine eine Verschlechterung 

gegeben. Diese industriepolitisch langfristig nicht unerwünschte Preisverschiebung kann 

kurzfristig durch einen Strukturfonds abgefedert werden, der günstige Kredite bei radikalen 

Verfahrensänderungen gewährt Ein schrittweiser Übergang in einer Etappenlösung würde das 

Problem ebenfalls sehr stark reduzieren. 

Erleichtert wird die Einführung einer Energieabgabe dadurch, dass auch in den anderen 

Ländern Energiesteuern diskutiert werden (BRD, Schweden, Schweiz) bzw. schon vorhanden 

sind (Dänemark, Niederlande). Ein kleiner Schritt voraus durch Österreich würde einerseits 

geringe wettbewerbspolitische Folgen haben und andererseits international blockierte Kräfte 

für die Abgeltung externer Kosten freimachen. Strukturpolitisch wäre eine Energiesteuer 

wirksamer als alle bisherigen Versuche im Rahmen der direkten Investitionsförderung 

(Subventionen) den Verarbeitungsgrad der österreichischen Wirtschaft zu erhöhen. Das 

sozialpartnerschaftliche System in Osloreich garantiert auch, dass Lohnkosten, Energiekosten 

und Arbeitszeit als kumulierte Belastung gesehen wird und die Gesamtkosten in Relation zur 

Produktivität stehen. Das ertaubt die Vorteile einer qualifizierten Vorreiterposition (neue 

Produkte, neue Technologien, schneller Strukturwandel) zu nützen. 

Dennoch sollte m.E. von der vorgeschlagenen sanften Variante eigenständig vorerst nur der 

erste Schritt durchgeführt wird. Für den zweiten Schritt ist die Entwicklung in den anderen 

Ländern abzuwarten und wieweit Österreich seine Mehrwertsteuer an die EG anpassen muss. 

Neben der sanften Variante (Anstieg um durchschnittlich ein Fünftel, Volumen 30 Mrd. S), 

könnte man sich langfristig eine härtere Variante (Anstieg der Preise um durchschnittlich 40%, 

Volumen 60 Mrd. S) vorstellen. Die härtere Variante müsste nur realisiert werden, wenn die 

Effizienzsteigerung geringer ausfällt als erwartet oder die Importmöglichkeit ernsthaft 

gefährdet ist. Sie ist auch nur im internationalen Gleichschritt vorstellbar. In diesem Fall könnte 

man sich auch die Kombination einer (niedrigeren) Energiesteuer mit einer CO2-Abgabe 

vorteilen. 

Die Senkung des Nachfragewachstums durch andere Maßnahmen als die Verteuerung 

durch eine Energiesteuer würden unter Effizienzsteigerung gebracht. Sparpotentiale durch 

technischen Fortschritt, Geräteaustausch, Informationen und veränderte Verhaltensweisen 

wurden oben genannt. Eine der Ursachen warum trotz des technischen Fortschrittes in der 

Energieeffizienz der Gesamtenergieverbrauch nicht sinkt liegt nach einer gerade in 

Ausarbeitung befindlichen Schweizer Studie darin, dass eine Erhöhung der spezifischen 

Energieeffizienz wie eine Preissenkung wirkt und wieder den Verbrauch anregt. 
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5.9.4 Senkung notwendiger Kraftwerkskapazität durch Nachfrageglättung 

Derzeit werden im Elektrizitätsbereich Kapazitäten in der Höhe des zweifachen Wertes des 

maximalen Tagesverbrauches und damit des vierfachen Durchschnittsverbrauches als 

notwendig betrachtet. 

Dieses Verhältnis kann verbessert werden durch folgende Strategien: 

Jahreszeitliche Variation des Strompreises (diese führte in geringem Ausmaß zu einer 

Verschiebung des Verbrauchs, aber zu einer größeren Effizienz in der Knappheitsperiode) 

tageszeitliche Variation (hat heute keine hohe Priorität, aber sollte für die nächste 

Zählergener8tion einplant werden) 

Rundsteuerungs- und Abschattrechte u.a. bei Elektroheizungen 

Preisbemessung an Höchstverbrauch z.B. am höchsten von 96 Stundenverbrauch (fuhrt zu 

Sparsamkeit in Kälteperiode ev. auch zu zweitem Heizsystem) 

5.9.5 Angebotserhöhende Strategien 

Günstige Tarife für Einsparungen: amerikanische Erfahrungen zeigen (bei aller 

Unterschiedlichkeit der Energielage), dass dadurch Angebote in der Höhe von 40% der 

konventionellen Elektrizitätserzeugung eingelangt sind. Für Österreich müsste ein Potential 

über 10% des Energieangebotes gegeben sein. 

• Industrieanlagen 

• Kraftwärmekopplungen 

Neue Energiequellen: 

• Solarenergie (Beispiel: auf Lärmschutzwänden der Autobahn, wie in der Schweiz) 

• Biomasse (Holz, Stroh, Biogas, Energiepflanzen, Müll,  

Vorausschätzungen ergeben bis zu 20 oder 40% der heutigen Verbrauchsmenge 

5.10 Zusammenfassung 

Nach den derzeitigen Strukturen und Preisen wird der Energieverbrauch bis zum Jahr 2000 um 

7% wachsen, die konjunkturelle Erholung in Verbindung mit den niedrigen Preisen lässt sogar 

einen höheren Anstieg als möglich erscheinen. 

Durch Effizienzverbesserung in Produktion und Nutzung könnte der Primärenergieeinsatz im 

Verhältnis zur Nutzenergie um vorsichtig geschätzt 5 Prozent verbessert werden (heute 

beträgt die Nutzenergie weniger als die Hälfte der Primärenergie). 

Die Energienachfrage könnte durch Preiserhöhung, durch Beendigung des degressiven 

Abnehmertarifes, durch technischen Fortschritt, durch verbesserte Information, durch mehr 

ökonomische Rationalität und veränderte Verhaltensweisen verringert werden. Durch die 
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Kombination einer "sanften Version" der Energiesteuer (Verteuerung um ein Fünftel, 3 Stufen, 2 

Etappen) und die anderen nachfragedämpfenden Strategien zusammen müsste ein 

Rückgang der Nachfrage nach Nutzenergie gegenüber dem Prognosewert um wieder 

vorsichtig geschätzt 5% möglich sein. 

Zusätzlich gibt es Wege die Nachfragestruktur mit der Angebotsstruktur besser in Einklang zu 

bringen. Die Kapazitäten der Elektrizitätsunternehmen, die heute mehr als doppelt so hoch 

wie der Tageshöchstverbrauch sind (sein müssen), können durch jahreszeitliche Variation 

(ergänzt um kurzfristige Knappheitskomponenten wie z.B. einen 96 h Tarif) näher an diesen 

herangeführt werden. 

Angebotserhöhung durch bisher nicht genutzte Energieträger kann durch Verwendung von 

Abwärme, durch neue Produzenten, neue Energieträger erfolgen. Das Ausmaß »st schwer 

abzuschätzen, dürfte aber bei kostenorientierten Einspeisungssätzen und höheren 

Energiepreisen ebenfalls mindestens bei 5% liegen (es gibt auch Prognosen, die weit darüber 

liegen). 

Innerhalb der Energieträger kann eine deutliche Reduktion bei den fossilen Energieträgern 

erreicht werden und bei diesen wiederum zu emissionsärmeren Verfahren übergegangen 

werden. Es wird • mit dem genannten sanften Weg nicht möglich sein die Stromnachfrage 

absolut konstant zu halten. Allerdings gab es bisher freie Kapazitäten, es bieten sich neue 

Produzenten an, «in System mit mehr Wettbewerb und Knappheitssignalen könnte den Bedarf 

an neuen Kraftwerken weit hinausschieben und die schon gesunkenen Emissionen noch 

einmal stark reduzieren. Eine Reduktion der derzeitigen Exporte der wertvollsten Stromart oder 

potentielle Käufe am europäischen Markt kamen als Zusatzstrategien noch hinzu. 

Das vorliegende Teilkapitel hat sich überproportional mit Problemen der Elektrizitätswirtschaft 

beschäftigt. Es folgt damit der Struktur der Literatur. Auch kann das damit "entschuldigt" 

werden, dass Probleme bei anderen Energieträgern in anderen Teilgebieten behandelt 

werden (Verkehr, Chemie). Alterdings dürfte die Gewichtsverteilung der Literatur nicht dem 

ökologischen Bedarf voll entsprechen. Den ökologischen Folgen und der Effizienz in der 

Produktion, der Verteilung aber auch des technischen Potentials bei den fossilen Brennstoffen 

sollte zukünftig mehr Aufmerksamkeit geschenkt werden. 

Anhang 

Reform der Organisation und der Regulierung der Elektrizitätswirtschaft 

Die Regulierung der Elektrizitätswirtschaft ist heute eine mehrfache. Bund und Länder sind 

Eigentümer des Großteils der Produktion und der Energieverteilung. Der Strompreis, 

Einspeisungsregelungen, das Wettbewerbsverhalten, die Versorgungspflicht, 

Gebietsmonopole und vieles mehr sind durch Gesetze oder Verwaltungsakte geregelt. 

Die Notwendigkeit der Regulierung hat stark abgenommen: 
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Das Argument stark fallender Kosten mit der Größe der Kraftwerke ist nicht mehr 

uneingeschränkt gültig (Industrieeinspeisungen, dezentrale Blockkraftwerke). Insbesondere 

liegen die Kosten neuer Großkraftwerke in der Regel deutlich über denen bestehender 

Kraftwerke (die absehbaren Erzeugungskosten in Hainburg, Engelhartstetten, Wildungsmauer 

liegen jeweils deutlich über 5 S, mit steigender Tendenz) 

Energie ist z.Z. in Österreich und international ausreichend vorhanden, sodass keine Zuteilung 

aus sozialen oder industrieökonomischen Gründen notwendig ist. Spitzen können aus 

Reserven und aus Importen gedeckt werden. 

Dem früheren Ziel Energie möglichst billig zu gestalten und . Gleichzeitig maximale Reserven 

zu planen, stehen heute ökologische Ziele gegenüber. Monopolgewinne können mit anderen 

Methoden verringert werden (neue Aufgaben, Energiesteuer) als mit Preisobergrenzen 

Dennoch benötigt eine Entregulierung bestimmte Rahmenbedingungen: 

A: Rahmenbedingungen, die die Entstehung von Monopolgewinnen verhindern oder  

B: die die Monopolgewinne wohlfahrtserhöhend nutzen  

C: die die Duplizierung von Fixkosten (Leitungen) verhindern 

Ad A: Die Konkurrenz zwischen den Landesgesellschaften und den Sondergesellschaften wird 

dann verschärft, wenn die Gebietsmonopole aufgehoben sind (heute ist dies bei den 

Sonderabnehmern teilweise der Fall). Wenn zusätzlich die Einspeisung von dezentralen 

Energieproduzenten (Industrie, Blockkraft) und der Import zu den vermiedenen langfristigen 

Kosten erfolgt, so pendelt sich eine Grenzkostentarifierung ein, wobei allerdings die Kosten 

dieser Energiequellen und nicht die höheren der neuen Großkraftwerke preisbestimmend 

sind. 

Ad B: Die Ertragssituation der Elektrizitätswirtschaft ist im Durchschnitt der Jahre und über die 

Gesellschaften recht günstig (wie es die Theorie für Teilmonopolisten erwartet). Da viele 

Gesellschaften mit einem bestehenden, teilweise abgeschriebenen Kapitalstock arbeiten 

und neue Kraftwerke kaum mehr gebaut werden, ergeben sich freie Finanzierungsmitteln 

(Cash-Flow). Ein Privatunternehmen würde diese Mittel in eine Akquisitionsstrategie oder in 

Portefeuilleanlagen nach der höchsten Rendite investieren. Die teilverstaatlichte 

Elektrizitätswirtschaft verwendet es − wie die Theorie es ebenfalls prognostiziert − für 

Reservekapazitäten, höhere Löhne und Dividenden etc. Der Eigentümer hat darauf reagiert, 

indem er das Energiesparziel als zusätzliche Unternehmensaufgabe (in der Mehrzahl der 

Landesgesellschaften) definiert hat. Der Wirtschaftsminister hat 1989 zusätzlich 

Abfallbeseitigung, Wasserversorgung und die Donauraumgestaltung als Ziele zur Diskussion 

gestellt (entsprechende Beschlüsse der Gesellschaftsorgan© fegen schon vor). 

Ad C: im Transport (Leitungsnetz) gibt es noch Kostendegression. Deswegen und wegen der 

ökonomischen Ineffizienz mehrerer Leitungsnetze musste ein Common Carrier Netz angestrebt 

werden. Ein Eigentümer (ev. der Verbund), betreut das Leitungsnetz und hebt Gebühren ein. 
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Jeder der einspeisen will, kann dies tun. Eine ähnlich Regelung strebt die EG an, wegen 

unterschiedlicher Überkapazitäten der einzelnen Länder ist sie politisch nicht leicht 

durchzuführen. 

Die Betrauung der E-Wirtschaft mit der Aufgabe des Energiesparens und der 

Umweltschonung gehört zu den ältesten Vorschlägen. Denkt man an wertere Aufgaben, so 

muss man überlegen, warum die bisherige Prioritätensetzung nicht gelungen ist. 

Eine Hypothese ist, dass man nicht gleichzeitig Energie verkaufen und Energiesparen 

propagieren kann. Dieses Argument ist rational betrachtet nicht unbedingt richtig. Der 

Verkauf einer geringeren Menge zu einem höheren Preis (infolge des Kombiproduktes kwh 

plus Sparleistung) kann einen höheren Gewinn ergeben, besonders wenn die Grenzkosten 

hoch sind und die Preiselastizität gering ist. Wenn ein Unternehmen nahe an die 

Kapazitätsgrenze kommt {und eine Versorgungspflicht hat) wäre das Kombiprodukt 

gewinnerhöhend. In der österreichischen Praxis haben gerade freie Kapazitäten die 

Sparbemühungen begrenzt, allerdings zeigen sich Unterschiede nach Landesgesellschaften 

entsprechend der Nähe der Knappheitsgrenze (OKA Effizienzprüfungen, SAFE neuer Tarif, 

Rundsteuerung und Wärmedämmungsvorschriften bei E-Heizung). 

Eine zweite Erklärungshypothese besteht darin, dass erfolgreiches Verkaufen zur Bedingung 

hat, dass der Verkäufer sich mit seinem Produkt identifiziert. Das Aufzwingen des Sparzieles 

von außen und die Verbindung mit öffentlichen Vorwürfen stellt für jede neue Aufgabe eine 

Hypothek dar. Eine Implementierung eines neuen Geschäftszieles bedarf auch dafür 

ausgebildeter Mitarbeiter und auch ein Anreizschema indem die Sparberater entsprechend 

dem Einsparungserfolg entlohnt werden. 

Es wäre zu überprüfen, ob die neuen Ziele (inkl. Sparziel!) nicht in Form von eigenständigen 

Gesellschaften besser durchgeführt werden könnten. Diese könnten ihre eigene Motivation 

und ihre Corporate Culture entwickeln, die Verträge des Managements und der Belegschaft 

könnte am Umsatz der "Spar-Division" gemessen werden. 

Die Elektrizitätswirtschaft könnte dann eventuell die folgende Struktur haben: Die bisherige 

Verbundgesellschaft ist die Konzernzentrale einer Holding: sie hat verschiedene Töchter: 

• eine "Verteilertochter", die die Verbundfunktionen und die Betreuung und den Ausbau 

des Leistungsnetzes als Aufgabe hat 

• mehrere Produktionstöchter z.B. die bisherigen Sondergesellschaften aber auch 

dezentrale Produktionsanlagen (Blockkraftwerke, Kraft-Wärme- Kopplungen); ev. 

könnten die kleineren Töchter plus einer Leasinggesellschaft für dezentrale 

Kleinkraftwerke als eigenes Unternehmen geführt sein 

• eine Spardivision, die Sparpläne entwirft, finanziert und die Durchführung überwacht 

• eine Engineering Holding., die den Kraftwerksbau und die Technik zur Minderung der 

Emissionen in Kraftwerken in Länder exportiert, die weit hinter dem ökologischen 

Standard der österreichischen Kraftwerke zurückliegen 
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• eine Abfallverwertungsgesellschaft, die die Sammlung und energetische Nutzung von 

Abfällen übernimmt 

• plus. ev. eine Fremdenverkehrsholding 

Diese Struktur soll keineswegs von außen aufgezwungen werden. Es sind auch Varianten 

denkbar mit mehreren konkurrierenden Gesellschaften, wobei es eine dritte Gesellschaft zur 

Verteilung der Energie gibt (die nicht Muttergesellschaft ist). Die Strukturüberlegungen sollen 

nur einen Anstoß dazu geben, wie man die hervorragenden unternehmerischen und 

qualifikationsmäßigen Kapazitäten der E-Wirtschaft in einer Weise nutzt, die mit der 

notwendigen Anreizstruktur, wie sie in der modernen Unternehmensforschung, verlangt wird, 

vereinbar ist. Energiesparen mit Augenzwinkern ist ökonomisch und ökologisch ineffizient. 

Neue Aufgaben sind in einem Unternehmen nur zu bewältigen, wenn es eine strenge 

Trennungsrechnung gibt. Dies gilt auch für den Verkauf von Energie auf der einen Seite und 

den Verkauf von Sparvorschlägen auf der anderen Seite: 

6. Wasser  

6.1 Einleitung 

Österreich ist reichlich mit Wasser ausgestattet. Es kann 98% des Trinkwasserbedarfes aus 

Quell- oder Grundwasser befriedigen, die BRD muss vergleichsweise schon 40% aus 

Oberflächenwasser decken. 

Mit der zunehmenden Verschmutzung des Grundwassers durch Eintragungen aus dem 

Oberflächenwasser, der landwirtschaftlichen Bodennutzung, undichten oder illegalen 

Deponien und undichten Kanalisationssystemen kann es zu einer Entwertung von Trinkwasser 

kommen (Mitterndorfer Senke). Durch zunehmende Oberflächenversiegelung, übermäßigen 

Verbrauch und ausgedehnte Kanalisationssysteme kommt es auch zur Senkung des 

Grundwasserspiegels. 

Die Schadstoffeintragungen werden in Einwohnergleichwerten (EGW) gemessen, also 

Abwassermengen, die von einem Menschen (inkl. Haushaltsabwässer) verursacht werden. 

Österreichweit fallen ohne Landwirtschaft, Zersiedelung und Straßenabwässern 29 Mio. EGW 

an. Davon stammen 9 Mio. aus der Zellstoff- und Papierindustrie, 5 Mio. aus der Nahrungs- und 

Genussmittelindustrie, 4 Mio. aus der Chemischen Industrie. 

Von der Gesamtbelastung werden 14 Mio. einer Klärung zugeführt. 

70% der Haushalte und 30% der Industrie- und Gewerbebetriebe sind an Kläranlagen 

angeschlossen. 
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6.2 Verschmutzung von Seen und Flüssen 

Die Datenlage ist generell am Wassersektor nicht sehr befriedigend. Es scheint aber 

festzustehen, dass sich in den letzen Jahren die Belastung der Fließgewisser trotz großer 

Reinigungsaufwendungen und beachtenswerter Einzelbeispiele verschlechtert hat. Die Güte 

der Fließgewässer hängt nicht nur von den eingebrachten Schadstoffen, sondern auch von 

der Selbstreinigungskraft der Gewässer ab. Diese wurde durch Flussbegradigungen, Ufer- und 

Hochwasserverbauungen stark in Mitleidenschaft gezogen: in einer Untersuchung über die 

Ufervegetation in Niederösterreich kann diese nur noch bei 5% der Flüsse als natürlich 

bezeichnet werden, bei 33% ist sie beeinträchtigt und bei 28% zerstört. 

Dagegen hat sich sowohl vom hygienischen Standpunkt (Indikator: Zahl von Escherichia Coli 

in 100 ml Wasser) als auch vom limnologischen Standpunkt (Phosphorgehalt in mg pro 

Kubikmeter als Nährstoffgehaltanzeiger) der Zustand der meisten Seen gegenüber den 

sechziger Jahren verbessert (Gerhold, 1989). Die Seensanierung nahm großteils in den 

sechziger Jahren ihren Anfang, teilweise reichte sie in die siebziger Jahre hinein. Sammler und 

Ortsnetze sowie Kläranlagen wurden gebaut, Verbesserungen (z.B. Ausfällen des Phosphors) 

sind zusätzlich möglich. Die Kosten der Seensanierung beliefen sich bis Inkl. 1987 auf 12,5 Mrd. 

S. Zu zwei Drittel wurden Mittel des Wasserwirtschaftsfonds genutzt, mit einem Viertel war meist 

das Bundesland beteiligt. 

Der Bau von Kläranlagen löst teilweise das Abwasserproblem, schafft aber gleichzeitig das 

Problem von nicht mehr abbaubaren Stoffen im Klärschlamm. Wieder zeigt sich, dass eine 

nachträgliche Sanierungstechnik das Problem nur teilweise löst und wesentlich ineffizienter ist 

als eine Vermeidungstechnik. 

Die Zahl der in und rund um Gewässer ausgestorbenen oder bedrohten Tiere und Pflanzen 

steigt. Trockenlegung von Feuchtgebieten und Flussbegradigungen sind großteils mit 

öffentlichen Mitteln unterstützt worden. Einzelwirtschaftlich betrachtet ist diese Vorgangsweise 

oft noch rational (Flächenvergrößerung), von einem volkswirtschaftlichen oder ökologischen 

Standpunkt jedoch nicht. Das Umdenken hat schon eingesetzt (ygl. Erhöhung der Zahl der 

Biotope in Niederösterreich, Änderungen in der Förderung, Feuchtbiotopvorlage im 

Parlament). 

6.3 Das Instrumentarium 

Von den umweltpolitischen Zielen werden für Abwasser vielfach eine Kombination von 

Steuern und Umweltstandards eingesetzt. Manchmal gibt es ergänzende Subventionen. 

Abwasserabgaben gibt es in der BRD, Frankreich den Niederlanden und Italien in 

unterschiedlicher Höhe, mit unterschiedlichen Erträgen und Verwendung derselben (Leo, 

Katzmann). Sie sind nicht ganz leicht zu administrieren und die Schätzung des Verhältnisses 

der Einnahmen zu den Kosten variiert stark (das hängt z.T. davon ab, wie man den 
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Verwaltungsaufwand, der zur Überprüfung der Auflagen und für zur Steuereinhebung 

notwendig ist, verbucht). 

In Österreich ist die wasserrechtliche Genehmigung (Leo, Katzmann) derzeit das zentrale 

Instrument in der Wasserpolitik, um Höchstwerte für Einleitungen zu definieren. Das 

nächstwichtigste Instrument ist der Wasserwirtschaftsfonds, der an der Verbesserung des 

Zustandes der Seen entscheidenden Anteil hat. In der Folge war er allerdings auch an 

Projekten beteiligt, die vordergründig eine Verbesserung gegenüber einer sehr schiechten 

alten Anlage gebracht haben, aber letztlich die Lebensdauer von emissionsintensiven 

Betriebsteilen in Österreich verlängert haben (Zellstoffwerke). Auch wurde die Umstellung auf 

ökologische Flussgestaltung, differenzierte Betrachtung von Regulierungen, Schutzbauten 

versäumt. 

Für die Zukunft wird eine Abwasserabgabe vorgeschlagen, die schrittweise die Einleitung von 

Schadstoffen verteuert. Die Abgabe soll die Verwaltungskosten deutlich übersteigen. Zur 

Kontrolle sollte- neben Eigenmessungen der Einleiter - die Möglichkeit untersucht werden, 

private Firmen über Auftrag der Wasserrechtsbehörden in die Überwachungstätigkeit 

miteinzubeziehen. Durch die Mehrfachnutzung der Geräte (Messungen für mehrere 

Gemeinden, Unternehmen, überregionales Tätigkeitsgebiet) und durch die Spezialisierung 

dieser Unternehmen konnten sich beträchtliche Einsparungen ergeben. Damit können 

Spezialisten und neueste Geräte kombiniert werden und gleichzeitig neue Arbeitsplätze 

geschaffen werden. Diese Firmen können auch von Dritten - betroffenen Bürgern - beauftragt 

werden, Kontrollproben gegen Bezahlung zu ziehen (Vollzugsdefizite müssen nicht immer 

durch Greenpeace aufgedeckt werden). 

Die Möglichkeit Verschmutzungszertifikate für bestimmte Russe auszugeben sollte überprüft 

werden. Jedenfalls sollte es einer Firma möglich sein sich finanziell an der Kläranlage einer 

anderen Firma oder einer Gemeinde zu beteiligen, wenn es dadurch möglich ist mit den 

gleichen Kosten eine eineinhalbfache Reduktion der Emissionen zu erreichen. 

Der Wasserwirtschaftsfonds sollte verstärkt für abwasser- und schadstoffvermeidende neue 

Techniken eingesetzt werden und die Renaturierung von Flussläufen fördern. Die Ziele des 

Fonds sollten ebenso wie die des Umwettfonds klar formuliert sein. Letzterer sollte besonders 

für die Verbreitung von radikal neuen Techniken eingesetzt werden. Die ökologische und 

ökonomische Effizienz beider Fonds . (noch besser einer zusammengelegten und politikferner 

gestatteten Förderinstanz) ist alle drei Jahre von einer unabhängigen stelle zu überprüfen 

(Institut für Ökologie, Wirtschaftsforschungsinstitut). 
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7. Der Verkehr aus umweltpolitischer Sicht 

7.1 Einleitung 

Eine ausführliche Analyse des Verkehrssektors bringt Schopf im zweiten Teil der vorliegenden 

Studie. 

Verkehr dient einerseits dem menschlichen Bedürfnis nach Beweglichkeit und räumlicher 

Ungebundenheit, anderseits ist er Mittel zur Erfüllung von Wohnbedürfnis. Arbeitsleistung, 

Einkommenserzielung und Freizeitverwendung. Das erstgenannte Bedürfnis regt dazu an 

zunehmenden Verkehr uneingeschränkt als zusätzlichen Wohlstand zu interpretieren. Die 

zweite Gruppe deutet an, dass die notwendigen Verkehrsleistungen doch beeinflussbar sind, 

nämlich durch die räumliche Gestaltung von Städten, durch die Organisation der 

Arbeitsteilung, durch Anordnung von Freizeiteinrichtungen. 

7.2 Tendenzen In der Verkehrsentwicklung 

Die Anzahl der Wege und die dafür verwendete Zeit nimmt über lange Frist gesehen nicht zu, 

wohl aber liegt die pro Weg und pro Jahr zurückgelegte Entfernung heute wesentlich höher 

(pro Jahr 1000 mal so hoch wie 1850, Schopf, 1989). Noch immer ist aber ein Viertel der Wege 

kürzer als 2km und 55% kürzer als 5 km, also eine Entfernung die technisch zu Fuß oder zu Rad 

zurückgelegt werden könnte. 

Für die Gesamtemissionen entscheidend sind die gefahrenen Kilometer ( wenn auch die 

Konzentration in den Ballungsgebieten besonders unangenehmem empfunden wird). Mehr 

als die Hälfte der Jahreskilometer werden in Fahrten mit mehr als 25 km Distanz zurückgelegt. 

Die LKW - Fahrtleistungen betragen nur ein Sechstel der PKW -Fahrtleistungen. 

Der LKW übernimmt 67% des .Transportaufkommen, erbringt aber − da er schwerpunktmäßig 

für den Nahverkehr eingesetzt wird − nur 38% der Transportleistungen. Bei der Schiene sind es 

mit 18% bzw. 34% umgekehrt. 

Der Transitverkehr beträgt nur 10% des Transportaufkommens (bei der Transportleistung 20%). 

Die Bahn erreicht in der Verkehrsleistung (d.h. nach Kilometern) die Straße fast, allerdings wird 

gemessen in Tonnen doppelt soviel über die Straße transportiert (21,6 Mio. t gegen 9,7 Mio. t). 

Diese Zahlen zeigen, dass dem Brennertransit regional Bedeutung zukommt, dass aber von 

der Gesamtproblematik und insbesondere von der Emissionsproblematik dem 

"hausgemachten" PKW- und LKW-Verkehr die wichtigste Bedeutung zukommt. Der hohe 

Anteil der Bahn am Transit zeigt gleichzeitig, dass die Bahn prinzipiell die benötigte 

Verkehrsleistung erbringen kann. Noch einmal unterstrichen wird das dadurch, dass bei 

Fehlen einer Autobahn der allergrößte Teil Ober die Bahn geht Bei der Neugestaltung der 

Wirtschaftsbeziehungen zu den liberalisierten Ostlindern und beim Bau der Ostautobahn wird 

der Beibehaltung der Anteile der Bahn Augenmerk zu schenken sein. 
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7.3 EG und Verkehr 

Die Entstehung des EG Binnenmarktes wird − unabhängig ob Österreich Mitglied wird oder 

nicht − das Verkehrsaufkommen deutlich erhöhen. Mit jährlichen Zuwachsraten von den 

Transit und 4% -5% muss für den Transitverkehr und für den gesamten LKW-Verkehr gerechnet 

werden. Die Intensivere Arbeitsteilung und der ungehinderte Warenaustausch sind 

Grundfaktoren für den vermuteten wirtschaftlichen Erfolg des Binnenmarktes. 

Verkehrsleistungen werden im Binnenmarkt schneller und billiger werden und − ohne neue 

verkehrspolitische Maßnahmen − auch häufiger In Anspruch genommen werden. Es werden 

allerdings auch Verkehrsleistungen entfallen, wenn die EG sich zu immer höherwertigen 

Produkten und Dienstleistungen umstrukturiert, da ein großer Teil der Verkehrsleistungen im 

Bereich zwischen erster und zweiter Verarbeitungsstufe ganz aus industrialisierten Regionen 

ausgelagert wird. Doch ist dieser Effekt aus heutiger Sicht kleiner. Es gibt weiters 

Berechnungen nach denen die Straße durch den Binnenmarkt Marktanteile gegenüber der 

Bahn gewinnen wird, da der Wettbewerb unter den Frachtern zunehmen wird 

• durch Wegfall von Zugangsbeschränkungen 

• durch die Freigabe von Tarifen 

• Zulassung von Kabotage (Binnentransport durch Ausländer)  

• Ende der LKW Kontingentierungen im grenzüberschreitenden Verkehr 

Diese Entwicklung ist weitgehend unabhängig davon, ob Österreich Mitglied der EG wird 

oder nicht. Insbesondere bei jeder Form der "weitgehenden Annäherung" wie sie ais 

politisches Minimalziel angestrebt wird ist sie gegeben. Unterschiede bestehen nur insofern als 

Österreich ohne Mitgliedschaft 

• die interne und ausländische Konkurrenz etwas länger abschotten kann 

• Regelungen wie Tonnen-Höchstgrenzen und Importkontingente eigenständiger festlegen 

kann 

Allerdings geht ohne Mitgliedschaft die Möglichkeit verloren 

• die Verkehrspolitik der EG mitzugestalten und  

• verlorene inländische Marktanteile im Ausland zurück zu gewinnen 

Die wichtigste Schlussfolgerung aus dem steigenden Transportvolumen durch den EG-

Binnenmarkt und dann auch der Öffnung des Eisernen Vorhanges ist es, die Herausforderung 

des Anstieges der Verkehrsleistungen und der Verbilligung des Straßengütertransportes zu 

einer grundsätzlichen Neuorientierung zu verwenden. 

Es ist zu überlegen, ob die Verbilligung, die sich aus der Konkurrenzverschärfung einerseits und 

dem Zeitgewinn durch reduzierte Grenzkontrollen andererseits ergibt, nicht abgeschöpft 

werden soll und in Investitionen der Bahn verwendet werden soll. 

Es Ist zu überlegen, ob das zu erwartende Verkehrsaufkommen mit dem liberalisierten Osten 

nicht jetzt schon In Richtung Bahn gestattet werden könnte. 
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Es ist zu überlegen, wie man die Konkurrenzelement® bei der Bahn verstärken kann (da ja der 

Sektor Bahn nach den Prognosen deswegen vertiert, weil die Konkurrenz auf der Straße 

erfolgreich verschärft wird). Ein Minimalvorschlag wäre erstens die Messung des Erfolges der 

ÖBB nicht nur am Defizit, sondern primär am Marktanteil (z.B. Transportleistungen) und 

anderen quantifizierbaren Indikatoren vorzunehmen. Eventuell könnte man auch ein 

Kontrollorgan ähnlich den amerikanischen Public Utility Commissions beigeben, in dem die 

Benutzer der Bahndienstleistungen ein Mitspracherecht bekommen Bahnleistungs-Beirat). 

Letztlich sollte auch die Möglichkeit für Frachter nicht außer acht »lassen werden sich 

kapitalmäßig an der Bahn oder einzelner ihrer Einrichtungen (Huckepack, Division) zu 

beteiligen um ein finanzielles Interesse zu erzeugen. Die Anregung Puweins, ein 

multinationales Bahnentwicklungsunternehmen mit dem Ausbau des Bahnnetzes zu 

betrauen, ist ebenfalls überprüfenswert. 

Optimal wäre, wenn diese Umgestaltungen EG-weit und mit finanzieller Unterstützung der EG 

stattfinden wurde und wenn die Umgestaltung über die Steigerung der Attraktivität der Bahn 

und nicht über Verbote und Beschränkungen im Verkehrsbereich stattfinden könnte. 

Vorzuschlagen wäre für die Zeit, in der es noch LKW-Kontingente gibt, diese nicht gratis 

herzugeben, sondern zu versteigern (Vorschlag Gantner, Socher, Tschurtschenthaler, Puwein). 

7.4 Die Emissionen 

Die Umweltproblematik des Verkehrssektors besteht im Energieverbrauch und in den 

Emissionen, zusätzlich noch in seiner Trennwirkung, dem Lärm und den Betriebsabfällen. 

Ein Viertel des Energieverbrauches entfällt auf den Verkehrssektor. Davon 85% auf den 

Straßenverkehr und 40% auf den PKW-Verkehr. 5,7 Mrd. Liter Treibstoff pro Jahr wird 

verbraucht. Der mengenmäßige Schadstoffausstoß des Verkehrs ist absolut größer als jener in 

den anderen Wirtschaftssektoren, wobei schon absehbare gesetzliche und technische 

Veränderungen dazu führen werden, dass der Verkehr bis 1995 die "rote Laterne" an den 

Kleinverbraucher abgeben wird. Gereiht nach der Schädlichkeit (Toxidität) bleibt der Verkehr 

(inbesondere wenn man auch die Verdunstung hinzurechnet, vgl. Schop,f 1989, Tabelle 13) 

voran. Die EG-Frage wird die Entwicklung der spezifischen Emissionen nach heutiger Sicht 

nicht berühren. Für die Emissionsregelung bei KFZ zeichnet sich eine Annäherung an, bei LKW 

sind die Regeln schon heute ähnlich, für einspurige Fahrzeuge werden die strengeren 

österreichischen Normen beibehalten werden können. 

Verkehr übt eine Trennwirkung für viele Tierarten aus. 680 km2 sind Versiegelt", durch 

Einrechnung von landwirtschaftlichen Wegen und weiterer Fassung der Verkehrsfläche (inkl. 

Banketts etc) werden es 1.4oo bzw. 2.780 km2 sein (Schopf, 1989). 

Der Lärm setzt sich aus Motorgeräusch, Rollgeräusch und Fahrtwind zusammen. Für den 

Lärmbereich besitzt Ostereich jetzt die höchsten Standards. 
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Betriebsabfälle bestehen aus Blei, Schmierstoffen, Reifenabrieb, Fahrbahnabrieb und 

Auftausalzen. Neuzulassungen müssen heute bleifrei sein, doch wird das höhere Benzol als 

gesundheitsgefährdend gesehen. Der an Stelle von Streusalz in Wien verwendete Streusplitt 

reizt wieder die Atemwege. In beiden Fällen zeigt sich dass der Ersatz einer schädlichen 

Substanz durchsetzbar ist, doch auch nicht immer problemlos ist. 

7.5 Kostenvergleich Schiene Straße 

Der Verkehr sowohl von Schiene wie auch auf der Straße ist hoch subventioniert Das ist 

historisch mit der Funktion der Verkehrswege für Militär und Staatsgewalt verbunden. Die 

Subventionierung hat sich dann gehalten, weil Mobilität, Beweglichkeit und regionaler 

Ausgleich für die Staatsbürger und für die Wirtschaft als meritorisches Gut angesehen wurde. 

Auch heute, wo dies sicher nicht mehr unumstritten ist, muss getrachtet werden bei 

verkehrsmindernden Strategien nicht entlegene Gebiete zu benachteiligen. 

Nach den direkten Kosten je km sind Schiene und Straße ungefähr gleich hoch subventioniert 

Nimmt man externe Kosten wie Lärm, Emissionen, Unfälle und astethische Einflüsse hinzu, so 

sinkt der Deckungsgrad der Straße. Allein die Unfallskosten je Personenkilometer betragen auf 

der Straße 54g, auf der Schiene 7g. Eine PKW Fahrt von 100 km verursacht Unfallkosten von 

30 S, den Treibstoffpreis je Liter würde dies mit 3 S belasten (nicht der ganze Betrag sind 

externe Kosten, weil der Autofahrer die Versicherung zahlen muss). 

7.6 Die Lösungsstrategie 

Wir folgen der von Schopf entwickelten dreistufigen Lösungsstrategie: 

• der wichtigste Punkt ist, die umweltverträglichen Verkehrsmitteln relativ attraktiver zu 

machen. Im Fernverkehr bedeutet das, die Bahn schneller, servicefreundlicher zu 

machen und ihre 'Komplementärfunktionen' tu entwickeln. Im Stadtbereich liegt der 

Schwerpunkt in der Raumgestaltung. 

• an zweiter Hierarchiestufe steht die Verringerung der negativen Auswirkungen je 

Leistungseinheit 

• an dritter Stelle die Minimierung der Immissionen 

In der Strategie zur Verminderung des Verkehrsaukommens gibt es einerseits den nicht 

marktwirtschaftlichen Weg der Verbote (autofreie Tage, Fahrverbote in Zonen, etc), und 

− andererseits − die attraktive Gestaltung der Alternativen zum PKW bzw. LKW Verkehr. 

Für den PKW Verkehr auf Kurzstrecken (Stadtverkehr) liegt der Schlüssel - nach den Gedanken 

von Schopf - in der Raumgestaltung. Bisher hat die Flächenwidmung In der Stadt immer das 

Ziel gehabt Platz für den PKW Verkehr und für das Abstellen des PKW auf der Straße oder In 

der Nähe der Wohnung zu finden. Der Raum für Fußgänger und Fahrräder wurde immer mehr 
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eingeschränkt, letztlich sind auch Radwege zu Lasten von Fußwegen (halber Gehsteig) ein 

Schritt in diese Richtung. 

Wichtigstes Anliegen der innovativen Vision von Schopf ist es, den ruhenden Verkehr von der 

Straße wegzubekommen und damit Platz für Fußgänger und Radfahrer zu schaffen. 

Zentral dabei ist der Gedanke die (meist unterirdischen) Parkplätze für die PKW nicht 

individuell im Wohnbereich zu schaffen, sondern in kleineren Zentralen vielleicht 200 m vom 

Wohnbereich und zwar möglichst dort wo auch der Anschluss des öffentlichen Verkehrsmittels 

ist. Dann fällt die entscheidende Attraktivität des Autos für den Kurzverkehr weg, nämlich dass 

es den kürzeren und bequemeren Zugang zum Verkehrsmittel hat Es wird dann nur noch 

gewählt werden, wenn es wirklich im Fahrtweg Vorteile hat Zu den Wohnhäusern kann man 

zufahren (um Lasten oder Personen heranzubringen), aber es gibt dort keine Parkplätze. 

Der Gedanke gewinnt bei näherer Betrachtung an hoher Attraktivität. Wenn es dadurch 

möglich ist, fast den ganzen ruhenden Verkehr von der Oberfläche wegzubringen, so wird 

der unattraktive Zugang zum PKW doch verschmerzbar. Die gesamte Wohnumwelt verändert 

sich durch die neugewonne Fläche. Und wenn man genau rechnet (man tut es aber nicht), 

so hat man in den Innenbezirken von Wien doch nach erheblicher Dauer der Parkplatzsuche 

oft einen erheblich größeren Zugangsweg als 200300m. Aber wenn er besonders weit ist, 

steigt man heute trotzdem in den PKW, well man erwartet am Abend einen viel näheren 

Parkplatz zu finden. Straßenparken an Steile von Parkgaragen kosten nach Schopf jährlich 20 

Mio. Liter Treibstoff. Aus der Sicht der Entscheidungsfreiheit ist der Vorschlag ebenfalls 

ansprechend, da ja die Benützung des Autos dort wo sie Vorteile hat weiter möglich Ist, 

jedoch die Begünstigung, die es bisher gehabt hat, zurückgenommen wird. 

Die Idee, dass der Stadtraumgestattung und Insbesondere dem ruhenden Verkehr primäre 

Beachtung geschenkt werden soll, ist theoretisch schon relativ gut ausgearbeitet. Es seilten 

die Kosten der Umgestaltung berechnet und dam könnte in einem räumlich begrenzten 

Experiment mit der Durchführung begonnen werden. 

Für die Übergangszeit zum neuen Raumgestaltungssystem und für den Rest des ruhenden 

Verkehrs, der nicht verbannt werden kann, soll in der Innenstadt eine flächendeckende 

Aufteilung von Parkautomaten (wie in der Linzer Innenstadt) vorgenommen werden. In 

sensiblen Regionen könnte der Parkometer mit einer "Laterndl-Steuer" (nach Schweizer 

Muster) kombiniert werden, wo Fahrzeugbesitzer ohne Garagenplatz (nicht nur im Haus) 

einen Beitrag zum Garagenbau leisten. 

Vorrang von Stadterneuerung vor Stadterweiterung ist bekannt, soll aber als Postulat 

wiederholt werden, das auch das Verkehrsaufkommen mindert. Supermärkte und andere 

Zentraleinrichtungen, sollen immer auf ihre verkehrsschaffende Wirkung überprüft werden. 

Schopf erwägt auch eine Energieabgabe pro geschaffenen Parkplatz z.B. bei Supermärkten. 

Neben der attraktivem Gestaltung der Fuß- und Radwege, soll das Angebot der öffentlichen 

Verkehrsmitteln attraktiver gestaltet werden: 
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• kurze behinderungsfreie Zugänge 

• dichtes bedarfsgerechtes Haltestellennetz 

• Parkmöglichkeiten bei großen Anknüpfungsstellen 

• Bike and Ride Möglichkeiten 

• eigene Fahrspuren, Vorrangregelungen 

• Forcierung des Servicegedankens bei Öffentlichen Verkehrsträgem 

• Behindertengerechte Gestaltung aller Verkehrsträger 

Beim Bahnausbau ist nicht der Maximierung der Höchstgeschwindigkeit das Ziel, sondern die 

maximale Haus zu Haus Reisegeschwindigkeit. Ihre Komponenten sind: 

• möglichst hohe Netzgeschwindigkeit 

• geringe Zeitverluste beim Umsteigen  

• Fahrplanmäßigkeit  

• häufige Bedienung  

• bequeme Erreichbarkeit  

• bequeme Einstiegsmöglichkeit 

Beim Individual-Kfz-Verkehr werden folgende Maßnahmen vorgeschlagen: 

Umlegung der KFZ Steuer und ev. auch der Versicherungsprämie auf die tatsächlich 

gefahrenen Kilometer. Dies wäre die erste Priorität in einer Zielhierarchie, die auf ihre 

Durchführbarkeit geprüft werden sollte. In Schweden wird das Modell mit plombierten 

Kilometerzähler für Dieselfahrzeuge schon angewandt, in der Schweiz unter gern Schlagwort 

Öko-Bonus diskutiert. Der Kilometerstand wird dann bei der jährlichen Überprüfung (Pickerl) 

vom Kfz-Mechaniker bestätigt. Zusätzlich könnte der Hebesatz (mit dem die Kilometer 

multipliziert werden) nach PS oder nach Schadstoffwerten der Type unterschiedlich sein. 

Eine kilometerabhängige Gebühr ist wichtig, weil sie alleine die Kosten einer zusätzlichen Fahrt 

erhöhen kann. Jede Fixkostenbelastung führt eher dazu, dass die gefahrenen Kilometer 

billiger werden. Die Belastung des Treibstoffes selbst hat ihre Grenzen in der 

Importmöglichkeit. Sollte eine kilometerabhängige Steuerbemessung nicht (noch nicht) 

möglich sein, wäre eine Umlegung auf PS möglich oder eine Bemessung nach Schadstoffen 

(die letztere gibt es heute noch nicht auf den Typengenehmigungen!). 

City Maut; Befahren der Innenstadt nur mit einer am Auto anzubringenden Zusatz-Pickerl 

bessere Überwachung der bestehenden Tempolimits 

Überlegung der Verringerung des Limits auf 80/100 km/h, ev. nach Regionen und Tageszeit 

gestaffelt (8% Treibstoffeinsparung); Tempolimit für Nicht Katalysatorfahrzeuge 

Weitere Vorschläge zu PKW, LKW und Schifffahrt siehe Schopf.  

Vorschläge zu Verringerung der Emissionen je gefahrenen Kilometer 
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Erhöhung der Kapazitätsauslastung durch höhere Besetzungszahlen der privaten KFZ 

(ergeben sich teilweise durch Verteuerung, teilweise durch zentralere Garagen, restliche 

Versicherungs-, Rechts-, und Steuerprobleme sollten lösbar sein) 

Verringerung der Geräuschemissionen auf einheitlich 80 Dezibel bis 1993 

Häufigere Kontrollen und Nummerntafelentzug bei manipulierten Auspuffanlagen 

(Standgeräuschmessung)  

Flüsterasphalt 

Senkung der Abgasgrenzwerte für LKW (nach Schweizer Muster), bessere Kontrolle 

Senkung der Partikelgrenzwerte beim Diesel auf Schweizer Niveau, technische Lösung durch 

Russabscheider in Sicht (auch für Landwirtschaft, Vorbildfunktion Öffentlicher Hand) 

Verringerung der Verdunstungsverluste auf allen Ebenen, in der Raffinerie, an den Tankstellen, 

und in neuen Fahrzeugen durch Aktivkohlefilter 

Eliminierung des Bleis durch ein anderes Additiv im Superbenzin für Altfahrzeuge 

Senkung des Benzolgehaltes von 5% auf 1% 

Förderung der 'Alternativtechnologien'': Elektromotor und Hybridantrieb 

Forcieren des Umstiegs von Dienstautos auf Elektroantrieb durch Steuerbegünstigung oder 

fiktive Betriebskosten: ein großer Teil der Fahrten von Dienstwagen ist innerstädtisch 

(Botendienste, Sitzungstermine) 

8. Luft  

8.1 Überblick über Luftschadstoffe 

Luftverunreinigende Stoffe sind nach der Definition der Akademie der Wissenschaften alle 

Stoffe, die die natürliche Zusammensetzung der Luft verändern. Sie können gasförmig 

(Schwefeldioxid, Stickstoffdioxid), fest (Staub) oder auch flüssig sein (Schwefelsäuretröpfchen 

im Nebel, Katzmann, 1986). 

Schwefeldioxid ist Luftschadstoff dem früh die Aufmerksamkeit geschenkt wurde 

(Leitsubstanz). Er entsteht beim Verbrennen von Kohle und Öl, die Belastung tritt daher 

besonders in Ballungsgebieten und im- Winter .auf. Für empfindliche Personen (bei 

Kreislaufkrankheiten, bei Kindern) können insbesondere bei Kombination mit anderen 

Belastungen (im Smog) gesundheitliche Probleme entstehen, bei Pflanzen wird 

Assimilationsgewebe und Wachstum gestört und Störungsanfälligkeit erhöht, 

Gebäudeschaden werden ebenfalls primär dem SO2 zugeschrieben. 
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Die SO2-Emissionen erreichten Anfang der achtziger Jahre ihren Höhepunkt und sind seither 

um die Hälfte gesunken. Hackl prognostiziert bis 1995 abermals einen Rückgang um 50%. 

Hauptemittent waren mit je rund einem Drittel die kalorischen Kraftwerke und die 

Industriefeuerungen, der Sektor der Kleinverbraucher erreichte einen Anteil von gut 25%. Bis 

1995 dürft sich das Verhältnis auf je rd. 40% für Industrie und Kleinverbraucher verändern. Den 

Rest werden sich kalorische Kraftwerke und Verkehr mit je 8% teilen. 

Stickoxide (NOx) kommen vorwiegend als Stickstoffmonoxid und Stickstoffdioxid vor. Sie 

entstehen aus dem Kraftfahrzeugverkehr und beim Verfeuern aller Arten von Brennstoffen. 

Dabei entsteht zunächst vorwiegend Stickstoffmonoxid, aus dem dann in der Außenluft 

großteils Stickstoffdioxid gebildet wird. Dieses schädigt die Lunge, wobei diese Wirkung nur bei 

sehr hoher Konzentration als nachgewiesen gilt (Katzmann, 1986). 

Unter den Verursachersektoren überwiegt der Verkehr mit rund 3/4 aller Emissionen. Bislang 

haben alle Bemühungen nur zu einer Stabilisierung geführt, bis 1995 rechnet Hackl mit einer 

Reduktion um 30%. 

Oxidantien ist der Sammelbegriff für alle jene Schadstoffe, die erst in der Atmosphäre aus 

Stickoxiden und Kohlenwasserstoffen durch chemische Reaktionen unter der Einwirkung von 

Sonnenlicht entstehen. Leitsubstanz dieser Gruppe ist das Ozon, dessen Bedeutung in 

Zusammenhang mit dem Waldsterben und Gesundheitsschäden immer deutlicher wird. 

Neben Ozon entsteht eine Menge anderer schädigender Substanzen wie Salpetersäure, 

organische Säuren, Aldehyde, Peroxide. Paradoxerweise kann das während des Tages 

entstehende Ozon auf Grund des NOx Ausstoßes des Straßenverkehres am Abend m der 

Stadt abgebaut werden, während es in Reinluftgebieten zu Akkumulation und zu weit 

höheren Belastungen kommt 

Kohlenmonoxid entsteht bei allen unvollständigen Verbrennungen von organischen 

Materialien und ist extrem giftig, da es die Sauerstofftransportfähigkeit des Blutes blockiert. Es 

stellt insbesondere in unmittelbarer Nähe zur Emissionsquelle eine Gefährdung dar, vor allem 

im Straßenverkehr und durch schlecht eingestellte Heizöfen. An der Luft wird es relativ rasch 

zu CO2 umgewandelt und tragt zum Treibhauseffekt bei. 

Kohlendioxid entsteht beim Verbrennen organischer Materialien. Beim Verbrennen fossiler 

Brennstoffe bedeutet dies eine Netto-Anreicherung und einen Beitrag zum Treibhauseffekt. 

Beim Verbrennen von Biomasse steigt ebenfalls der CO2- Gehalt der Luft, geht man von der 

Annahme einer gleich hohen Aufforstung aus, so bleibt kein Nettoeffekt Ober. 

Kohlenwasserstoffe entstehen bei schlechter Verbrennung kohlenstoffhaltiger Brennstoffe wie 

Motorkraftstoffe, Heizöle, Kohlen, Koks, Holz und Erdgas. Weitere Quellen sind organische 

Lösungsmittel (z.B. in Lacken) und Benzindämpfe. Wichtigste Quellen sind Kfz-Verkehr, 

Hausbrand und Lösungsmittelanwendung. 

Fluorkohlenwasserstoffe und Chlorwasserstoff 
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Über beide und Insbesondere FCKW wurde im Kapitel über globale Umweltprobleme 

berichtet. 

Staub 

Stäube bestehen aus einer Vielzahl von chemischen Substanzen. Anorganische 

Verbindungen {wie z.B. Quarzstaub) gehören zu dieser Gruppe ebenso wie organische 

Verbindungen (z.B. polyzyklische aromatische Kohlenwasserstoffe), ebenso Elemente (z.B. 

Schwermetalle). Besonders Blei, Cadmium, Quecksilber, Chrom werden als 

gesundheitsschädlich angesehen. 

Polyzyklische aromatische Kohlenwasserstoffe (PAH) sind gefährliche Bestandteile des 

Staubes. Wenn sie mittels Feinstaub in die Lunge gelangen, können sie die Krebshäufigkeit 

erhöhen. 

8.2 Verursacher und Tendenzen 

Daten über die "klassischen" Luftschadstoffe sind relativ gut abgesichert: Für SO2, CO, Staub 

und CxHy liegen sie nach Hackl bis 1948 zurück vor. Seit der ersten Umweltdatenbank des 

Österreichischen Statistischen Zentralamtes (1982) sind sie regional und jahreszeitlich stark 

disaggregiert verfügbar. Es gibt leichte Unterschiede in der Zuordnung nach 

Verursachergruppen (Überblick: Christian, 1987), jedoch sind diese nicht gravierend. 

Im internationalen Vergleich der SO2-Emissionen liegt Österreich mit 18,25 kg/Kopf und 1,65 

t/km2 an drittletzter bzw. fünftletzter Stelle unter 20 Ländern. Im wahrscheinlich 

aussagekräftigeren Pro-Kopf-Vergleich liegen nur die Schweiz und Island günstiger. Leider 

zählen die CSSR, DDR und Ungarn zu den negativen Spitzenreitern mit ungefähr der 

zehnfachen Menge der Emissionen. Es wird daher die Faustregel angewandt, dass eine 

Halbierung der Emissionen in Osterreich nur zu einer Reduktion der Immissionen von 20% führt. 

In einem internationalen Rechenmodell wurden für Österreich folgende Massenströme für 

atmosphärischen Schwefel errechnet. Von den In Österreich entstehenden 

Schwefelemissionen von 81.000 t wurden 58.000 t über die Grenze ins Ausland verfrachtet. 

175.000 t wurden aus dem Ausland importiert; das ergibt für Österreich eine Deposition von 

198.000 t. 

In einem internationalen Vergleich der Zentren von Großstädten ist die Position von Linz und 

Wien schlechter als von Brüssel, Athen. London und Stockholm und auch als die in den 

Vergleich einbezogenen amerikanischen und kanadischen Großstädten. 

Bei Stickoxiden hingegen liegt Österreich mit 27,5 kg/Kopf und 2,48 t/km2 im besseren 

Mittelfeld. Länder mit niedrigem Einkommen und extensiver Bevölkerung liegen günstiger, die 

BRD und die Schweiz haben deutlich höhere Konzentrationen. Bei Staub Regen Frankreich 

und die Schweiz deutlich günstiger, im Vergleich mit allen anderen Ländern schneidet 

Osterreich gut ab. 
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Zeitliche und methodische Unterschiede in der Messung schränken alle genannten 

internationalen Vergleiche etwas ein. Das gleiche gilt natürlich auch für die superlangfristigen 

Hochrechnungen und Prognosen für Österreich. Will man dennoch aus den Daten eine 

Schlussfolgerung ziehen, so zeigen sich als Problemgebiete sicher die innerstädtische 

Belastung durch die Kleinverbraucher und die Emissionen des Verkehrs bzw. im industriellen 

Bereich die jeweils "neuen" Schadstoffträger, die Spurenelemente und ihre Kumulation. 

8.3 Maßnahmen 

Teilweise wurden die Maßnahmen zur Luftreinhaltung in den sektoralen Strategien bezüglich 

Verkehr, Waldsterben, Chemie sowie unter den juridischen Strategien angeschnitten und 

müssen nicht wiederholt werden. Insbesondere sind alle Strategien zur Verkehrsminderung, zur 

Verlagerung auf schadstoffärmere Träger und auf Emissionsreduktion je Fahrteinheit und 

Träger für die Verbesserung der Luftqualität entscheidend.  

Das rechtliche Instrumentarium ist ausführlich bei Schwarzer 1989 beschrieben. Insbesondere 

hier ist in den letzen Jahren viel geschehen. Luft wurde 1988 zur Bundessache, die 

Gewerbeordnung wurde 1988 novelliert und am 1.1.1989 ist das Luftreinhaltegesetz für 

Kesselanlagen in Kraft getreten. Nicht untypisch für den Einfluss von Macht auf die 

Gesetzeslage ist, dass in dem Gesetzeswerk ein Baustein fehlt, der für die Luftemissionen 

besonders wichtig ist, nämlich eine Bergrechtsnovelle. 

Eine Bergrechtsnovelle, die die Emissionsnormen für den Bergbau an jene der 

Gewerbeordnung zumindest heranführt, sollte rasch nachgeholt werden. Vielleicht könnte 

man hier den Versuch zu einer Glockenlösung in diesem relativ übersichtlichen Bereich 

anstreben. Etwa in der Form, dass die Regierung einen Plan der Reduktion der 10 wichtigsten 

Luftschadstoffe festlegt, und die Firmen untereinander Kompensationsregelungen und einen 

Zeitplan erarbeiten. 

Eine "kleine" Kompensationslösung gibt es schon im § 12 (7) des Luftreinhaltegesetzes für 

Kesselanlagen, sie sollte jedenfalls auf verschiedene Anlagearten (nicht nur Dampfkessel) und 

verschiedenen Betreiber ausgedehnt werden. 

Weitere Experimente mit Ausgleichlösungen wären in "räumlichen" Luftreinhalteplänen 

anzustreben. Viele Städte und Regionen stellen sich auf Grund der hohen Belastung eigene 

Gesamtemissionslimits, die über das anlagebezogene Genehmigungsverfahren der oben 

genannten Gesetze hinausgehen. Voraussetzung sind ein einigermaßen vollständiger 

Emissionskataster und der Wille der Betroffenen an der Reduktion entscheidend 

mitzuarbeiten. Linz, Graz aber auch insbesondere der Schwechater Raum bieten sich für 

solche Strategien an. 

Die Aufsplitterung des Ordnungsrechtes in zahlreiche Einzelgenehmigungsverfahren sollte 

durch "Entscheidungskonzentration" (Schwarzer) rückgeführt werden. Das Unternehmen steht 

im Idealfall einer Instanz gegenüber, die alle umweltrelevanten Aspekte in einem 
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Bewilligungsverfahren mit festgelegter Maximallänge prüft Die Erfahrungen sind nunmehr 

lange genug um die historisch erklärbaren Wildwuchs von Verfahren einzudämmen. Auch 

Vereinfachung beim Ordnungsrecht (Schwarzer) stärken die rein wirtschaftlichen Aspekte der 

Produktion und sind in diesem Sinn ein Schritt zu mehr Marktwirtschaft. 

Emissionssteuern könnten Teil einer Gesamtstrategie sein. Im Luftbereich stellt sich jedoch 

noch mehr als bei anderen Steuern die Verhältnismäßigkeit von Steuerertrag und 

Prüfaufwand, weil eine kontinuierliche Messung der Emissionen nötig wäre. Eine Alternative 

wäre die Steuer auf Vermutungstatbestände festzusetzen, wie den Gebrauch einer 

Kesselanlage mit bestimmten durchschnittlichen Emissionswerten oder − als Vision − eine 

materialwirtschaftliche Buchhaltung, die die Emissionen beinhaltet Ein solches "Öko-

Rechnungswesen" auf betrieblicher Ebene könnte den Informationsbedarf des 

Unternehmens, der Behörden und im weiteren der Öffentlichkeit dienen oder auch 

Grundlage der Selbsteinschätzung eines Emittenten für eine Luftabgabe sein. Anzustreben 

wäre die Erfassung nicht nur der pyrogenen, sondern auch der Prozessemissionen, die einen 

Großteil z.B. der CXHy Emissionen ausmachen. Eine solche Steuer konnte auf eine Leitsubstanz 

(SO2) gelegt werden, oder aber auf andere wichtige Massenemissionen (Stickoxide, 

halogenisierte Kohlenwasserstoffe, Staub, Schwermetalle, CO bzw. CO2). Erfahrungen mit 

Emissionssteuern gibt es in Frankreich und Japan. Allerdings ist eine Abgabe nur auf 

Luftemissionen nicht sinnvoll, da es sicher zu Medienverlagerungen käme (ins Abwasser in den 

Abfall). Die Emissionssteuer müsste sich wegen der Messproblem auch auf die größten 

Emittenten beschränken. 

Der Einbezug eines Emissionskriteriums (C02 Gehalt) in einer Primärenergiesteuer wäre eine 

"indirekte" Emissionssteuer. 

Bei Fluorkohlenwasserstoffen ist eine Emissionssteuer nicht sinnvoll, da es keine österreichische 

Produktion gibt. Die öffentliche Hand hat hier schon und soll weiter mit dem Handel 

Vereinbarungen zur Reduktion abschließen. Insbesondere die Auszeichnungspflicht ist zu 

verstärken, auf Sprays, Kühlschränken, Lösungsmitteln soll deutlich die Höhe der FCKW 

(verbunden mit einer Warnung) bzw. der Ersatzstoffe angeschrieben werden. Alternativen 

und Werbungen über die FCKW-Freiheit sollen rasch und effektiv auf ihren Wahrheitsgehalt 

überprüft werden. Entsorgung und Recycling soll bindend vorgeschrieben werden. 

Auch bei der Luftreinhaltung wird der unternehmerischen Planungsaufgabe in Verbindung 

mit neu entwickelten Techniken langfristig die größte Rolle zukommen. Geschlossenen 

Kreisläufe sind erreichbar, mit der Rückgewinnung von Schadstoffen und Energie entfällt ein 

Teil der Emissionen. Allerdings werden bei der raschen Entwicklung der Technik auch immer 

neue Schadstoffe auftreten, sodass Vorsorge und Kontrolle notwendig bleiben. 

Für die Verringerung der Emissionen des Hausbrandes sind Information und Beratung 

besonders wichtig. Teils kann die Information an den Geräten angebracht werden, teils muss 

sie von dem Verkäufer gegeben werden, nicht zuletzt auch durch die begleitende Kontrolle 

durch den Rauchfangkehrer. In Smogzonen und bei Vorhandensein von Fernwärme sollte 
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diese steuerlich oder durch ein Subventionsangebot begünstigt werden. Insbesondere sollte 

die Information über "dezentrale Fernwärme", das sind kleine Blockheizkraftwerke zur 

Erzeugung von Wärme und Strom, verstärkt werden. Im Rahmen der Wohnbauförderung 

könnte eine umweltfreundliche Energie verbindlich vorgeschrieben werden. 

Maßnahmen zur Luftreinhaltung sind unvollständig, wenn sie nicht die importierten 

Schadstoffe ansprechen. Hier wird vorgeschlagen österreichische Unternehmungen zu 

unterstützen, wenn sie in Nachbarländern Umwelttechnologie anbieten. 

Sanierungsprogramme, die Emissionen reduzieren sollen Teil der Hilfe Österreichs für die 

liberalisierten Ostblockländer sein. Ein ähnliches Programm gibt es zwischen der BRD und der 

DDR (Technologietransfer 1989). 

9. Abfall 

9.1 Zum Stellenwert des Abfalls 

Abfall ist "was überbleibt", nach der Produktion oder nach dem Konsum von Gütern. Lange 

Zeit hat Abfall in den Entscheidungen der Wirtschaftssubjekte keine besondere Beachtung 

gefunden. Er schien "[technisch notwendig" in einem gewissen Verhältnis zu der 

wirtschaftlichen Dynamik anzufallen (Vogel: ungewolltes Kuppelprodukt unseres Wirtschafts- 

und Gesellschaftssystems). 

Durch die steigende Arbeitsteilung tendiert die Abfallmenge dazu überproportional 

zuzunehmen, da die Wiederverwertungsmöglichkeiten mit der Zerlegung in 

Produktionsschritte und der Trennung von Produzent und Verbraucher steigen. So kann der 

Konsument Abfälle von landwirtschaftlichen Produkten in der Stadt nicht immer leicht 

kompostieren. Gebrauchte Batterien müssen ihren Weg zurück zum Produzenten finden. 

Wenn Produktion und Handel getrennt sind, steigt die Notwendigkeit Güter durch 

Verpackung attraktiv zu machen, bei einem direkten Kontakt zwischen Käufer und Produzent 

kann "Qualität" anders "signalisiert" werden. Mit steigenden Absatzradien muss die 

Verpackung höheren Ansprüchen genügen. Lebensmittel müssen länger haltbar sein, 

technische Güter müssen lange Transporte unbeschädigt aushalten. 

Dennoch gibt es kein Naturgesetz steigender Abatzmengen bei steigender Produktion, wenn 

der Abfallvermeidung und -Verwertung Beachtung geschenkt wird. Die entscheidenden 

Faktoren für die Abfallmenge sind in diesem Umweltbereich besonders deutlich die 

technische Entwicklung und die Motivation der Akteure. 

Wenn Abfallvermeidung in der Zielfunktion (im Anforderungskatalog) des Technikers 

beinhaltet ist, dann gibt es erstaunliche Reduktions- und Wiederverwertungsmöglichkeiten. 

Das Potential einer auf Kreislaufwirtschaft ausgerichteten Technologie ist, wie viele 

Innovationen zeigen, weit größer als das aller "nachträglichen Behandlungen". Ein sehr 
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augenscheinliches Beispiel ist die schon erwähnte "essbare Verpackung". Alle Versuche das 

Verpackungsmaterial zu ändern (vielleicht von Styropor zu Papier), es in die richtige 

Entsorgungstonne zu bringen, es zu verdichten etc., verblassen gegenüber der Möglichkeit es 

essbar (verrottbar) zu machen. Die technischen Anforderungen an die neue Verpackung 

sind nicht gering (Haltbarkeit, Schutz vor Einwirkungen etc) und das Ergebnis eines langen 

Forschungsprozesses hat den Markttest noch zu bestehen. Wenn die Innovation aber gelingt, 

ist sie allen anderen Lösungsansätzen deutlich überlegen. 

Für den Produktionsbereich sei die Reduktion der Abwasserfracht einer Papierfabrik durch 

clean technologies erwähnt. Vogel zeigt, dass die Fracht innerhalb der letzten 10 Jahre von 

4.900 EGW/t auf 69 EGW/t reduziert werden konnte. Die Papiererzeugungskapazitäten 

wurden erhöht, dennoch sinkt auch die absolute Menge der Abwasserfracht (von 1,1 Mio. 

EGW auf 33.000 EGW). Keine verbrauchssenkende Maßnahme (weniger Papier in Büros, 

weniger Verpackung etc) hätte eine ähnliche Reduktion mit sich gebracht. 

Damit Abfallvermeidung in die Zielfunktion des Technikers gelangt, muss sie vom Produzenten 

und vom Konsumenten gewollt werden. Für den Produzenten entscheidend ist einerseits die 

Erfahrung, dass sie möglich ist (das Potential der Einsparung bei einem "unbeachteten" Faktor 

erweist sich immer als größer als angenommen), andererseits dass sie gewinnsteigernd ist 

und/oder den Goodwill des Unternehmens erhöht. Hier setzen dann Modelle ein, die 

finanzielle Anreize setzen. Der Konsument hat ebenfalls eine entscheidende Funktion, er muss 

seine Präferenz für abfallarme und für verpackungsarme Produkte bei der 

Konsumentscheidunq deutlich machen. Nur zu geringem Teil werden Produkte mit Absicht in 

"zuviel Verpackungsmaterial gehüllt. Attraktive Verpackung ist (bisher) ein wesentlicher 

Verkaufsfaktor. 

Etwas genereller betrachtet besteht die Aufgabe der Wirtschaft (inklusive Konsumenten) 

darin ökologische Systeme insofern nachzuahmen, indem sie dem Strukturabbau genausovie! 

Aufmerksamkeit schenkt wie dem Strukturaufbau (Vogel, 1989). Und dies schon bei der 

Planung und nicht erst nachträglich. 

Die Problematik von End of Pipe - Lösungen und die Interdependenz der Umweltprobleme 

zeigt sich (Wildenauer) in der Veränderung der qualitativen Zusammensetzung des Abfalls. 

Durch effiziente Filterung von Schadstoffemissionen entsteht eine zusätzliche Menge von 

Problemabfällen. 

9.2 Die Zielhierarchie zur Problemlösung 

Wichtigstes Ziel der Abfallpolitik ist die Abfallvermeidung und innerhalb dieser Priorität die 

Vermeidung gefährlicher Abfälle schwerpunktmäßig (qualitative Abfallvermeidung vor 

quantitativer), Dann folgt die Wiederverwertung (und hier jene biogener Stoffe mit Vorrang) 

und zuletzt die "sichere" Deponierung (Inertisieruna, Immobilisierung, Deponierung). 
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Wieder handelt es sich um eine Leitlinie, die an Plausibilität nichts zu wünschen übrig lässt 

(siehe auch "Leitlinien zur Abfallwirtschaft" des BM. f. Gesundheit und Umweltschutz). In der 

Praxis gibt es dennoch immer wieder Kräfte, primär mit der Beseitigung eines als gegeben 

angenommenen Abfalls zu beginnen (vgl. Wildenauer in der Kritik der Maßnahmen des 

neugegründeten Abfallwirtschaftsbeirates; ein dringendes Problem, setzt sich gegen das 

wichtigere durch). 

Wildenauer beschreibt die Höhe und Struktur der Abfallmenge und berichtet, dass sie noch 

Immer steigend ist, besonders die Menge von Sonderabfällen. 2,1 Mio. Tonnen Hausmüll und 

31,3 Mio. Tonnen aus Betrieben (27.000t aus Krankenanstalten) werden geschätzt. Trotz 

beginnender Erfolge der Abfalltrennung dürfte im Hausmüll die gesammelte Menge 

Problemstoffe (3000 t) von der im Restmüll verbleibenden deutlich übertroffen werden (7.000-

10.000 t). 

9.3 Maßnahmen 

9.3.1 Änderung des Unternehmer- und Konsumentenverhaltens 

Wir setzen bewusst diesen Punkt - entsprechend der Zielhierarchie- an die Spitze, obwohl 

Maßnahmen der Wirtschaftspolitik hier blass und weich klingen. Abfallvermeidung soll im 

Unternehmen eine unternehmerische Planungsaufgabe sein, unterstützt von den technischen 

Umwälzungen und einer zunehmend interessierten und qualifizierten Belegschaft sein. 

Abfallvermeidung im Haushalt hat denselben Stellenwert. Abfallvermeidung ¦ in öffentlichen 

Unternehmungen im übrigen auch (40% der Wertschöpfung findet hier statt, wahrscheinlich 

ein etwas geringerer Anteil des Abfalls). 

Die Aufgabe der Wirtschaftspolitik fegt erstens im Bewusstmachen des Problems und zweitens 

der Information über die Tatsache, dass die Abfallvermeidung sehr viel Kosten erspart und 

Gewinnchancen beinhaltet. Das Buch von Wicke enthält ein Fülle von Beispielen in denen 

Abfallvermeidung und Recycling gewinnerhöhend ist. 

Einzelvorschläge: 

Information über Abfallvermeidungstechniken  

Publikation der Erfolge (Staatspreise, Betriebsbesuche etc.)  

Forschungsförderung für Vermeidungs- und Recyclingtechniken  

Konzepte zur Abfallvermeidung in öffentlichen Unternehmen 

 (Ministerien, Spitälern, Bahn, Post) 

Schulung von Umweltbeauftragten, Managern, Betriebsräten  

Propagierung des Kriteriums "reparierbar" als positives Merkmal von Gutem 
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9.3.2 Abfalltrennungsmaßnahmen 

Die Trennung der Abfälle ist eine Voraussetzung sowohl für die Wiedergewinnung als auch zur 

ökonomisch und ökologisch optimalen Deponierung. Viele Versuche der Abfalltrennung 

wurden in einzelnen Städten begonnen, die meisten davon zumindest mit Teilerfolgen 

(Darstellung der Vielfalt: Wildenauer). 

Schon die Durchführung von Sammlungsaktionen ohne zusätzliche finanzielle Anreize bringt 

Teilerfolge. Dennoch kann der Erfolgsgrad erhöht werden, wenn finanzielle Anreize richtig 

gesetzt werden. 

Der Erfolg der Trennung wird umso größer sein: 

• je mehr Mülltrennung auch finanziell belohnt wird 

• je mehr mit Recycling und Mülltrennung auch Gewinne erzielt werden können 

• je mehr Konkurrenz in der Wiederverwertungsbranche herrscht  

• je stärker Information, Motivation wirkt  

Eine finanzielle Belohnung der Mülltrennung kann folgende Formen annehmen: 

Differenzierung der Müllgebühren nach dem Gewicht (Experiment in Judenburg).In anderen 

Gemeinden richtete sich die Gebühr nach dem Volumen, hier kam es teilweise zur 

maschinellen Komprimierung des Mülls (um Gebühren zu sparen) 

Differenzierung der Müllgebühren je nachdem ob Mülltrennung 

durchgeführt wird oder nicht (Frage der Beurteilung: genügt die Aufstellung der Behälter oder 

ein Vertrag mit einer Firma die Papier, Glas, Sondermüll abholt; eine Möglichkeit wäre das 

Gewicht des "Restmülls" als Kriterium für die Gebühr zu wählen) 

Freiwillige Müllsammlungen durch Idealisten haben bisher viel geleistet, stoßen aber 

zunehmend an organisatorische Grenzen. Wahrscheinlich ist es sinnvoller den Idealismus in 

Information und Motivationsarbeit umzusetzen. Die Umstellung der derzeitigen Müllabfuhr in 

eine "Kombiabfuhr ist der effizienteste langfristige Weg. 

Müllabfuhr ist keine Aufgabe, die unbedingt von öffentlichen Unternehmen durchgeführt 

werden muss (und auch nicht wird). Auch für das Recycling wäre die Konkurrenz mehrerer 

Anbieter wahrscheinlich ein Vorteil. Die Öffentliche Hand könnte immer höhere 

Anforderungen an die Qualität der Müllsortierung stellen und dabei konkurrierende Anbote 

von Firmen einholen. 

9.3.3 Pfandsysteme 

Die verbindliche Vorschreibung eine Pfandes stellt den Versuch dar, den Verbraucher mit 

den zusätzlichen Kosten bei einem Produkt zu belasten, bei dem die Wiederverwertung 

möglich ist oder wo die Gefährlichkeit eine getrennte Deponierung verlangt. Sie ist als 

Abgeltung externer Kosten marktkonform. 
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Es kann versucht werden dasselbe Ziel durch eine freiwillige Industrievereinbarung zu 

erreichen. Mit ihrem Abschluss kann das ökologische Ziel definiert werden. Wenn es verfehlt 

wird, muss ein ökonomisch weniger effizientes Mittel ergriffen werden. Die ökonomische 

Effizienz der Industrievereinbarung liegt darin, dass die Firmen (die bestinformierte Gruppe) 

die beste Methode zur Rückgewinnung wählen kann und auch die Kosten so innerhalb der 

Firmen aufteilen können, dass sie am geringsten sind. Neben dem Verbot von Stoffen besteht 

eine radikale Lösung des Recyclingproblems (z.B. Batterien) darin den Kauf einer neuen 

Batterie an die Rückgabe der alten zu knüpfen (nicht ganz ohne Nachteile, vgl. einige 

Bundesstaaten in den USA). 

Freiwillige Vereinbarungen gibt es im Bereich des Recyclings von Batterien, kleinere Beispiel 

gibt es hinsichtlich PET Flaschen (Vorarlberg), für PVC Ist im November 1989 eine Regelung 

nach Verwendungsgruppen getroffen worden. 

Für Pfandlösungen (nach Nichteinhalten von freiwilligen Vereinbarungen) kommen in Frage: 

Batterien, Einwegflaschen, Getränkedosen, Kühlschränke (FCKW)* Möglicherweise wird die 

Frage auch für größere Konsumgüter wie z.B. Autos aufgeworfen, wo eine richtige Entsorgung 

für erhebliche Mengen von Chemikalien und Kunststoffen möglich und notwendig ist. 

9.3.4 Alttasten und Deponien 

Von den in Österreich genehmigten 517 Deponien haben nur 16 einen gewissen technischen 

Mindeststandard. Daneben gibt es selbst bei genehmigten Deponien mangelnde 

Zugangskontrollen. Dazu kommen die vielen nicht genehmigten Deponien. Es gibt nach wie 

vor keine allgemein zugängliche Sonderabfalldeponie. 

Organisation und Kontrolle 

Während man für das Fehlen einer Sondermülldeponie der inkonsistenten Haltung von 

Bürgern (und Bürgerinitiativen) eine Mitschuld geben kann (jeder ist für eine 

Sonderabfalldeponie, aber nicht in seiner Gemeinde), so ist der quantitative und qualitative 

Mangel bei Deponien ein eklatanter Fall von Staatsversagen. Deponien stehen unter 

öffentlicher Kontrolle, sie kommen teilweise dem Charakter eines öffentlichen Guts nahe, 

manchmal sind sie auch in öffentlichem Eigentum. Der Hinweis, dass quantitativ und 

qualitativ das Kontrollpersonal unzureichend ist, ist eine wahrscheinlich richtige Beschreibung 

eines Zustandes. Sie erklärt aber nicht, warum die Kontrollaufgabe so unwichtig genommen 

wird, dass das Kontrollpersonal nicht ausreichend besetzt wurde. Bei Finanzierungsproblemen 

müssten entweder andere Aufgaben (der öffentlichen Hand) zurückgestellt werden oder 

eine zusätzliche Gebühr eingehoben werden. Die Langfristkosten einer schlechten Deponie 

betragen ein Vielfaches jeder denkbaren rechtzeitigen Kontrolle. 

Der Ökonom betont die Wichtigkeit der Festlegung der Verantwortung für den Zustand der 

Deponien. Die Kontrollaufgabe, die Expertenfunktion der Techniker und die unternehmerische 
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Verantwortung sollten klar definiert und getrennt sein. Delegationen an private Firmen sind 

genauso empfehlenswert wie solche an außerregionale Instanzen (um 

Kompetenzüberschneidungen und regionale Rücksichtnahmen auszuschalten). Das 

fehlerhafte Betreiben einer Deponie muss entsprechende finanzielle Folgen haben, zunächst 

für die Firma aber auch für die Kontrollinstanz, falls diese versagt hat. Das erfordert aber, dass 

der Zustand der Deponien auch von einer dritten Instanz (private Dienstleistungsfirma) neben 

Betreiber und Kontrollor evaluiert werden muss. 

Wenn es ein gewisses Vertrauen in die Zuverlässigkeit von Betriebsführung und Kontrolle von 

Deponien gibt, dann wird auch der Standort von Sondermülldeponien leichter zu finden sein. 

Deponiegebühr 

Die Deponiegebühr ist niedriger als die entsprechenden Kosten der Deponierung und sollten 

daher schrittweise erhöht werden. Eine sofortige radikale Erhöhung ist- obwohl sie dem 

Verursacherprinzip entspricht - auch ökologisch nicht anzuraten- da sie eine vermehrte 

illegale Deponierung bringen könnte. Mit steigendem Umweltbewusstsein und/oder 

strengeren Strafen kann die Gebühr schrittweise erhöht werden. 

9.3.5 Sonstige Maßnahmen Steuererleichterung 

Eine Steuererleichterung für Firmen, die einen − von der Umweltbehörde genehmigten − Plan 

zur Verringerung toxischer Substanzen vorlegen, gibt es in mehreren US-Bundesstaaten. 

Dies ist zwar ein gewisser Staatseingriff, aber es wäre überlegenswert, ob man nicht ein 

ähnliches Programm befristet in Österreich durchführen könnte. 

Ökobilanz und Öko-Controlling 

Die verpflichtende Aufstellung von Stoffbilanzen (und ihre Kontrolle durch die öffentliche 

Hand) wäre eine Möglichkeit den Abfall und seine Entsorgung zu kontrollieren. Der Aufwand 

bei der Erstellung ist wahrscheinlich nicht groß, da Unternehmen meist heute schon darüber 

verfügen (und dies zunehmend in einer ökologischen Betriebsführung tun werden). Der 

Kontrollaufwand ist groß, eventuell könnte man sich darauf beschränken die Vorlage an 

"schwerwiegende Verdachtsmomente" zu knüpfen. 

Superpfand zur Altlastensanierung: 

In den USA gibt es ein System von Inputabgaben für Produzenten und Importeure von 

Produkten, die als potentiell gefährlich eingestuft werden. 

Informations- und Wetterbildungsmaßnahmen 

Wildenauer schlägt unter anderem folgende unter diesen Punkt fallende Strategien vor: 

• Öffentlichkeitsarbeit über Abfallprobleme 
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• Ausbau der Umweltberatung 

• Maßnahmen im Bereich der Aus- und Weiterbildung 

• Verpflichtende Produktdeklarationen 

• Nutzung von Datenbanken 

• Teilnahme an EG Programmen (ACE, Polmark) etc. 

10. Landwirtschaft und Forstwirtschaft  

10.1 Die Problemlage 

In Teilbereichen der Land- und Forstwirtschaft sind Umweltprobleme schon klar ersichtlich. Im 

Bereich der Forstwirtschaft liegen regelmäßige Schadenserhebungen vor, es wird bereits 

versucht den quantitativen jährlichen Schaden zu ermitteln. 

Die Umweltprobleme wurden teilweise durch staatliche Eingriffe noch verschärft, so z.B. durch 

die hohen Agrarpreise verbunden mit einer Absatzgarantie. Dies hat zu einer intensiven 

Nutzung des Bodens geführt haben, während gleichzeitig die Uberschussproduktion zu 

Verlusten exportiert werden musste. Nur in Einzelfällen (Obergrenzen für den Viehbestand) 

haben staatliche Eingriffe auch der intensiven Nutzung entgegengewirkt. 

In der Landwirtschaft zeigt sich besonders deutlich die Problematik anhaftender und 

überzogener staatlicher Eingriffe in die Preisstruktur. Marktferne (hohe) Preise verbunden mit 

Absatzgarantien führen zu einem Überangebot bei den geregelten Produkten, das zu 

niedrigen Preisen exportiert werden muss. Zur Erreichung großer Mengen werden 

produktionssteigernde Ressourcen eingesetzt. Der Qualitätssteigerung wird wenig 

Aufmerksamkeit geschenkt. In der zweiten Stufe wird auch in die Weiterverarbeitung 

eingegriffen, damit sie trotzt der überhöhten Preise wettbewerbsfähig ist. Und auch hier geht 

die Effizienzkontrolle durch den Markt verloren. Letztlich erhält der Konsument schlechtere 

Qualität zu einem höheren Preis, und der Landwirt erhält einen niedrigeren Preis für eine 

geringere Menge. Der Außenhandel mit Qualitätsprodukten wird passiv. 

Eine ökosoziale Strategie für die Landwirtschaft besteht aus drei Eckpfeilern: 

Erstens muss versucht durch eine Stärkung der Marktkräfte die Produktstruktur an die 

Nachfrage anzupassen. Qualitätsprodukte müssen einen höheren Preis erzielen als 

Massenprodukte mit hohem Produktionsmitteleinsatz. Effizienz und Qualität im 

Verarbeitungssektor sind durch mehr Eigenverantwortung der Verarbeiter zu erreichen. Dem 

Bauer muss erlaubt sein an der Schnittstelle zur Weiterverarbeitung die Weite seiner 

Produktionstätigkeit auszudehnen (Milchverwertung, Wollverwertung, Backwaren) und direkt 

an den Verbraucher zu liefern. Diese mit der ursprünglichen Tätigkeit zusammenhängende 

Nebenbeschäftigung, ebenso wie eine "branchenfremde" (Nebenerwerb) senkt den Bedarf 

an Transferzahlungen. 
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Zweitens muß die Nutzung von Düngemitteln und Pestiziden zu ihren wahren Vollkosten (also 

inklusive der externen Kosten) stattfinden. Und diese müssen sich wenigstens in der Tendenz 

mit den tatsächlichen Erlösen messen, also auch an dem Preis, der im Export erzielbar ist 

Drittens muss eine − auch bei veränderten Rahmenbedingungen − verbleibende Differenz 

der tatsächlichen Einkommen zu den sozial erwünschten durch direkte Einkommenstransfers 

ausgeglichen werden. Diese Enkommenstransfers werden kleiner sein und starker regional 

und nach Betriebsgröße differenziert sein als die Summe der Preissubventionen bei einem 

falschen Preissystem. Bei einer Verknüpfung des Einkommenstransfers mit Umweltleistungen 

kann es zu einem zusätzlichen positiven Zusammenspiel von Einkommen und ökologischer 

Qualität kommen.  

10.2 Fehler in den ökonomischen Anreizen 

Wichtige Bereiche, in denen heute die individuelle Anreizstruktur zu gesamtwirtschaftlich 

negativen Effekten führt, sind: 

• Der Landwirt orientiert seine Produktion und damit auch den Einsatz der Produktionsmittel 

an dem ihm garantierten höheren Preis und nicht am niedrigeren Weltmarktpreis 

• Düngung ist oft betriebswirtschaftlich rentabel, weil sie den Ertrag mehr steigert als die 

Kosten (manchmal auch das nicht-, besonders bei sehr langfristiger Betrachtung) 

• Massentierhaltung durch Steigerung der Stückzahlen, auch durch technisierte 

Produktionsabläufe bringt einzelwirtschaftlich eine Kostensenkung und eine 

Produktionsausweitung. Das dabei entstehende Gülteproblem, Qualitätsverminderungen 

im Produkt und der steigende Pestizideinsatzes sind einzelwirtschaftlich nicht sofort 

einkommenswirksam. Gesamtwirtschaftlich verstärkt die Mengenausweitung den 

Preisverfall (oder erhöht den Subventionsbedarf), während die besseren Qualitäten nicht 

erhältlich sind. 

• Drainagierung und Landgewinn durch Flussbegradigungen wurden (und werden in 

Einzelfällen) einzelwirtschaftlich als positiv gesehen. Die Vergrößerung der 

bewirtschafteten Räche hat aber gesamtwirtschaftlich keinen Vorrang mehr. 

Andererseits hat in Einzelbereichen schon eine Umorientierung begonnen: 

• 140.000 ha Ackerland wurden von Getreide auf alternative Kulturen umgestellt (neben 

Preisanreizen wurde dabei noch erheblich mit Mengenkontingenten und Quoten 

gearbeitet) 

• In der Milchwirtschaft wurden durch Prämien für Lieferreduktionen die Exportüberschüsse 

reduziert, der Ab-Hof-Verkauf liberalisiert, Kontingente wurden teilweise handelbar 

gemacht 

• Die Abgabe auf Handelsdünger macht die externen Kosten der Düngung sichtbar und 

reduziert die Vorteile der Mengenausdehnung (sie führt die Grenzkosten an den 

Grenzertrag heran und signalisiert den niedrigeren Weltmarktpreis). 
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Dennoch sind die Reglementierungen in Österreich noch sehr stark. Die EG-Agrarpolitik ist 

stärker marktorientiert. Insbesondere die Verarbeitungsstufe ist nicht reglementiert. 

10.3 Elemente der ökologischen Umorientierung 

Die Maßnahmen zur ökologischen Umorientierung der Landwirtschaft (Hofreither) können in 

Informationsstrategien, in einer Änderung der ökonomischen Rahmenbedingungen (Preise, 

Abgaben) oder in Verboten und Geboten liegen. Beispiele sotten an Hand des Einsatzes von 

Düngemitteln und Pestiziden gebracht werden. 

Zu den Informationsstrategien zählt Hofreither z.B. die Beratung über den optimalen Einsatz 

von Düngemitteln und Pflanzenschutzmitteln. Das Konzept des integrierten Pflanzenschutzes 

zeigt wie durch den Einsatz von Technik und Information gleichzeitig ökologischer und 

ökonomischer produziert werden kann. Technische Überwachungssysteme ertauben den 

Einsatz von Pflanzenschutzmitteln in den wenigen Tagen des Befalls einer Kultur mit einem 

Schädling und erlauben die gezielte Bekämpfung. 

Zu den Veränderungen der Rahmenbedingungen zählt die Düngemittelabgabe. Sie ist ein 

Beispiel für eine Abgabe mit ökologischer und administrativer Effizienz. Der 

Düngemitteleinsatz erreichte 1980/81 mit 408.000t Reinnährstoff seinen Höhepunkt (1960: 

251.000 t) und fiel seither auf 319.000t. Die Signale der Abgabe wirken insofern in die richtige 

Richtung als sie die Grenzkosten an den Grenzertrag annähert, die Einhebungskosten sind 

sehr gering. Ausgestattungs- und Erhöhungsvorschläge liegen vor, insbesondere in Richtung 

einer stärkeren Belastung des Stickstoffgehaltes. 

Zum Bereich der Verbote gehören die Vorschriften Ober Höchstmengen an 

Nitratbelastungen für Einzugsgebiete für Trinkwasser. Eine Abgeltung des Minderertrages 

durch das Verbot des Einsatzes von Düngemitteln (z.B. Wasserpfennig in deutschen 

Bundesländern) sollte nur ins Auge gefasst werden, wenn die Verbote das sehr 

einschneidend«» Ertragsminderungen bringen. Als ein Beispiel für nicht sinnvolle Verbote soll 

die Beschränkung der Ab-Hof-Lieferungen erwähnt werden, die jahrzehntelang Teil der 

Regulierungspolitik war. 

Bei Pflanzenschutzmitteln wird die Informationsstrategie die wichtigste Rolle einnehmen: eine 

genaue Information über die Nebenwirkungen und den gezielten Einsatz ist wichtig. Die 

Deklaration der Wirkungen von Pflanzenschutzmitteln in der Produktbeschreibung ist eine 

unabdingbare Minimalforderung. Beratung, strengere Vorschriften für die Zulassungen 

(Zulassung auf Zeit), in Extremfällen Verbote müssen ergänzend genutzt werden. Eine 

Besteuerung wird wahrscheinlich nicht möglich sein, weil sie die Tendenz zu illegalen Importen 

von billigen und dann oft besonders schädlichen Pflanzenschutzmitteln erhöht. 

Ein Beispiel für technische Lösungen liegt in der Weiterverarbeitung der Gülle zu Kompost. 

Tierische Exkremente waren früher ein wertvoller natürlicher Dünger, die Technisierung der 
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Tierhaltung hat dies verändert. Die Änderung in der Einstellung kann dazu führen, dass wieder 

Lösungen in Richtung Kreislaufwirtschaft gefunden werden. Eine neu entwickelte 

Kompostiermaschinen ist ein Ansatzpunkt (siehe Erfolgsbeispiele). Die Schaffung von 

Güllebanken (Vorschlag Schneider) wäre eine marktschaffende Maßnahme, die auf der 

einen Seite überhöhten Nitratgehalt verhindert, und in anderen Bereichen künstliche 

Düngung erübrigt. 

Ein entscheidender Punkt für den Erfolg einer ökologischen Landwirtschaft ist das Gelingen 

der Marktschaffung (Produktdifferenzierung) für Produkte unterschiedlicher ökologischer 

Qualität. Wenn Produkte mit höherer ökologischer Qualität (weniger Düngung, weniger 

Pestizide, keine Hormone) einen höheren Preis erzielen, dann steuert die Produktion 

"automatisch" in die richtige Richtung. Aktionen in dieser Richtung sind im Ausland (Scharell 

Schwein in den Niederlanden) und in Österreich angelaufen (Styria Beef, Tiroler Bergschwein, 

gesundes Kalbfleisch). Geschicktes Marketing verbunden mit effektiver Kontrolle ist für den 

Erfolg entscheidend. Die Verbraucher sind bereit für ökologische Produkte wesentlich höhere 

Preise zu zahlen, es ist jedoch heute vielfach nicht möglich zwischen wirklich ökologischen 

Produkten und Werbeaussagen zu unterscheiden. 

Hier liegt eine der Hauptaufgaben einer ökologischen Landwirtschaftspolitik: Informationen zu 

beschaffen und zu garantieren. Auch eine Verkürzung des Handelsweges durch 

Direktvermarktung kann als Informationsstrategie gewertet werden. Die Direktlieferung wird 

allerdings nur partiell möglich sein. 

Die Marktschaffung (Produktdifferenzierung) für ökologische Produkte ist eine interessante 

Gegenstrategie gegen die Billigangebote aus den Agrofakturen. Wenn "Produkt aus 

Familienbetrieb" ein Markenkennzeichen für höhere Qualität ist, dann wird es zu einer 

Markttrennung und Preisdifferenzierung kommen. 

Integraler Bestandteil einer ökosozialen Marktwirtschaft ist die Umstellung der Subventionen 

von Preisstützungen auf Direktsubventionen (Einkommenstransfer z.B. für Landschaftspflege). 

Es kann gezeigt werden, dass Direktsubventionen der Preisstützung überlegen sind, weil mit 

einer gegebenen Höhe der Subventionen dieselbe oder eine bessere Wohlfahrtsposition 

erreicht werden kann als mit gleich großen Preistützungen. Diese mathematisch beweisbare 

Erkenntnis der Ökonomie wird plausibel, wenn man sich vor Augen halt, dass bei "falscher" 

Produktion unnötige Produktionskosten entstehen. Bei dem Einkommenstransfer kommt ein 

Teil des ersparten Betrages dem Landwirt zu Gute, ein Teil senkt die Subventionen. 

Der soziale Aspekt erfordert eine stärkere Differenzierung der staatlichen Transfers nach den 

Erfordernissen (Betriebsgröße, Lage). Auch dies ist bei Direktzahlungen leichter, ebenso die 

Differenzierung nach Umweltleistungen. 

Eine weitere notwendige Komponente ist die Erhöhung der Konkurrenz im 

Verarbeitungssektor. Ineffizienzen im Verarbeitungssektor senken die bäuerlichen Einkommen 

über niedrigere Einstandspreise und eine geringere verkaufbare Menge und sie erhöhen die 
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Konsumentenpreise. Zu den effizienzsteigernden Maßnahmen zählen auch 

Betriebsgründungen im Verarbeitungsbereich, u.a. durch Bauern (oder Gruppen von 

bäuerlichen Anbietern), die einen Schritt in die nächste Verarbeitungsstufe gehen wollen. Zu 

befürworten ist auch die Bildung von Bauernvereinigungen mit ökologischen Zielrichtungen. 

10.4 Waldsterben 

Das Ausmaß und die genauen Kausalzusammenhänge für das Waldsterben sind Gegenstand 

einer rasch wachsenden Literatur, Hofreither fasst die wichtigsten Ergebnisse zusammen. 

Luftschadstoffe, falsche forstwirtschaftliche Maßnahmen und Wildschäden scheinen die drei 

wichtigsten Ursachen zu sein. 

• Da Luftschadstoffe in anderen Kapiteln behandelt werden, soll hier nur erwähnt werden, 

dass besonders die Verbindung von Schadstoffen − oft unter Einfluss der Sonne 

(Oxidantien) − die Analyse und die gezielte Bekämpfung erschweren. 

• Zu den problematischen forstwirtschaftlichen Maßnahmen zählen falsche 

Baumartenwahl, Monokulturen, manchmal Maschineneinsatz bei der Holzernte und 

mangelnde Waldpflege. Hinzu kommen regional der Schiliftbau, aber auch überzogener 

forstwirtschaftlicher Wegebau und Waldweide. 

• Überhöhte Wildbestände sind heute unumstritten ein wichtiger Faktor für das 

Waldsterben. Sie sind insbesondere für Schutzwälder eine erhebliche Belastung. Das 

Ausrotten der natürlichen Feinde, die Winterfütterung und die Orientierung der 

Jagdpacht an der Zahl der Trophäenträger sind drei Ursachengruppen für die Zunahme 

der Wildschäden. 

Die bestehenden Haftungsregelungen für Emittenten (Schwarzer, 1989) von Luftschadstoffen 

haben hier schon relativ früh zu Schadensersatzzahlungen geführt, allerdings stehen diese in 

keiner Relation zu den Waldschäden. Sie sind nur dort zum Einsatz gekommen wo ein Emittent 

oder eine Gruppe von Emittenten eindeutig als Schadensverursacher feststeht. Angesichts 

der weiten Schadstoffwege, ihrer Verbundwirkung und der Mitbeeinflussung des 

Waldsterbens durch Wetter, Wild und forstwirtschaftliche Maßnahmen ist die Haftungsfrage 

oft schwierig. Wahrscheinlich haben aber Haftungen bei Waldschäden bei der zukünftigen 

Problembehandlung einen gewichtigen Platz. 

Eine Veränderung der Einstellung die forstwirtschaftlichen Maßnahmen und die Höhe des 

Wildbestandes langfristig beeinflussen. Subventionen zur Erfüllung der schon bestehenden 

Aufgaben der Waldpflege und zur Einhaltung der Forstgesetze sollten vermieden werden. 

Begünstigungen für den forstwirtschaftlichen Wegebau, Billigkredite für Skilifte etc. sollen 

überdacht werden. 

Bezüglich der Entwicklung des Fremdenverkehrs ist auf den Vorschlag von Smeral (1989) zu 

verweisen, die Errichtung von neuen Liftkapazitäten vom Erwerb von Lizenzen abhängig 

macht. Wer z.B. einen zusätzlichen Skilift bauen will muss eine Lizenz ersteigern. Dies führt dazu, 
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daß tendenziell die Zahl der Skilifte sinkt und nur noch dort gebaut werden, wo ein 

erheblicher Bedarf besteht. Die Höchstmenge und ihre regionale Verteilung kann durch 

Gesetz festgelegt werden. Das Modell ist wesentlich flexibler als heute regional schon 

verfügte Verbote oder Nachdenkpausen. 

Der Waldbesitzer hat seine schon jetzt gegebene Verantwortung für den Zustand der Wälder 

verstärkt wahrzunehmen. Bei der Entscheidung, ob er den Wald mehr für die Holzgewinnung 

oder mehr für die Jagd nutzen will, soll er grundsätzlich außerhalb von Problemregionen einen 

Ermessensspielraum haben. Allerdings wird seine Entscheidung bei der Frage von 

Entschädigungen für die Schadstoffbeeinträchtigung zur Sprache kommen. In Schutzzonen 

muss die Walderhaltung eindeutig Priorität haben, die Nichtbeachtung der maximalen 

Wildbestandsdichte muss auch negative finanzielle Folgen haben. 

Puwein schlägt vier Maßnahmen zur Reduktion der Wildschäden vor:  

1. Bewusstmachung der Folgen des Wildüberbestandes 

2. Strenge Durchführung des Forstgesetzes hinsichtlich der Wildschäden 

3.Anpassung der Landesjagdgesetze an Erfordernisse des Waldes. Bemessung der Abschüsse 

nach dem Zustand der Schutz- und Bannwälder. In Fällen, in denen der 

Jagdausübungsberechtigte den Wildbestand nicht entsprechend, reduziert soll der Abschuss 

in Nachbarrevieren erhöht werden. 

4. Ware Trennung zwischen Forstbehörde und Interessenvertretung der Jägerschaft (im 

Extremfall Unvereinbarkeit von Forstaufsicht und Jagdausübung) 

11. Grundsätze einer marktorientierten Umweltpolitik 

(1) Umweltpolitik und Wirtschaftspolitik können sich gegenseitig behindern aber auch positiv 

zusammenwirken. Die Chancen für eine positive Rückkoppelung sind umso größer 

• je mehr Umweitpolitik die Nutzung des ressourcensparenden technischen Fortschritt 

forciert 

• je mehr die Rahmenbedingungen die Unternehmer und die Konsumenten motivieren 

ökonomisch effiziente und ökologisch verträgliche Techniken zu verwenden und 

entsprechende Produkte zu produzieren bzw. nachzufragen 

• je mehr langfristige und marktwirtschaftliche Instrumente (der Markt als 

Entdeckungsprozess, A. Hayek) und je weniger Verbote angewandt werden müssen. 

In dem Korridor eines durchschnittlichen Wachstums von 1-3% pro Jahr sind Umweltschutz und 

Wirtschaftswachstum unter diesen Rahmenbedingungen positiv verbunden: das Wachstum 

ist nachhaltig (sustainable growth, OECD). Es stellt die Finanzierungsmittel für 

Umweltausgaben zur Verfügung, fördert neue Investitionen mit höherer Umwelteffizienz und 

die gesellschaftlichen Institutionen sind weniger rigide als ohne Wachstum. Allerdings muss die 
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Tendenz des technischen Fortschrittes in Richtung Ressourcenschonung durch Preise, Anreize 

und staatliche Unterstützung angeregt werden. 

(2) Umweltpolitik muss mit den anderen Teilaspekten der Wirtschaftspolitik abgestimmt 

werden. Es hat keinen Sinn eine Entwicklung aus technologiepolitischen, sozialpolitischen, 

außenhandelspolitischen Gründen zu forcieren, aber aus umweltpolitischen zu behindern 

oder auch umgekehrt. 

Förderungen zur Verlängerung der Lebensdauer von emissionsintensiven Unternehmen sollen 

auch sozialpolitisch kritischer gesehen werden. Neue Technologien mit hohem 

Energieverbrauch oder unbewältigten Abfall- und Entsorgungsproblemen sollen auch 

technologiepolitisch keine Priorität haben. Die Industriepolitik soll nicht Ansiedlungen mit 

hohen Emissionen fördern, die ein homogenes Produkt mit weltweit ähnlicher 

Produktionstechnik erzeugen. 

Andererseits hat die Umweltpolitik auf die internationale Wettbewerbsfähigkeit, die zukünftige 

Entwicklung In der EG und die soziale Lastenverteilung Rücksicht zu nehmen. Es kann nicht 

sinnvoll sein zum Zweck der Umweltpolitik die Steuerquote zu erhöhen, die aus Gründen der 

Wettbewerbsfähigkeit gesenkt worden ist. 

In einer zukunfts- und marktorientierten Umweltpolitik sind die positiven 

Rückkoppelungsprozesse mit der Industrie-, der Technologie- und der Sozialpolitik häufiger als 

die negativen. Eine Wettbewerbsfähigkeit zu hohen Faktorentlohnungen als 

industriepolitisches Leitbild erfordert qualifizierte und gut bezahlte Arbeitskräfte, ein weniger 

energieintensives Branchenspektrum und einen forcierten Technologieeinsatz. Dennoch muss 

es kurzfristig und in einzelnen Betrieben und Regtonen ein Spannungsverhältnis zwischen 

Umweltpolitik und zukunftsorientierter Industriepolitik geben. 

(3) Die Umweltsanierungsaufgabe ist einerseits anspruchsvoll, andererseits wahrscheinlich 

billiger und leichter mit marktwirtschaftlichen Kräften zu bewerkstelligen als die soziale 

Aufgabe es war und ist. Hohe Schätzungen erwarten einen Aufwand von 5% des 

Bruttoinlandsproduktes, für Sozialausgaben sind es heute 27%. Die ökologische 

Betriebsführung ist eine anspruchsvolle aber nicht untypische Unternehmeraufgabe. Wenn 

Umweltbelastung teuer ist, so wird diese Vorgabe in den Anforderungskatalog an den 

Techniker integriert. 

(4) Allerdings unterscheidet sich das ökologische Problem in mehreren Aspekten von anderen 

vom Gesellschafts- und Wirtschaftssystem zu lösenden Problemen. 

Erstens ist die Zeitspanne zwischen Verursachung und Folgen sehr groß (Langfristigkeit). 

Gesundheitsgefährdung, Waldschäden und Klimaerwärmung treten mit einer zeitlichen 

Verzögerung auf, die den Zusammenhang mit der Ursache oft unklar erscheinen lassen. 

Zweitens ist die negative Folge oft nicht von der Höhe der aktuellen Emission pro Zeiteinheit, 

sondern von der kumulierten Belastung über eine lange Zeitperiode abhängig 
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(Kumulationsproblem). Eine Reduktion der Emission von Fluorkohlenwasserstoff und von 

Kohlendioxid um die Hälfte hat erst viel später eine prozentuell viel geringere Senkung des 

Treibhauseffektes zur Folge. 

Drittens wirkt oft erst der Verbund von Emissionen. Einzelne Faktoren sind für sich alleine 

verkraftbar, erst im Zusammenwirken von Schadstoffen treten negative Wirkungen auf, vgl. 

den Einfluss von Oxidantien auf das Waldsterben (Verbundproblem). Eine Belastung wird 

jahrelang verarbeitet, bevor es zum "Umkippen" des Systems kommt. 

Viertens kann die räumliche Distanz zwischen Emissionsquelle und ihrer Wirkung groß sein. 

Damit sinkt die Erkennbarkeit, die Feststellung des Verursachers und die politische 

Verantwortung (Interregionalität). 

Fünftens ist auch der Informationsstand lückenhaft. Gemeinsam mit der Langfristigkeit führt 

das dazu, dass selbst subjektiv optimales Verhalten sich ex post als ungenügend oder falsch 

herausstellt (Informationsproblem). Oft gelingt es einen bekannten Schadstoff zu substituieren, 

nachträglich stellt sich der Ersatzstoff als ebenfalls problematisch heraus. 

(5) Trotz der immer zahlreicheren Literatur und der immer umfangreicheren Studien (vgl. 

Umweltberichte 1989 des ÖB1G für das Umweltministeriums oder Umweltdaten, Ausgabe 

1988 des Österreichischen Statistischen Zentralamtes) fehlen ganz zentrale quantitative und 

qualitative Problemabschätzungen. So fehlt nach wie vor eine quantifizierte Schätzung der 

Umwertschäden in Österreich (Ausnahme: Wald, teilweise Boden), es fehlt eine Integration 

der Umwelt in die Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung (eine Ausschreibung zu einem 

Forschungsauftrag ist im Gange). 

Eine Umlegung der von Wicke geschätzten Schäden für die BRD und von 

Plausibilitätsschätzungen der OECD würde für Österreich ein Schadensvolumen von 50-80 

Mrd. S ergeben, doch müsste dieses klarer eingrenzbar und in seine Komponenten (Wald, 

Boden, Gebäude) zerlegbar sein. Die Umweltausgaben sind etwas leichter festzustellen und 

dürfen sich auf 30  bis 35 Mrd. S belaufen. Wenn diese Zahlen der Tendenz nach stimmen und 

die jährlich eintretenden Schäden wirklich größer als der Sanierungsaufwand ist, heißt das, 

dass sich jedes Jahr die Produktionsgrundlagen für viele Wirtschaftszweige verschlechtern. 

Oder positiv ausgedrückt, dass eine im internationalen Vergleich raschere Umwettsanierung 

insofern die langfristige Konkurrenzfähigkeit Österreichs stärken würde, weil die 

Verschlechterung der Produktionsgrundlagen in Österreich früher zum Stillstand kommt. 

Beispiele dafür sind Fremdenverkehr und Landwirtschaft, wo der Zustand der Umwelt über die 

Qualität des Angebotes entscheidet und eine Verschlechterung der Umweltqualität die 

Konkurrenzfähigkeit beeinträchtigen würde. 

(6) Während oft über die negative Entwicklung der Umweltqualität berichtet wird, darf auch 

nicht vergessen, dass es beachtliche Erfolge gibt. Die Schwefeldioxidemissionen sind deutlich 

gesunken, bei anderen Leitsubstanzen konnte der Anstieg eingebremst werden. Die 

Emissionen der kalorischen Kraftwerke sinken deutlich, die Seen sind sauberer als in den 
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sechziger Jahren. Integrierte technische Lösungen haben in vielen Bereichen zu Recycling 

geführt, der Einsatz von Düngemitteln ist um ein Viertel gesunken. 

Generell kann man sagen, dass dort 

• wo ein Schadstoff als zentrales Problem betrachtet wurde und  

• es einen zentralen Verursacher (einen Emittenten oder ein Produkt) gibt und  

• einen spezifische Kreis von Betroffenen 

rasche und effiziente Lösungen gefunden wurden. Schwieriger ist die Sache bei unklarer 

Schadensursache, im Zusammenwirken mehrerer Schadstoffe, und wenn der Kreis von 

Verursachern oder Nutznießern der Problemlösung breit gefächert ist. 

(6) Eine Umweltpolitik mit marktwirtschaftlichen Mitteln und technischer Lösungsansätzen 

kann dazuführen, dass eine "qualifizierte Vorreiterposition" zu einem Wettbewerbsvorteil wird: 

• entwickelt man zur Lösung des Umweltproblems eine neue Technik, so entstehen zwar 

zunächst Entwicklungskosten, doch dann auch ein marktfähiges Produkt (oder eine 

verwertbare Technik; Beispiele Entsorgungs- und Kreislauftechnologien) 

• Innovationen zu denen ein ökologisches Ziel den Anstoß gegeben hat, bringen oft auch 

eine Kostensenkung oder Produktverbesserung 

• der strukturelle Wandel und die internationale Arbeitsteilung weisen einem entwickelten 

Industrieland den Platz der know-how-intensiven Produkte mit hohem 

Dienstleistungsanteil zu, während energieintensive Produkte nur mit niedrigen Spannen 

oder mit Subventionen langfristig in Industrieländern zu halten sind. 
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Als qualifiziert soll eine Vorreiterpolitik dann bezeichnet werden, wenn sie 

• der Entwicklung voran geht, aber dennoch nicht den internationalen Kontext außer acht 

lässt, 

• gezielt auf einen Technologievorsprung in aussichtsreichen Sparten hinarbeitet 

• die Kosten der Vorreiterrolle bei der Gesamtkostenbelastung (Löhne, Nebenkosten, 

Arbeitszeit, Steuerquote) berücksichtigt 

(7) Wie marktwirtschaftlich eine Umweltpolitik auch immer konzipiert ist, so hat sie einen 

gewissen Regulierungsbedarf und einen gewissen Finanzierungsbedarf. Soll die 

Gesamtsteuerbelastung nicht erhöht werden oder die Gesamtregulierungsdichte nicht 

angehoben werden, so müssen alte Regulierungen/Ausgaben effizienter ausgeübt oder 

ausgeschieden werden. Je weniger marktwirtschaftlich die Umweltpolitik ist und je weniger 

sie die technischen Lösungen forciert, desto mehr alte Aufgaben müssen ausgegliedert 

werden.  

Eine marktwirtschaftliche Umweltpolitik schreibt keine Null- Lösungen vor, sondern lässt die 

Wirtschaftssubjekte ihre Wohlfahrt bei Vorgabe der "richtigen" Preise, also inklusive 

Umweltkosten und Knappheitskosten bei nicht erneuerbaren Ressourcen, optimieren. Umwelt 

hat einen relativen Wert, der von den Einkommen, dem Grad der erreichten Verschmutzung, 

der verfügbaren Technik und den Präferenzen der Wirtschaftssubjekte abhängt. 

Dieser Standpunkt des "Ökonomen" kann von verschiedener Seite kritisiert werden: 

• der Ökologe würde gerne der Umwelt die uneingeschränkte Priorität über die anderen 

Wirtschaftziele geben und nicht eine "optimale Emission", sondern eine minimale 

anstreben. Bei intensiver Diskussion nähern sich die Standpunkte, denn auch der Ökologe 

will die Minimierung der Emissionen bei möglichst hohem Einkommen, Einen Preis für ein 

Verschmutzungsrecht empfindet der Ökologe allerdings als fast "unmoralisch". 

• der Praktiker und der Wirtschaftspolitiker wenden ein, dass die tatsächlichen vollen 

Kosten nicht ermittelbar sind und von vielen Werturteilen (Risikoabschätzungen) 

abhängen. Dem ist zuzustimmen, wenn auch die Richtung der erforderlichen 

Preisveränderungen in der Regel bekannt ist. 

• der Sozialpolitiker ergänzt zu Recht, dass das 'Modell die Verteilungswirkungen nicht 

berücksichtigt. Diese müssen in einem ökosozialen Konzept zusätzlich diskutiert werden, 

weil die Substitutionsmöglichkeiten, der Stellenwert der Umwelt in der Zielfunktion und die 

Lasten durch die Abbildung der externen Kosten die Einkommensverteilung noch einmal 

verändern. 

(8) Die Rolle der Öffentlichen Hand in der Umweltpolitik ist eine Mehrfache. 

• o Sie hat die richtigen Rahmenbedingungen zu setzen, also die Internalisierung der 

externen Kosten zu veranlassen, 

• o sie hat mitzuwirken, daß der technische Fortschritt seine Schlüsselrolle in Richtung 

umweltschonender Techniken spielen kann 
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• sie hat im Sanierungsfall und bei plötzlichen und großen Gefahren einzugreifen 

• sie hat die Kontrollfunktion über Auflagen, Verbote bis zu dem Zeitpunkt in dem 

marktwirtschaftliche Mechanismen funktionieren, oder wenn sie das Marktergebnis auch 

bei richtigen Preisen für unakzeptabel betrachtet (meritorische Güter) 

• sie hat eine Vorbildfunktion im eigenen Bereich (Behörden, öffentliche 

Unternehmungen), und eine zentrale Steuerfunktion über das öffentliche Auftragswesen 

auszuüben 

(9) Bisher war in Österreich, wie auch in den meisten anderen Ländern der ordnungspolitische 

Ansatz (Verbote, Auflagen) der weitaus dominierende Lösungsansatz. Dies ist als erste 

Reaktion auf ein relativ neues und bedeutendes Problem üblich und auch sinnvoll. Der 

ordnungspolitische Ansatz hat aber längerfristig einige Nachteile. 

• Er setzt nicht bei der Entstehung des Problems an, sondern nachträglich an der Korrektur 

• Es gibt eine Verpflichtung die Emissionen bis zum erlaubten Maximum zu reduzieren, nicht 

aber darüber hinaus 

• Er berücksichtigt kaum, ob die Erreichung des Grenzwertes billig oder teuer ist, mit dem 

Heben des Anspruchsniveaus werden die Kostenunterschiede einer weiteren Reduktion 

immer größer 

• Die Umweltprobleme werden technisch immer komplizierter (auch weil einige einfache 

gelöst sind). Das Vollzugsdefizit ist schon bei der heutigen Gesetzeslage ist groß, sodass 

eine Anpassung der Gesetze an die Komplexität der Wirklichkeit − selbst wenn sie 

möglich ist − vor allem das Vollzugsdefizit vergrößert. 

(10) Eine Umweltsanierungsstrategie bei Wirtschaftswachstum muss eine ausgewogenere 

Kombination der Instrumente anwenden, die die jeweiligen Vorteile der Instrumente nutzt. 

A: Das bisher dominierende Instrument der Auflagen und Verbote wird überall dort weiter 

dominieren, wo relativ plötzlich, schwerwiegende Probleme auftreten. Gefährliche 

Handlungen und Produkte müssen verboten werden. Potentiell gefährliche Stoffe haben 

einem strengen Genehmigungsverfahren zu unterliegen (Pestizide). Auflagen und Verbote 

müssen auch bei anderen Instrumenten (Steuern, Haftungen, Zertifikaten) helfend eingreifen 

oder werden mit diesen kombiniert. Besonders wenn es sich um einfach messbare und 

vermeidbare Leitsubstanzen handelt und die Emissionen stark konzentriert sind, können 

Auflagen ein unbürokratisches und effizientes Instrument darstellen (Schwefeldioxid bei 

Großemittenten). Bei komplexen Substanzen und bei der Kombinationswirkung von 

Schadstoffen und bei vielen kleinen Emittenten verlieren sie an Wirksamkeit. 

Teilweise könnte das Instrument der Auflagen und Verbote auch effizienter als bisher 

gehandhabt werden. 

• Schwarzer schlägt z.B. eine Entscheidungskonzentration bei den bisher zersplitterten 

Einzelgenehmigungsverfahren vor. 
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• Auch könnte das Instrument unter stärkerer Nutzung privater Unternehmen an Effizienz 

gewinnen. Kontrollmessungen erfordernden komplizierte Geräte, die nicht in jeder 

Behörde verfügbar sind und könnten an private Dienstleistungsbetriebe delegiert 

werden. 

B: Das Instrument der Subventionen soll bei schwerwiegenden Umstellungsproblemen den 

Übergang zu neuen Technologien erleichtern und andererseits der österreichischen Industrie 

zu einer Vorreiterposition bei "soft technologies" verhelfen. Die Umstellungsaufgabe kann vom 

Umwelt-Wasserwirtschaftsfonds vorgenommen werden. Zielsetzung, Richtlinien, Effizienz und 

Kontrolle müddten sich hier allerdings radikal ändern. 

Die Förderung von "clean technologies" ist heute schon in der Forschungsförderung und bei 

den Topinvestitionen möglich. Informationen über diese Möglichkeit und erfolgreiche 

Beispiele können zur stärkeren Nutzung führen, eventuell könnte man dem Anliegen durch 

eine zusätzliche Zinssatzsenkung oder Tranche für "soft technologies" noch mehr Nachdruck 

verleihen. 

Das Gesamtausmaß der Subventionen muss keineswegs größer werden, es soll nur gezielter 

eingesetzt werden. Dazu müsste die Einzelentscheidung über Projekte politikferner 

vorgenommen werden. Der Einfluss der öffentlichen Hand geht über die Richtlinien, deren 

Einhaltung von einer unabhängigen Stelle überprüft wird. 

C: Die Marktschaffungsinstrumente sind viel reichhaltiger als die Literatur vermuten lässt. 

Marktschaffungen im Sinne von Emissionslizenzen, Glockenbildung etc. können dort 

angewandt werden, wo es eine genügende Zahl von Marktteilnehmern und ein relativ 

homogenes Produkt und eine bestehende Regulierung (Messung) gibt. In der vorliegenden 

Studie wird sie vorgeschlagen für: * 

• Transitgenehmigungen: Transitfahrten könnten in den bestehenden bilateralen 

Verkehrskontingenten eine Sonderstellung erhalten, die Genehmigungen könnten von 

dem Transitland selbst - durch Versteigerung- erteilt werden. 

• Kapazitätsausbau im Fremdenverkehr: die Erweiterungen im Fremdenverkehr könnten 

ebenfalls durch Zertifikatslösungen eingeschränkt werden. Die Errichtung neuer Lifte 

(Tschurtschenthaler, 1989) bzw. aller Liftanlagen (Socher, 1989), oder generell von neuen 

Kapazitäten (Smeral, 1989) könnten von dem Erwerb von Zertifikaten abhängig gemacht 

werden. Diese Regelung ist flexibler als heute ins Auge gefasste Verbote und würden 

gering ausgelastete Kapazitäten vom Markt verdrängen. 

• Kompensationslösung bei Luftemissionen: das Luftreinhaltegesetz für Kesselanlagen sieht 

die Kompensation von Emissionserfordernissen innerhalb eines Betriebes vor. Diese Lösung 

könnte auf verschiedene Anlagearten (nicht nur Kesselanlagen) und verschiedene 

Betreiber ausgedehnt werden. 

• Kompensationslösung im Wasserrecht: es soll erlaubt sein, dass ein Emittent statt seine 

eigenen Emissionen zu reduzieren, sich finanziell an der Reduktion eines anderen 
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Betriebes oder einer Gemeinde beteiligt, wenn er damit die Emissionen um das 

eineinhalbfache reduziert. 

• Glocken überprüfen: größere Glockenlösungen gibt es in Europa nicht und die politische 

Akzeptanz dafür ist auch (noch) nicht gegeben. Es sollte trotzdem überlegt werden, ob 

es nicht in manchen Emissionsgebieten (Linz, Graz, Schwechat, Mur) oder in bestimmten 

Problemlagen (Smog) sinnvoll wäre, einen Plan für die Reduktion der Schadstoffe zu 

erstellen und ihn dann die Reduktionen einem marktwirtschaftlichen Angebotsprozess zu 

unterwerfen. 

Die Differenzierung von Preisen, Rechten, Qualitäten ist ebenfalls marktwirtschaftliches 

Instrument (eine Marktschaffung), weil das umweltschonende Verhalten billiger und das 

belastende teuerer wird. Als Beispiele wurden vorgeschlagen: 

• Differenzierung der Kraftfahrzeugsteuer nach den Emissionen und nach dem Recht bzw. 

Verzicht die Innenzone mancher Städte zu befahren (City Maut) 

• Bevorzugung von Elektroautos (und anderer Kraftfahrzeuge ohne fossile Brennstoffe) in 

Smogalarmplänen, bei Befahrung City (Beispiel Kalifornien), in der Steuerbemessung 

• Differenzierung der Müllgebühren je nachdem, ob Müllsortierung vorgenommen wurde, 

Müllkostenbemessung nach dem Gewicht der •Restmüllmenge" 

• Marktschaffung für landwirtschaftliche Produkte, die ohne Hormone, Düngemittel etc. 

hergestellt wurden 

• (Befristete) Verringerung der Mineralölsteuer für Kraftstoffe, die in Tankstellen mit 

Absaugvorrichtung verkauft werden 

Neue Dienstleistungen und neue Unternehmen werden erforderlich: 

• Energiesparberatung, energiewirtschaftliche Prüfung von Neubauten 

• Ausgliederung der Kontrollmessungen der Wasserrechtsbehörden an private 

Unternehmen 

• Beratungsaufgaben bei Düngung und Schädlingsbekämpfung 

• Grätzelweise Kontrolle und Beratung der Kleinverbraucher hinsichtlich Optimierung von 

Energieverbrauch und Emissionen 

• Kontrolle der Einhaltung von Branchenvereinbarungen, Überprüfung der Einhaltung der 

Förderungsbestimmungen 

• Produktion, Installation und Wartung von dezentralen Blockkraftwerken 

Marktschaffung bedeutet auch Forcierung der Konkurrenz, dort wo bisher Monopole 

unterstützt durch Gesetze und Regulierung tätig sind. Im Bereich der Elektrizitätswirtschaft und 

der Gaswirtschaft sollen Einspeisungen und Durchleitungen möglich sein. Bestehende 

Gebietsmonopole, Importhindernisse formeller und informeller Art sind zu beseitigen. Dann 

wird Energie effizienter angeboten, die Konkurrenz zwingt zu höherer Auslastung und 

sparsamerem Einsatz von Primärenergie im Verhältnis zu Energiedienstleistungen. 
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D: Das Instrument der Haftungen hat erstens bei zu spät erkannten Schädigungen, zweitens 

bei nicht vermeidbaren Beeinträchtigungen von Eigentumsrechten und drittens bei nicht 

absehbarere ^künftigen Schäden eine wichtige Funktion. Eine faire Beweislastverteilung, eine 

Solidarhaftung und ein teilweises Abgehen vom Verschuldensprinzip sind Voraussetzungen für 

die Wirksamkeit. 

Überlegenswert wäre die Gestaltung einer Haftung der Öffentlichen Hand für 

Kontrollversagen und das Vollzugsdefizit bestehender Gesetze (vgl. Mitterndorfer Senke). 

E: Die Funktion der Steuern und Ökoabgaben setzt an zwei Stellen an. Die Energiesteuer setzt 

einen generellen Anreiz zur Steigerung der Effizienz des Energieeinsatzes und macht "clean 

technologies" mit hohem Einsatz qualifizierter Arbeit und geringem Ressourceneinsatz 

attraktiver. 

Einzelne Ökosteuern setzen einen spezifischen Anreiz: 

• die Abwasserabgabe zur Verringerung und Reinigung des Abwassers 

• die Bodenschutzabgabe zur Verringerung des Düngemitteleinsatzes 

• die Deponiegebühr zur Verringerung des Abfalls 

• eine Landschaftsschutzabgabe zur Verringerung der zusätzlichen Bodenverbauung 

• Emissionssteuern zur Verringerung der Luftverschmutzung 

• Pfandlösungen zum Recycling oder zur richtigen Entsorgung 

Es war nicht Aufgabe dieser Arbeit konkret jede dieser Abgaben zu befürworten oder 

abzulehnen. Wären sie nicht mit einem Verwaltungsaufwand verbunden und würden die 

Einnahmen zur Senkung wettbewerbsverzerrender Steuern verwendet, so wäre jede der 

genannten Abgabe eine Wohlfahrtsverbesserung, weil sie der Tendenz nach externe Effekte 

wiedergeben. Ein Steuerungseffekt kann durch alle diese Abgaben erzielt werden, wenn sie 

hoch genug angesetzt sind. Die Praktikabilität, entscheidet welche der Abgaben 

durchführbar ist, wobei das Verhältnis der Einnahmen zum administrativen Aufwand nach der 

ökologischen Wirksamkeit ein wichtiges Kriterium sein soll. Daneben ist entscheidend, ob es 

effiziente Alternativen zum Abgabeninstrument gibt, die das erwünschte ökologische Ziel 

anders erreichen lassen. In der vorliegenden Arbeit wurde auch geprüft, ob die jeweilige 

Alternative Marktkräfte nutzt oder diese behindert. 

Deswegen fällt die Beurteilung für die generelle Steuerung der Produktionstechnik und des 

Konsumentenverhaltens durch eine relativ einfache Energieinputsteuer (differenziert nach nur 

drei Stufen) positiv aus, sofern die Einnahmen zur Entlastung des Produktionsfaktors Arbeit 

verwendet werden. 

Da die Energiesteuer der Tendenz nach externe Kosten und zukünftige Knappheit abbildet, 

verzerrt sie nicht wie andere Steuern den Marktprozess, sondern sie bringt das korrekte 

Ergebnis erst zustande. 
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Eine Primärenergiesteuer könnte in einer sanften Variante zu einer durchschnittlichen 

Verteuerung der Energie in zwei Etappen um zusammen ein Fünftel führen. In der ersten 

Etappe könnte mit den Einnahmen der Primärenergieabgabe die Lohnsummensteuer 

abgeschafft werden und die Arbeitnehmerberträge zur Sozialversicherung um 2 

Prozentpunkte gesenkt werden (Volumen ca. 15 Mrd. S). Die Energiesteuereinnahmen 

decken im Volumen die bisherigen Verwendungszwecke (Gemeinde- bzw. 

Pensionsfinanzierung). Es gibt nach Erschöpfbarkeit und Emissionen drei unterschiedliche 

Stufen für die einzelnen Energieträger. 

Wieder muss betont werden, dass weder Ökoabgaben noch eine Energiesteuer die anderen 

Instrumente ersetzten. Die ordnungspolitischen Instrumente bleiben zur Krisensteuerung und 

zur Kontrolle, poch die Last, die auf dem Auflageninstrumentarium liegt und damit die seine 

Komplexität wird erheblich geringer. 

G: Der technische Fortschritt übt die Rolle des langfristigen Problemlösers aus und ist insofern 

attraktiv als er gleichzeitig Kosten senken und umweltschonend sein kann. Dass in diese 

Richtung und nicht in Richtung energieaufwendiger und ressourcenverbrauchener Verfahren 

geforscht wird, muss vom Unternehmer, dem Konsumenten oder dem Staat angeregt 

werden. Wie sehr der technische Fortschritt anderen Lösungstechniken überlegen ist, zeigt 

sich in vielen Beispielen: 

• Nachträgliche Entsorgung ist möglich aber teuer und hat eine Menge von Folgekosten. 

Filteranlagen führen zu der Vergiftung des Klärschlammes oder einer qualitativen 

"Verschlechterung des Abfalls. Vermeidung des Abfalls, verrottbare Verpackung, 

Wiederverwertung der Stoffe lösen das Problem von der Wurzel und erweisen sich auch 

als billiger. 

• Energieerzeugung ist mit Emissionen oder Landschaftsverbrauch verbunden, die Nutzung 

von Abwärme erspart diese Probleme (großteils) 

• Integrierter Pflanzenschutz erlaubt eine ökologischere Schädlingsbekämpfung mit 

geringeren Kosten. 

H: Die Veränderung der Einstellung (Motivation) ist entscheidend für die langfristige 

Integration von Ökologie und Ökonomie. Dies bedeutet auch eine Veränderung der 

Berufsleitbilder: 

Viele Berufsleitbilder werden (sollen) sich ändern. Dazu einige Beispiele: 

• Der Rauchfangkehrer wird Energiesparberater und Emissionsminimierer. Dies ist besonders 

notwendig, weil die dezentralen Hausbrandemissionen die bisher am schwersten in Griff 

zu bekommende Emissionsquelle ist. Die schon heute quasi öffentlichrechtliche Stellung 

des Rauchfangkehrers kann ausgebaut werden, ein Energiespar- und 

Emissionsberatungsauftrag wäre möglich. 

• Der Landwirt wird Ökologe und Bodenschützer. Er bekommt für die Pflege des 

natürlichen Wasserlaufes Entschädigung und nicht wie bisher mehr nutzbare 
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Bodenfläche, wenn er drainagiert oder einen Flusslauf begradigen lässt. Er kombiniert 

den alten Erfahrungsschatz über naturnahe Methoden mit dem neuen Wissen über 

biologische Prozesse zu einer innovativen ökologischen Landwirtschaft. Patentierung 

oder Vermarktung von neuen Prozessen, neuen Produkte, Weiterverarbeitung oder 

ergänzende Nebenbeschäftigung gehören zum neuen Berufsbild. 

• Der Hausmeister übernimmt gegen eine zusätzliche Entlohnung die Verantwortung für 

eine erfolgreiche Mülltrennung (bisher war der Altpapiercontainer von ihm als Eindringling 

gesehen worden). Er wird Anlaufstelle für die Optimierung der Hauszentralheizung und 

publiziert die Heizkosten je "Quadratmeter. Sollten die neuen Aufgaben die 

Dienstbereitschaft übersteigen, enthält ein Hausvertrauensmann die Aufgabe (und das 

Entgelt) 

• Der Betriebsrat (ein Ombudsmann) übernimmt neben der Betriebsratstätigkeit im 

engeren Sinn die Umweltberatung. Er berät seine Kollegen, und übernimmt auch eine 

neue Rolle in der Betriebspartnerschaft. Er wird über Emissionen, Verbesserungen, 

Gefahren ebenso vorrangig informiert wie heute über Investitionsentscheidungen, 

Personalentscheidungen, und Beschwerden des Arbeitsinspektorats. Er diskutiert 

Verbesserungsvorschläge, Alternativen, Probleme ebenso in der Betriebsversammlung 

wie heute Sozialfragen. 

• Der Biologielehrer und der Chemielehrer ermöglichen den Schülern eigenverantwortliche 

Bürger zu werden, die Beschreibungen auf Nahrungsmitteln zu interpretieren, gewisse 

Messungen von Luft- und Wasserreinhaltung selbst durchzuführen. Sie werden über 

toxische Wirkungen von Substanzen informiert oder wissen wo man sich erkundigt. Der 

Physiklehrer berichtet über die Vielfalt neuer technischer Lösungen. 

• Der Mediziner informiert seine Patienten (Kunden) über mögliche 

Umweltbeeinträchtigungen und Gegenmaßnahmen 

Dies waren nur einige Beispiele, wie die Vision eines in die Unternehmensentscheidungen und 

Lebensplänen integrierten Umweltschutzes langfristig wirken könnte. Er verändert die 

Lebensgewohnheiten und macht viele heute notwendigen Regulierungen und 

Zwangsmaßnahmen wieder unnötig. Je schneller diese Utopie erreicht wird, desto weniger 

Regulierung wird benötigt und desto billiger kommt Umweltschutz. 

Technik und Motivation sind also die langfristigen Problemloser. Sie sind besonders geeignet 

für komplexe und differenzierte Probleme, weil der Problemloser sich mit einem spezifischen 

Situation für längere Zeit auseinandersetzen kann und ein hohes Eigeninteresse hat. Dieses 

kann durch Vorschriften nie so gezielt geweckt und genutzt werden. 

(11) Umweltprobleme haben eine starke internationale Komponente. Erstens gibt es globale 

Probleme (Treibhauseffekt, Ozonloch), die gemeinsame Strategien nahe legen. In dieselbe 

Richtung wirkt der Transport von Luftschadstoffen über nationale Grenzen. Andererseits 

weisen Länder gemäß ihrer Einkommens- und Verursacherposition dem Umweltproblem 

unterschiedliche Priorität zu. Die Vorstellungen über optimale Lösungsansätze divergieren 
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stark, so dass es auf internationaler Ebene oft nur zu unverbindlichen und unkontrollierbaren 

Vereinbarungen kommt. 

Umweltaspekte sollten sowohl in die Entwicklungspläne als auch in die Osthilfe integriert 

werden. Dies ermöglicht einerseits die Nutzung von Innovationen, die die Industrieländer in 

den letzten Jahren entwickelt haben, und entspricht gegenüber den Entwicklungsländern 

der Verantwortung der Industrieländer für den größten teil der globalen Umweltprobleme. 

Gegenüber den Ostländern erlaubt diese Strategie die Kombination von Hilfe mit Eigennutz, 

da die Reduktion der Immissionen je ausgegebenem Schilling für umweltfreundliche 

Techniken in vielen Nachbarländern wahrscheinlich höher liegt als im Inland. Die BRD und die 

DDR haben ein Technologietransferabkommen geschlossen, indem die BRD 

Umwelttechnologie im Wert von 300 Mill. DM zur Verfugung stellt. Österreich könnte ähnliche 

Umweltschutztechnologie-Verträge mit Ungarn, Polen, der DDR und der CSSR schließen. 

Die Umweltpolitik in der EG befindet sich im Umbruch. Einerseits wird versucht das bestehende 

Defizit in diesem Bereich abzubauen, andererseits erweisen sich konkrete Vereinbarungen 

immer wieder als schwer. Nach Instrumenten überwiegt auch hier der ordnungspolitische 

Ansatz, wenn auch immer wieder betont wird, dass marktwirtschaftlichere Lösungen wichtig 

wären. Eigenständige Umweltgesetze der einzelnen Länder wird es noch lange geben, wobei 

diese von der EG nur beeinsprucht werden, wenn sie den Wettbewerb mit Produkten 

betreffen (produktbezogener Umweltschutz), nicht wenn sie die Produktionstechnik betreffen 

und bisher nicht wenn sie Steuern betreffen. Die Entwicklung in der EG muss bei jeder 

sektoralen Strategie im Auge behalten werden, doch scheint der Handlungsspielraum für 

einreine Länder auf mittlere Sicht noch sehr groß. So "EG-konform wie möglich, so 

eigenständig wie nötig" dürfte die optimale Devise für eine anspruchsvolle Umweltpolitik sein. 

(12) Nach Sektoren dürfte der größte Handlungsbedarf im Verkehrsbereich liegen. Schon die 

derzeitigen Verkehrsprognosen sehen einen weiteren Anstieg des Verkehrsvolumens vor und 

berücksichtigen noch nicht, 

• dass die Wachstumswirkung des EG- Binnenmarktes zu einem Teil auf der zunehmenden 

Arbeitsteilung beruhen und 

• zweitens, dass mit der Liberalisierung im Osten ein erheblicher Anstieg des 

Verkehrsvolumens in Ostösterreich verbunden sein wird. 

In der Lösungshierarchie ist als erstes zu überlegen, ob man einen Teil dieses Verkehres 

vermeiden will, dann wie man ihn durch Anreize auf relativ gering belastende Verkehrsträger 

umlegen kann und zuletzt wie man bei jedem einzelnen Verkehrsträger die 

Umweltverträglichkeit erhöhen kann. 

Die Vermeidungsfrage stellt sich auch in einem marktwirtschaftlichen Konzept, weil bisher die 

externen Kosten des Verkehrs nicht voll im Kilometer-Preis abgegolten sind. Aus 

ökonomischen Gründen ist es auch besser die Vermeidungsfrage rechtzeitig zu stellen, weil 
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dann ein größeres Lösungsspektrum verfügbar ist als bei nachträglichen Lösungen im Gefolge 

plötzlicher politischer Umwälzungen. 

Die Kalkulation der Vollkosten (inkl. externe Kosten) von Verkehrsleistungen ist eine 

Vermeidungsstrategie. Die Umlegung von Fixkosten auf die gefahrenen Kilometer würde die 

Kosten des zusätzlichen Verkehrs besonders transparent machen. Eine Versteigerung der 

Transitlizenzen ist ein marktwirtschaftlicher Weg bei dem gleichzeitig Einnahmen anfallen. Eine 

Stadt- und Raumplanung, die Verkehrswege nicht unnötig verlängert und emissionsstarke 

Verkehrsmittel nicht begünstigt ist die zentrale Forderung im Konzept von Schopf. Der Ausbau 

der öffentlichen Verkehrsmittel auch schon unter Berücksichtigung des West-Ost Transits und 

die Reduktion der spezifischen Emissionen besonders bei den Erdölprodukten sind wichtige 

Maßnahmen. 

(13) Im Energiebereich besteht eine Stoßrichtung das Angebot an erneuerbaren (Biomasse) 

oder an bisher genutzten Energieträgern (zentrale und dezentrale Abwärme, 

Stromeinspeisungen) zu erhöhen. Die zweite Stoßrichtung muss die Konkurrenz und 

ökonomische Rationalität erhöhen (Aufhebung der Monopole und Handelshemmnisse, 

Tarifierung zu Knappheitspreisen). Die dritte Komponente Ist die Dämpfung der Nachfrage 

(durch Information, neue Technologien, Energiesteuer) und die vierte liegt in der Glättung der 

Jahres- und des Tagesverbrauchskurve. Alle vier Strategien reduzieren den Bedarf an 

herkömmlichen Kraftwerken. 

Unabhängig von dieser Beeinflussung von Angebot und Nachfrage (in Richtung mehr 

ökonomischer und ökologischer Effizienz, vgl. auch Teufelsbauer, 1989) müssen die Emissionen 

reduziert werden. Dabei Ist der Produktion, Verteilung und dem Verbrauch von Kohle, Erdgas 

und Erdöl(produkten) mehr Aufmerksamkeit zu schenken. Die Emissionen in kalorischen 

Kraftwerken konnten schon sehr stark reduziert werden. Beim Kleinverbraucher sind 

Emissionen und das Wachstum des Energiebedarfes weiterhin hoch, hier werden Beratung, 

Information und Sparanreize besonders benötigt. 

(14) Unser Wirtschaftssystem ("Soziale Marktwirtschaft") hat die Integration des 

Gewinnstrebens und der sozialen Frage besser geschafft als vielfältige Systeme in anderen 

Ländern. Mit der notwendigen Integration der ökologischen Frage ist eine neue 

Herausforderung aufgetreten. Wie bei der Sozialen Frage ist in der ersten Reaktion auf eine 

ungewohnte Aufgabe relativ viel mit Verboten und Vorschriften gearbeitet worden. Auch 

wurde die Problembekämpfung fast als ausschließliche Staatsaufgabe angesehen. Später 

wurde diese Rolle im Sozialbereich mehr von generellen Lösungssystemen 

(Pensionsversicherung, Krankenversicherung) übernommen, Verbote beschränken sich mehr 

auf Ausnahmesituationen. Zu dieser Verschiebung wird es auch im Umweltbereich kommen, 

sie muss allerdings politisch gewollt und gestaltet werden. Je mehr die Einstellung von 

Unternehmen, Konsumenten und Staat dazu führen, dass Umweltprobleme vorweg in der 

Produktions- und Konsumplanung berücksichtigt werden, desto weniger nachträgliche 

Eingriffe muss es geben. In der Lösung der Sozialen Frage hat die Sozialpartnerschaft die 
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Verantwortung für viele potentielle Konflikte übernommen und so die Regierungspolitik 

erheblich entlastet. Eine ähnliche Entlastung besteht am Umweltsektor noch nicht. Eine 

betriebliche Umweltpartnerschaft wäre ein Lösungsweg. Die Integration der Umweltfrage in 

die Sozialpartnerschaft etwa in Form eines Beirates für Wirtschaft- und Umweltfragen (parallel 

zum Beirat für Wirtschafts- und Sozialfragen) eine ergänzende Strategie. Experten der vielen 

umweltwissenschaftlichen Institute (Institut für Ökologie, OBIG, Gesellschaft für Ökologie etc) 

könnten gemeinsam mit Technikern und den Sozialpartnern zur offensiven Lösung der 

Umweltfragen und zu ihrer Integration mit den übrigen Zielen der Wirtschaftspolitik beitragen. 
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